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Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

1. Im Rahmen der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB wird Uber die Stellungnahmen der
Offentlichkeit zum Bebauungsplan Nr. 21 "Gewerbepark Babelsberg“, 1. Anderung
entschieden (gemaf Anlage 2).

2. Der Bebauungsplan Nr. 21 "Gewerbepark Babelsberg®, 1. Anderung wird gemal § 10 BauGB
als Satzung beschlossen, die dazugehoérige Begrundung wird gebilligt (siehe Anlagen 3 und
4).

Uberweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeirate: [] Nein
[] Ja, infolgende OBR:

[ ] Anhérung gemaR § 46 Abs. 1 BogKVerf

[] zurInformation




Finanzielle Auswirkungen? [] Nein [] Ja

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Die Finanzierung des Bebauungsplanes erfolgt durch den treuhanderischen Entwicklungstrager aus
dem Treuhandvermogen.

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 3 Geschaftsbereich 4
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Begriindung:

Aus aktuellem Anlass besteht das Erfordernis, (ber die Ergebnisse der Offentlichkeits- und
Behérdenbeteiligungen zum Bebauungsplan Nr. 21 "Gewerbepark Babelsberg®, 1. Anderung, zu
entscheiden und den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan zu fassen. Nahere Erlauterung zur
Erforderlichkeit der Beschlussvorlage ergeben sich aus den folgenden Anlagen zu dieser
Beschlussvorlage:

Anlage 1
Anlage 2
Anlage 3
Anlage 4

Kurzeinflhrung

(1 Seiten)

Abwagungsvorschlag Offentlichkeit )
Planzeichnung Bebauungsplan Nr. 21, 1.Anderung

Begriindung

(8 Seiten)
(1 Plan)

(47 Seiten)

Hinweis zu den Planunterlagen: Das Original des Bebauungsplans im MaB3stab 1:1000 kann jederzeit
im Bereich Stadterneuerung eingesehen werden.




Anlage 1
Kurzeinfihrung
Bebauungsplan Nr. 21 "Gewerbepark Babelsberg", 1. Anderung
Abwéagung und Satzungsbeschluss

Anlass fir die vorliegende Beschlussvorlage

Gemald § 10 Abs. 1 BauGB ist ein Bebauungsplan durch die Gemeinde als Satzung zu
beschlieRen. Durch das 1. Anderungsverfahren des rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 21
werden die Verkehrsverbindungen im Geltungsbereich, bei gleichzeitiger Bertcksichtigung der
Anforderungen der Filmproduktion an den Drehort optimiert.

Darstellung der Ergebnisse aus den bisherigen Verfahrensschritten und Empfehlung der
Verwaltung

Die im Rahmen der ersten offentlichen Auslegung vom 04.03. bis zum 04.04.2016 und der
Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager Ooffentlicher Belange eingegangenen
Stellungnahmen erforderten eine Anpassung der bisherigen Hohenfestsetzungen fir bauliche
Anlagen an die Planungsziele (5 Vollgeschosse im Mischgebiet und 4 Vollgeschosse in den
Gewerbegebieten) unter Berlicksichtigung von gestalterischen stadtebaulichen Gesichtspunkten
und den besonderen Belangen und Anspriche der Filmproduktionsstatte aus stadtplanerischen
Gesichtspunkten.

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 07.12.2016 Uber die Abwagung aus
dem vorgenannten Beteiligungsverfahren entschieden und einen erneuten Auslegungsbeschluss
zum Bebauungsplan Nr. 21 "Gewerbepark Babelsberg®, 1. Anderung, (DS 16/SVV/630) gefasst.

Zusammenfassung der Ergebnisse aus der erneuten Offentlichkeitsbeteiligung

Die erneute Beteiligung der Offentlichkeit zum Bebauungsplan erfolgte in der Zeit vom 26.01.2017
bis zum 28.02.2017.

Es ging eine Stellungnahme einer Anwaltin im Namen von drei betroffenen
Grundstiickseigentimern ein. Die Stellungnahme wurde geprift und ist in den Abwéagungsprozess
eingestellt worden.

Die seitens der Offentlichkeit vorgebrachten Anregungen beziiglich einer vélligen Aufgabe der
Einschrankung der gewerblichen Nutzung sowie einer Erhdhung zum Mal3 der baulichen
Ausnutzung bei gleichzeitiger Forderung nach einer Reduzierung der Pflanzfestsetzungen werden
stadtebaulich nicht befiirwortet — siehe Anlage 2.

Zusa_r_nmenfassunq der Ergebnisse aus der erneuten formlichen Behdrdenbeteiligung )
Die Anderung der Hohenfestsetzungen als Resultat der ersten Beteiligung der Offentlichkeit

(Auslegung vom 04.03.2016 bis zum 04.04.2016) machte eine erneute Beteiligung der Behérden
und sonstigen Trager offentlicher Belange erforderlich. Im Rahmen dieser Beteiligung wurde mit
Schreiben vom 23.01.2017, als einzige von der Anderung betroffene Behorde, das
Brandenburgische Landesamt fir Denkmalpflege und Archaologisches Landesmuseum, Abt.
Denkmalpflege gebeten, bis zum 28.02.2017 eine Stellungnahmen abzugeben. Das
Brandenburgische Landesamt fir Denkmalpflege und Arch&dologisches Landesmuseum Abt.
Denkmalpflege hat keine Stellungnahme abgegeben. Generell wird davon ausgegangen, dass
Behdrden, die sich nicht aul3ern, der Planung zustimmen.

Empfehlung der Verwaltung

Sofern dem Abwagungsvorschlag der Verwaltung gefolgt wird, kann der Satzungsbeschluss zum
Bebauungsplan Nr. 21 "Gewerbepark Babelsberg”, 1. Anderung gefasst und die Begriindung
gebilligt werden.




ANLAGE 2 Bebauungsplan Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg®, 1. Anderung,
erneute Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Stand 08.08.2018

Abwagungsvorschlag zu den Stellungnahmen der Offentlichkeit zum Entwurf des Bebauungsplans (Stand: 04.08.2016)
im Rahmen der erneuten Beteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB

Die offentliche Auslegung des Entwurfs zur 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 fand im Zeitraum vom 04.03. bis 04.04.2016 statt. Aufgrund von Ande-
rungen am Bebauungsplan fand im Zeitraum 26.01.2017 bis 28.02.2017 eine erneute 6ffentliche Auslegung des Entwurfs gemal § 13 Abs. 2 Nr. 2i.V.m. § 3
Abs. 2 BauGB 2016 im Bereich Stadterneuerung der Landeshauptstadt Potsdam statt. Wahrend der Beteiligung wurde der Offentlichkeit die Gelegenheit zur

AuRerung und Erérterung gegeben. Erganzend wurden der Entwurf zur 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 in das Internet eingestellt.

Wahrend der Auslegungsfrist ist eine Stellungnahme einer Rechtsanwaéltin im Namen von drei betroffenen Grundstiickseigentiimer eingegangen.

Die Einwenderin ist in dieser Auswertung anonymisiert.

Burger

Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Schreiben der Rechts-
anwaltin vom 27.02.2017

1. Beschrénkungen des Einzelhandels

Die Beschrankungen des Einzelhandels fiihren dazu, dass der typi-
sche Charakter eines Gewerbegebietes verloren geht. Zusétzlich zu
den weiteren Einschrankungen des Bebauungsplans hat das beab-
sichtigte Gebiet nicht mehr den Charakter eines Gewerbegebietes
nach § 8 BauNVO. Es handelt sich nicht mehr um reine Ausnahme-
tatbestande, der Charakter als Gewerbegebiet ist nicht mehr gege-
ben. Es werden ausgeschlossen; Lagerplatze, technische Anlage im
Freien, genehmigungspflichtige Anlage (ImSchV), Geschafts-, Bliro-
und Verwaltungsgebaude, Anlage fir sportliche Zwecke, § 8 Abs. 3
Nr. 2 und 3 BauNVO sind auch weitgehend ausgeschlossen. Es
bleiben also Tankstellen und Gewerbebetriebe nach § 8 Abs. 1 Nr. 1
BauNVO - soweit nicht ausgeschlossen.

Damit ist nicht einmal die Halfte des Anwendungsbereiches von § 8
BauNVO noch offen — es handelt sich nicht mehr um ein Gewerbe-
gebiet. Es kénnte ein Sondergebiet nach § 11 BauNVO festgesetzt
werden. Eine Festsetzung eines Gewerbegebietes ist aber nicht
moglich, auch nicht unter Beachtung von § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO.
Wenn die Gemeinde das Gebiet wie geplant beschranken mdochte,
kann sie es nicht als Gewerbegebiet ausweisen, denn die allgmeine

Der Bebauungsplan regelt nach den textlichen Festsetzungen Nr. 1.3 und
Nr. 1.6 bis Nr. 1.8 die Zulassung von von Einzelhandelseinrichtungen im
Mischgebiet und in den Gewerbegebieten, die sich aus dem Einzelhan-
delskonzept der Landeshauptstadt Potsdam ergeben. Die Stadtverordne-
tenversammlung hat am 07.05.2014 den Beschluss gefasst, dass das fort-
geschriebene Einzelhandelskonzept fiir die Landeshauptstadt Potsdam
anzuwenden und im Rahmen der Bauleitplanung und des besonderen
Stadtebaurechts umzusetzen ist. Danach wird die Einschrankung von Ein-
zelhandel in MI- und GE-Gebieten innerhalb von Bebauungsplénen gefor-
dert, sofern es sich nicht um die im Einzelhandelskonzept definierten Ver-
sorgungsbereiche handelt.

§ 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO erdffnet fir Gewerbegebiete eine besonders
weitreichende Moglichkeit zur Gliederung nach u.a. spezifischen Arten von
Nutzungen oder Arten der Betriebe.
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ANLAGE 2

Stand 08.08.2018

Bebauungsplan Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg®, 1. Anderung,
erneute Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Burger

Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Zweckbestimmung des & 8 BauNVO ist mit den geplanten Ein-
schrankungen nicht mehr in Einklang zu bringen. Wenn die Stadt
wie geplant vorgehen mochte, muss sie das Gebiet andern und
kann § 8 BauNVO nicht weiter einschrdnken (BVerwG vom
09.06.2016, Az 4 B 8.16, Nr. 1a).

Es fehlt an der notwendigen Abwagung und der Kenntnisnahme,
dass durch die Anderungen gerade kein Gewerbegebiet mehr vor-
liegt.

Die Beschrankung des Einzelhandels fuhrt auch dazu, dass kein
vereinfachtes Verfahrens nach § 13 BauGB durchgefuhrt werden
darf. Der Ausschluss des Einzelhandels beriihrt die Grundziige der
Planung, denn der Ausschluss im Gewerbegebiet lasst einen mas-
siven Teil der Art der Nutzung wegfallen. Da dieser Ausschluss al-
lenfalls Gber § 1 Abs. 9 BauNVO erfolgen kénnte, ist § 13 BauGB
nicht anwendbar. Die Eigenart der ndheren Umgebung bleibt nicht
unberiihrt. Es handelt sich gerade nicht um einen teilweisen Aus-
schluss von Einzelhandel, sondern um einen Komplettausschluss —
sortenbezogen. Es darf nicht komplett Neues geschaffen werden.
Derzeit ist jedoch Einzelhandel ohne Einschrankung mdglich und
wird auch tatsachlich durchgefihrt.

Der Bebauungsplan ist deshalb auch formell unwirksam.

Die Stadt hat auch nicht zwischen Nr. 1.3 und 1.7 der Planungsfest-
setzung abgewogen. Die unterschiedliche Behandlung der Gewer-
be- und Mischgebiete hinsichtlich des Einzelhandelssortiments ist
nicht begriindet und nicht hinreichend abgewogen. Es bestehen
keine zwingenden Griinde, fur das Gewerbegebiet anderen Einzel-
handel als fiir das Mischgebiet zuzulassen. Inshesondere ergibt sich
diese Art der Unterscheidung nicht aus dem Einzelhandelskonzept
und misste daher gesondert begriindet werden. Die (iber das Ein-
zelhandelskonzept hinausgehende Beschrankung des Gewerbege-
biets — im Vergleich zum Mischgebiet — ist nicht angemessen, ins-
besondere hat die Stadt die notwendige Abwagung nicht vorge-

Durch die Einschrédnkungen soll die Pragung des Gebietes als Standort fiir
produzierendes und verarbeitendes Gewerbe gestarkt werden, deren An-
siedlung als Ziel der Entwicklungsmafnahme Babelsberg formuliert ist. Die
Landeshauptstadt Potsdam hat nur einen geringen Bestand an verfligbaren
Flachen fur Gewerbeansiedlungen. Die verfligharen Standorte sind daher
im Zuge der Bauleitplanung exklusiv fir diese Nutzungen auszuweisen.
Das Gebiet an der AhornstraBe war als Teil des ehemaligen Karl-Marx-
Werkes urspriinglich industriell gepragt. Eine Ausweisung als Industriege-
biet entspricht nicht mehr der aktuellen Nachfragesituation. Aus diesem
Grund ist das Ziel des Bebauungsplans die Schaffung der Voraussetzun-
gen zur Ansiedlung kleinteiliger Gewerbebetriebe.

In den textlichen Festsetzungen Nr. 1.6, 1.7 und 1.8 wurden fiir die Gewer-
begebiete in Ubereinstimmung mit dem Einzelhandelskonzept dezidierte
Bestimmungen Uber die Zulassigkeit von Einzelhandelseinrichtungen fir
die verschiedenen Baufelder getroffen. Die textliche Festsetzung Nr. 1.8
schrankt die Méglichkeiten fir Einzelhandel nicht weiter ein, sondern erwei-
tert sie insbesondere in Bezug auf die textlichen Festsetzungen Nr. 1.6.
und Nr. 1.7.

Im Ubrigen entsprechen alle im Plangebiet angesiedelten Unternehmen
den zulassigen Gewerbenutzungen im Sinne des Bebauungsplans und
haben sich erst angesiedelt, als der Bebauungsplan Nr. 21 den Stand der
Planreife bzw. die Rechtskraft erlangt hatte. Es liegt nahe, dass die Unter-
nehmen hier gerade deshalb eine Flache erwerben konnten, weil die Nut-
zungskonkurrenz durch den B-Plan eingeschrénkt wird.

Die Stadtverordneten der Landeshauptstadt Potsdam haben im Jahr 2012
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ANLAGE 2

Stand 08.08.2018

Bebauungsplan Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg®, 1. Anderung,
erneute Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Burger

Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

nommen.

Weiterhin widerspricht sich der geplante Bebauungsplan. Wahrend
Nr. 1.7 teilweise Einzelhandel zulasst, verbietet Nr. 1.8 diese wieder
vollstéandig, soweit sich der Handel an Endverbraucher richtet. Im
Ergebnis waren also nur die in Nr. 1.7 gewollten Sortimente unter
den in Nr. 1.8 gewollten Bedingungen mdoglich. Das wiirde den be-
stehenden, auch an Endverbraucher gerichteten Baustoffhandel
meines Mandanten zukinftig illegal machen — zumindest in Hinblick
auf Anderungen — sei es baulicher Art oder Art des Verkaufs.

Entgegen der Begrindung der Anderung zum Bebauungsplan gibt
es auch keine Nr. 12.3, so dass der Baustoffhandel gerade nicht
geschutzt ist.

Es ist auch nicht mit dem Einzelhandelskonzept der Stadt vereinbar,
wenn die nicht zentrenrelevanten Sorten noch weiter eingeschrankt
werden, indem sie nicht an Endverbraucher verkauft werden dirfen
bzw. nur unter den in 1.8 formulierten Bedingungen. Das kann durch
das Einzelhandelskonzept nicht begriindet werden und war auch
ganz sicher kein Ziel desselben.

2. Sonstige Beschrankungen der Eigenschaften nach § 8 BauNvVO

Das Verbot von Lagerplatzen, technischen Anlagen und genehmi-
gungspflichtigen Anlagen in Verbindung mit den Verboten nach Nr.
1.5 sind nicht begriindet oder abgewogen. Die Verbote nach Nr. 1.4
passen nicht in ein Gewerbegebiet und sind nicht begriindet. Was
bezweckt die Stadt damit? Das musste sich zumindest aus der Be-
grindung ergeben. Ein Gewerbegebiet unter Ausschluss von Ein-
zelhandel und Biiro usw. lebt doch gerade von technischen Anlagen
(Fertigung) und Lagerplatzen.

Durch die massive Eingrenzung greift die Stadt in die Eigentums-
rechte der Grundstickseigentimer stark ein — es ist nicht erkenn-
bar, dass sie dies erkannt und eine Abwagung vorgenommen hat.
Fast die gesamte Nutzung der Gewerbegebiete ist mit diesen Best-

das Gewerbeflachensicherungskonzept (GSK) beschlossen. Darin werden
Vorkehrungen zur Sicherung der unverzichtbaren Substanz gewerblicher
Potenzialflachen getroffen, um dann schrittweise standortbezogene Aktivie-
rungsmaf3nahmen in Angriff zu nehmen. Aus dem Pool der bewerteten
Gewerbeflachenpotenziale wurden Flachen ausgewahlt, die den besonde-
ren Status ,Gewerbliche Potenzialflachen 2020 (P 20-Flachen)* aufweisen.
Aufgrund ihrer Nutzungseigenschaften, ihres Zustandes, der preislichen
Situation und planungsrechtlicher Aspekte sind die ,P 20-Flachen“ beson-
ders geeignet, in wichtigen Nutzungssegmenten den prognostizierten Ge-
werbeflachenzusatzbedarf in der Landeshauptstadt bis 2020 bedienen zu
kénnen.

Die Gewerbeflachen im B-Plan 21 sind solche P-20 Flachen.
Die Planung wird nicht geandert.
Der Hinweis, dass die textlichen Festsetzungen keine Nr. 12.3 beinhalten

ist richtig. Die Begriindung wird redaktionell geandert, gemeint war die text-
liche Festsetzung Nr. 1.7.

Die textliche Festsetzung Nr. 1.4 regelt, dass nach § 8 Abs. 2 BauNVO
allgemein zulassige Anlagen nicht zulassig sind:

- Lagerplatze, sofern sie nicht untergeordneter Bedeutung sind und flr
sonstige Grundstiicksnutzung notwendig,

- Technische Anlagen im Freien,

- Anlagen, die nach 4. BImSchV, Spalte 1 und 2 genehmigungspflichtig
sind.

Im Gewerbegebiet (GE) auf den Flachen d, e, h und j sind nach TF 1.5
zusatzliche folgende im GE allgemein zuldssige Nutzungen nicht zulassig:
Eigenstandige Geschéfts-, Buro- und Verwaltungsgebdude, Anlagen fir
sportliche Zwecke. Folgende nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 BauNVO aus-
nahmsweise zulassigen Nutzungen konnen auf den genannten Flachen
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ANLAGE 2

Stand 08.08.2018

Bebauungsplan Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg®, 1. Anderung,
erneute Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Burger

Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

immungen auf den Bestandsschutz angewiesen, eine gesunde Ent-
wicklung der Gewerbegebiet ist nicht denkbar.

Es ist weder aus dem Bebauungsplan noch aus der Begriindung
ersichtlich, was die Stadt wiinscht. Allein die Bevorzugung der Film-
produktion ist ersichtlich, aber diese durfte auf das Mischgebiet
beschréankt sein und kann nicht zum Totalausschluss anderer Ge-
werbe flihren.

3. Hohe

Die Unterscheidung der H6he der Bebauung ist nicht klar. In der
Begriindung findet sich keine Abwagung, warum keine einheitliche
Hohe festgesetzt wird.

Es findet sich die Begriindung, dass die Hohe 51 m wegen der Be-
standsgeb&audenotwendig sei. Das ist aber noch keine Abwagung,
warum im Gewerbegebiet nicht genauso hoch gebaut werden darf.
Insbesondere sind die Ausnahmen fir die Filmproduktion nicht ver-
standlich. Eine Hohenbegrenzung — gleich welcher Art — bedarf ei-
ner Begriindung, denn sie ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Ei-
gentum. Die Stadt begriindet lediglich, warum im Mischgebiet 51 m
festgelegt werden, nicht aber warum im Gewerbegebiet — bis auf die
Filmproduktionsstéatten —weniger erlaubt sein soll. Es liegt ein Ab-
wagungsfehler vor, die unterschiedliche Behandlung ist nicht ge-
rechtfertigt.

nicht zugelassen werden: Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und
gesundheitliche Zwecke, sowie Vergnligungsstatten. Ausgenommen hier-
von sind auf den Flachen d und e Nutzungen aus dem Bereich der Medi-
enwirtschaft sowie medienbezogene Freizeitnutzungen.

Die Einschrédnkungen beziehen sich auf eigenstandige Lagerplatze, die
somit keine untergeordnete Nutzung eines Betriebes darstellt und neben
einer extensiven Flachennutzunge auch nur durch eine geringe Anzahl an
Arbeitsplatzen gepragt ist. Die Stadt entwickelt hier mit hohem Aufwand
und unter Heranziehung von Fordergeldern ein Gewerbegebiet, in dem
Arbeitsplatze geschaffen werden sollen.

Der Ausschluss von technischen Anlagen im Freien ist nicht gleichzusetzen
mit einem generellen Ausschluss von technischen Anlagen. Lediglich ei-
genstandige technische Anlagen sollen damit ausgeschlossen werden.

Die Planung wird nicht geandert.

Die Geschossigkeit in den GE-Gebieten ist auf maximal drei bzw. vier Ge-
schosse begrenzt. Fur produzierendes und verarbeitendes Gewerbe ist
eine Bebauung mit mehr als drei Geschossen uniblich. Diese Nutzungen
breiten sich eher in der Flache, als in der Héhe aus. Hier sei darauf hinge-
wiesen, dass abgesehen von denkmalgeschitzten Gebduden lediglich ein
Gewerbeobjekt im Plangebiet mit drei Geschossen errichtet wurde.

Die zulassige Hoéhe baulicher Anlagen ist immer auch in Bezug zu der vor-
handenen Gelandehdhe zu setzen. Diese liegt im Bereich des Ml an der
GrolRbeerenstralle bei ca. 34,50 m und im Suiden des Plangebietes bei ca.
33,00 m. Insofern ist eine unterschiedliche bauliche H6he in den Bereichen
auch aus diesem Grund notwendig.

Grundsétzlich erfillt die Begrenzung der Baumasse auch einen dampfen-
den Einfluss auf die Bodenpreise, was fiir die erfolgreiche Ansiedlung von
Gewerbebetrieben ebenfalls ein wesentlicher Faktor ist.

Dennoch wurde die festgesetzten baulichen Hohen noch einmal in Bezug




ANLAGE 2

Stand 08.08.2018

Bebauungsplan Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg®, 1. Anderung,
erneute Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Burger

Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

4. Bepflanzun

Die Regelungen zur Bepflanzung sind nicht nachvollziehbar und
damit schon unwirksam. Ziel soll die Schaffung von Alleen bzw.
bepflanzten Straflenziigen und Parkplatzen sein. Dem wird die um-
fangreiche und verwirrende Festsetzung nicht gerecht.

Die Gewerbeflachen sind, falls ich das richtig verstehe, zu 20 % zu
bepflanzen. Davon ist die Halfte als Mahwiese, die andere Halfte als
Hecke mit Baumen anzulegen.

Zusatzlich sollten je 600/750 m ein Baum/wie Obstbaume gepflanzt
werden.

Dazu kommen im Bereich B nochmal die vorgéartendhnlichen Be-
pflanzungen.

Die Anrechnung nach Nr. 8.2 ist eine Kann-Bestimmung.

Die genannte Anzahl der Baume und Strucher ist bereits unklar im

Hinblick auf die Anrechnung. Genligt die Vorgartengestaltung, um
auch Nr. 8.1 zu erfullen?

Warum missen 20 % des Grundstiickes im Gewerbegebiet be-
pflanz werden? Wie steht das im Einklang mit dem Verboten, die

zur Gelandehdhe und zur festgesetzten Geschossigkeit Uberprift und eine
starkere Differenzierung vorgenommen:

Im Mischgebiet mit einer Zuléssigkeit von V Geschossen und einer Gelan-
dehdhe von ca. 34,50 m diirfen bauliche Anlagen eine Firsthéhe von 51,0m
UDHHN nicht Gberschreiten.

Im Gewerbegebiet Teilflachen c, f, g, gg, 9gg, h, i, j und k durfen bauliche
Anlagen eine Hohe von 49,0 m UDHHN nicht tberschreiten. Die Gelande-
hohe liegt hier bei ca. 33,00m.

Im Gewerbegebiet Teilflachen b, d und e dirfen bauliche Anlagen eine
Hohe von 51,0 m GDHHN nicht Gberschreiten.

Die Planung wird nicht geandert.

Die durch den B-Plan vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft kdn-
nen durch die Minderungs- und Ausgleichsmaflinahmen vollstédndig im Ge-
biet ausgeglichen werden. Aufgrund der erheblichen Vorbelastung des Ge-
bietes (wenig Vegetation, hoher Versiegelungsgrad) erfolgt im Plangebiet
im Vergleich zur Bestandssituation sogar eine deutliche Verbesserung des
Okologischen Zustands.

Diese Verbesserung wird innerhalb des Entwicklungsbereiches aufgrund
der geltenden gesamt Eingriffs-/Ausgleichsbilanz verrechnet und dient so-
mit zum Ausgleich an anderer Stelle im Entwicklungsbereich.

Der B-Plan 70, der hier zum Vergleich herangezogen wird, ist der einzige
B-Plan in der Umgebung, der auerhalb des Stadtebaulichen Entwick-
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Abwagungsvorschlag

bereits das Grundstiick stark einschranken?

Im benachbarten Gewerbegebiet B-Plan 70 ist nicht ansatzweise so
eine Grindichte gefordert.

Die Intention der Stadt zur Begrinung der Stra3en ist durch die
Vorgartenbestimmung schon erreicht, wozu dienen die weiteren
Begriindungsmafnahmen? Warum sollen Mahflachen geschaffen
werden?

Wie viele Baume missen konkret auf einem Grundstiick gepflanzt
werden? Das ist aus den Festsetzungen nicht ohne weiteres einfach
zu ermitteln. Es fehlt die nétige Transparenz.

lungsbereichs Babelsberg liegt und somit kein Entwicklungsbebauungs-
plan ist. Die Bebauungsplane innerhalb des Entwicklungsbereiches weisen
alle die mehr oder weniger gleichen Anforderungen an die Bepflanzung der
Grundstiicke auf.

Fur ein etwa 2.000 m2 groRes Gewerbegrundstick mit einer GRZ von 0,5
liegt die Mindestanforderung der Bepflanzung im B-Plan 21 bei etwa 7
Laubbdumen, 10 Heistern und 120 Strauchern (die Berechnung ist natir-
lich abhéngig von der Anzahl der Stellplatze und dem Anteil an den Pflanz-
flachen B und A).

Eine Uberschlagige Ermittlung fiir ein Gewerbegrundstiick im B-Plan 70 hat
ergeben, dass hier bei einer GRZ von 0,6 3 Baume, 665 Bodendecker, 27
Solitéargeholze und 66 Straucher zu pflanzen sind.

Insofern ist die Aussage nicht richtig, dass die Griinanforderungen im B-
Plan Nr. 70 nicht ansatzweise so hoch sind, wie im B-Plan Nr. 21.

Vegetationsflachen und Baumpflanzungen tragen zum Schutz und zur
Entwicklung der biotischen und abiotischen Naturhaushaltsfunktionen bei.
Dariiber hinaus wirken sie Landschafts- und Ortshild pragend. Fiir den
Biotop und Artenschutz haben insbesondere heimische und standortge-
rechte Pflanzen eine hohe Bedeutung als Lebensraum und Nahrungs-
grundlage fir eine Vielzahl von Tieren. Aus diesem Grund setzt der Be-
bauungsplan in TF 8.1 fest, dass fiir Vegetationsflachen heimische und
standortgerechte Pflanzen zu verwenden sind. Die Pflanzliste hat im Ubri-
gen nur empfehlenden Charakter. Die Festsetzung einer Pflanzqualitat
stellt sicher, dass die Pflanzen von Beginn an eine gewisse Wertigkeit auf-
weisen.

Gehdlzstrukturen besitzen dartiber hinaus eine klimatisch-lufthygienische
Wohlfahrtswirkung durch Temperaturabsenkung, Erh6hung der Luftfeuch-
tigkeit und Bindung von Luftschadstoffen.

Die Planung wird nicht geandert.
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Abwagungsvorschlag

5. Abstandsleitlinie

Die Bestimmung in 11.4 fiihrt zu einer weitergehenden Einschran-
kung des Gewerbegebiets. Von den verbliebenen Restmdglichkei-
ten werden weitere ausgeschlossen, ohne dass es hierzu eine kon-
krete Begrindung gibt. Nach Aufhebung der Abstandsleitlinie ver-
bleibt die Stadt bei der Geltung derselben tber den B-Plan. Der
bloRe Hinweis darauf, dass die Immissionsschutzvorschriften Spiel-
raum lassen, hilft den betroffenen Betrieben nicht zur baurechtlichen
Zulassigkeit im Geltungsbereich. Die in der Abstandsleitlinie ge-
nannten Betriebe sind vollstandig unzulassig, Ausnahmen sind ge-
rade nicht bzw. nur sehr beschrankt vorgesehen. Das passt aber
nicht mit den sonst vorgenommenen Einschrankungen.

Die Begrundung des urspriinglichen Plans zielt auf die Vermeidung
von Immissionskonflikten. Dieser kann aber auch anders geldst
werden als durch ein absolutes Verbot.

Es ist insbesondere nicht ersichtlich, warum dann die immissions-
armen Betriebe verboten sein sollen, so z. B. Anlagen zum Tréanken
von Stoffen mit Teer (Nr. 63 der Abstandsleitlinie) oder Anlagen zum
Herstellen von Tierfutter (Nr. 70a).

Es fehlt an der Abwagung und der Darstellung der stadtebaulichen
Ziele der Stadt.

Bei Durchsetzung der Verbote der Betriebe, die in der Abstandsleit-
linie enthalten sind, ist auf den Grundstlicken fast gar nicht mehr
erlaubt.

Von § 8 BauNVO bleibt:

- Ein Teil von Abs. 2 Nr.1

- Ein minimaler Teil der Geschéfte von Abs. 2 Nr. 2

- Abs.2Nr. 3

- Abs. 3 Nr. 1 (ausnahmsweise)

- Diese sind auch nur zulassig, soweit sie nicht unter das Verbot
von Nr. 11.4 fallen.

- Das ist eine nicht hinzunehmende Einschréankung.

Die Anwendung der Abstandsleitlinie Brandenburg wurde bei der erstmali-
gen Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 21 zur Einschréankung von stark
emittierenden Betrieben und Anlagen vom Landesamt fir Immissions-
schutz im Jahr 1999 empfohlen. Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens
(frihzeitige Beteiligung im November 2014 und zur 1. Auslegung im Méarz
2016) zur 1. Anderung des Bebauungsplanes hat das nun fiir den Immis-
sionsschutz zustandige Landesamt fiir Umweltschutz keinerlei Hinweise
gegeben, dass die Abstandsleitlinie Brandenburg nicht mehr anwendbar
ist.

Bestehende textliche Festsetzungen, welche auf die Abstandsleitlinie Be-
zug nehmen, dirfen aus juristischer Sicht grundséatzlich unverandert blei-
ben. Die textliche Festsetzung 11.4 des seit 2006 rechtskraftigen Bebau-
ungsplans bleibt unverandert bestehen. Die Teilflache ,a“ ist in die Teilfla-
che ,c" integriert worden, damit konnte lediglich die Flachenbezeichnung
LA entfallen. Die von der textlichen Festsetzung betroffenen Flachen haben
keine Ausweitung erfahren.

Auf der Planzeichnung wird der Hinweis aufgenommen, dass die Abstands-
leitlinie in der Stadtverwaltung im Bereich Stadterneuerung eingesehen
werden kann. Dies dient dem "Gebot der Normklarheit".

Die im Plangebiet angesiedelten Unternehmen entsprechen den zuléssigen
Gewerbenutzungen im Sinne des Bebauungsplans und haben sich erst
angesiedelt, als der Bebauungsplan Nr. 21 den Stand der Planreife bzw.
die Rechtskraft erlangt hatte. Der vorgetragene Einwand, dass durch die
Anwendung der Abstandsleitlinie eine weitgehende Einschréankung fiir Ge-
werbebetriebe besteht, wird somit nicht bestatigt.

Die textliche Festsetzung Nr. 11.4 der rechtskraftigen Planung bedarf
keiner Anderung.
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Abwagungsvorschlag

6. GRZ

Die Stadt legt entgegen § 17 BauNVO statt 0,8 eine GFZ von 0,5
fest. Eine Begrindung erfolgt hierzu nicht, sondern nur die Erkla-
rung, die Werte beachten gewollte zukiinftige Bebauung. Welche
das ist, bleibt offen. Da insoweit ebenfalls eine Einschréankung vor-
genommen wird, fehlt es an der Abwagung und weitergehenden
Begriindung. Eine Abschirmung von Wohnbebauung ist in den Ge-
werbegebieten h, j, k nicht notwendig. Eine héhere GFZ hat unter
Beriicksichtigung der Einschrénkung in der Art der Bebauung und
der weitschweifenden Bepflanzungsvorschriften keine schadlichen
Auswirkungen.

In den Teilflachen h, j und k bleiben die Festsetzungen von GRZ und GFZ
bzw.BMZ unverandert. Ungeachtet dessen legt § 17 BauNVO keine Regel-
gréRen, sondern Grenzwerte fest. Daher kann auch keine ,Einschrankung”
vorliegen. Der Bebauungsplan setzt fur keine Flache eine maximal zuléassi-
ge GFZ von 0,8 bzw. 0,5 fest. Fiir die Gewerbegebiete b, f und g wird eine
maximal zulassige GFZ von 1,0 festgesetzt, fir die Gewerbegebiete b, ggg,
i und k wird eine maximal zulassige GFZ von 1,2 festgelegt und fiir das
Gewerbegebiet ¢ wird als Hochstwert eine GFZ von 1,5 festgelegt

Die Planung wird nicht geandert.
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Bebauungsplan Nr. 21

1. Anderung
der Landeshauptstadt Potsdam

fur das Gelande zwischen Grof3beerenstral3e, Ahornstralie,

Orenstein-&-Koppel-Strale,

Grunstralle

dem Gelande des Pumpwerks Gartenstral3e und der

in Potsdam - Babelsberg

Mischgebiet

Gewerbegebiet

Teilflachen (im GE)

Grundflachenzahl

Geschol3flachenzahl

Baumassenzahl

Geschlossene Bauweise

Baugrenze

Verkehrsflachen

StraRenverkehrsflachen

Fuf3- und Radweg
StralRenbegrenzungslinie

Griunflachen

Grinflachen

Parkanlage

Dauerkleingéarten

Elektrizitat - Trafo

belastende Flachen

des Bebauungsplans

Art der baulichen Nutzung

Mald der baulichen Nutzung

Zahl der Vollgeschosse als Hochstmal}

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung:

Versorgungsanlagen

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von
Baumen, Stréauchern und sonstigen Bepflanzungen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu

Grenze des rAumlichen Geltungsbereichs

Nachrichtliche Ubernahme

Zeichenerklarung

(8 6 BauNVvO)

(8 8 BauNVvO)

(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

(8 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

(816 Abs. 2Nr.1 BauNvo) % B (02

(§ 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNvo) % B

(8 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO)

als Mindest- und Héchstmal3

Bauweise und Baugrenze

(8 16 Abs. 2 Nr. 3BauNnvo)  z.B. |l

zB. |-l

(8 22 Abs. 3 BauNVO) g

(8 23 Abs. 3 BauNVO)

(8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

(8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

(8 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

(8 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

(8 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Sonstige Festsetzungen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Umgrenzung von Flachen, deren Bdden erheblich
mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale),
die dem Denkmalschutz unterliegen

Abgrenzung von Larmpegelbereichen (LPB)
Gebaudenummern (ehem. Karl-Marx-Werke)

Umgrenzung von Flachen, die als
Bodendenkmal ausgewiesen sind

(8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

(89 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

(89 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

(8 14 Abs. 2 BauNVO)

MalRnahmen und Flachen fur MalBnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

e
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(8 9 Abs. 6 BauGB)
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1. Katastervermerk

Potsdam, den

2. Ausfertigung

und die Begriindung gebilligt.
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

Potsdam, den

3. Bekanntmachung

Potsdam, den

sowie der Behorden und sonstigen Trager offentlicher

Verfahrensvermerke

Die verwendete Planunterlage enthélt den Inhalt des Liegenschaftskatasters mit Stand vom 17.09.2018 und weist die planungsrelevanten
baulichen Anlagen sowie StraRen, Wege und Platze vollstandig nach. Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch
eindeutig. Die Ubertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Ortlichkeit ist eindeutig moglich.

Hersteller der Planunterlage

Die Stadtverordnetenversammlung hat auf ihrer Sitzung am ........................ die Abwagung der vorgebrachten Stellungnahmen der Offentlichkeit
elange gepruft und den Bebauungsplan geméafR § 10 BauGB als Sat-zung beschlossen

Oberbirgermeister

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan auf Dauer wéhrend der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden kann und uber dessen Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am ...
Nr. .. Lo ortsuiblich bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mangeln der Abwégung
sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Falligkeit und Erldschen von Entschéadigungsanspriichen (§ 44 BauGB)
hingewiesen worden. Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.

im Amtsblatt fir die Landeshauptstadt Potsdam

Oberbirgermeister

Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung

11 Im gesamten Mischgebiet (MI) sind folgende,
nach § 6 Abs. 2 BauNVO zuléssige Nutzungen nur
ausnahmsweise zuléssig:

- Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale und
gesundheitliche Zwecke.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 1 Abs. 5 und
§ 6 Abs. 2 BauNVO)

1.2 Im gesamten Mischgebiet (M) sind folgende
nach § 6 Abs. 2 BauNVO zuléssige Nutzungen nicht
zulassig:

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen,

- Vergniigungsstatten.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 1 Abs. 5 und § 6
Abs. 2 BauNVvO)

13 Im gesamten Mischgebiet (MI) sind die nach

§ 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO in Mischgebieten zulassigen
Einzelhandelsbetriebe zulassig, sofern sie dem
Anlagentyp Nachbarschaftsladen (Convenience-Store)
entsprechen.

Ausnahmsweise sind weitere Einzelhandelsbetriebe
zulassig, wenn sie im Kernsortiment zentrenrelevante
Sortimente fiir die Nahversorgung der Potsdamer Liste
anbieten, in einer Nahversorgungsliicke liegen und
standortgerecht dimensioniert sind. Bei diesen handelt
es sich um folgende Sortimente:

- Nahrungsmittel, Getranke und Tabakwaren

- Apotheken, medizinische, orthopadische und
kosmetische Artikel (einschlieflich Drogerieartikel)
- Buicher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und
Blrobedarf
AuBerdem sind weitere Einzelhandelsbetriebe
ausnahmsweise zuléssig, wenn sie im Kernsortiment
sonstige zentrenrelevante Sortimente der Potsdamer
Liste anbieten und standortgerecht dimensioniert sind.
Bei diesen handelt es sich um folgende Sortimente:
- Textilien
- Bekleidung
- Schuhe und Lederwaren

Haushaltsgegenstande (einschlieBlich
Campingmdbel)

Keramische Erzeugnisse und Glaswaren
- Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren

Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen
Beetpflanzen, Wurzelstdcke und Blumenerde

Zoologischer Bedarf und lebende Tiere
Heimtextilien

Elektrische Haushaltsgerate, Gerate der
Unterhaltungselektronik und Musikinstrumente

- Kunstgegenstande, Bilder, kunstgewerbliche
Erzeugnisse, Briefmarken, Miinzen und
Geschenkartikel

Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck

- Spielwaren

- Augenoptiker

- Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker)

- Computer, Computerteile, periphere Einheiten und
Software

- Telekommunikationsendgerate und Mobiltelefone

Sport- und Campingartikel (ohne Campingmabel),
ausgenommen Sport- und Freizeitboote und
Zubehor

- Sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen
Blromébel und Brennstoffe

(Rechtsgrundlage : § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9
BauNVO und § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

14 Im gesamten Gewerbegebiet (GE) sind folgende,
nach § 8 Abs. 2 BauNVO allgemein zuldssige Anlagen
nicht zulassig:
- Lagerplatze, sofern sie nicht von untergeordneter
Bedeutung sind und fiir die sonstige
Grundsttcksnutzung notwendig sind,

- Technische Anlagen im Freien,
- Anlagen, die nach 4. BImSchV, Spalte 1 und 2
genehmigungspflichtig sind.
(Rechtsgrundlage § 1 Abs. 9 und § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 8
Abs. 2 BauNVvO)

15 Im Gewerbegebiet (GE) auf den Flachen d, e, h
und j sind folgende im GE allgemein zuléssige
Nutzungen nicht zuléssig: Eigenstandige Geschafts-,
Biro- und Verwaltungsgebaude, Anlagen fir sportliche
Zwecke. Folgende nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3
ausnahmsweise zulassigen Nutzungen koénnen auf den
genannten Flachen nicht zugelassen werden: Anlagen
fuir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche
Zwecke, sowie Vergniigungsstatten. Ausgenommen
hiervon sind auf den Flachen d und e Nutzungen aus
dem Bereich der Medienwirtschaft sowie
medienbezogene Freizeitnutzungen.

(Rechtsgrundiage § 1 Abs. 9 und § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit
§ 8 Abs. 2 BauNVO)

1.6 In den Gewerbegebieten GE b, ¢, d, e, f, g, gg,
und ggg sind Einzelhandelsbetriebe nicht zuléssig.

(Rechtsgrundlage : § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9
BauNVO und § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)

1.7 In den Gewerbegebieten h, i, j, und k sind
Einzelhandelsbetriebe zulassig, sofern sie
nicht-zentrenrelevante Sortimente anbieten. Diese
Sortimente sind:

- Beleuchtungsartikel

- Fahrrader, Fahrradteile und Zubehor

- Kraftwagen

- Kraftwagenteile und Zubehor

- Kraftrader, Kraftradteile und Zubehor
Wohnmébel (inkl. Matratzen)
- Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren (einschlieflich
Sanitarkeramik, Garagen, Gewéachshéauser,
Geréatehauschen und Baubuden)
Anstrichmittel
- Bau- und Heimwerkerbedarf
- Tapeten- und Bodenbelage (einschlieBlich

Teppiche)
- Aus der Unterklasse Blumen, Pflanzen und Saatgut:
Beetpflanzen, Wurzelstocke und Blumenerde
Aus der Unterklasse Sport- und Campingartikel:
Sport- und Freizeitboote und zubehor
Aus der Unterklasse Sonstiger Facheinzelhandel:
Biiromébel und Brennstoffe
- Mineral6lerzeugnisse

(Rechtsgrundlage : § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.v.m. § 1 Abs. 5 und 9
BauNVO und § 8 Abs. 2 Nr .1 BauNVO)

1.8 In den Gewerbegebieten sind an den
Endverbraucher gerichtete Verkaufsstatten von
Gewerbebetrieben aller Art (einschlieBlich
Handwerksbetriebe) nur ausnahmsweise zulassig, wenn
sie ausschlieBlich dort hergestellte oder
weiterzuverarbeitende oder weiterverarbeitete Produkte
verauBern und in einem unmittelbaren raumlichen und
funktionalen Zusammenhang mit dem entsprechenden
Gewerbebetrieb stehen. Die Summe an Verkaufs- und
Ausstellungsfléache darf nur einen deutlich
untergeordneten Teil von héchstens 10% der
Geschossflache des Gewerbebetriebs einnehmen. Bei
zentrenrelevanten Sortimenten darf die Verkaufsflache
héchstens 150 m2 betragen.

(Rechtsgrundlage : § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9
BauNVO)

1.9 Im Mischgebiet (M) sind auf den nicht
Uberbaubaren Grundstiicksflachen Stellplatze und
Garagen i.S.v. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen i.S.v.
§ 14 BauNVO unzulassig.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

1.10 Im gesamten Gewerbegebiet sind auf den mit A
und B gekennzeichneten Flachen Stellplatze und
Garagen i.S.v. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen i.S.v.
§ 14 BauNVO unzulassig.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

2. MaR der Nutzung

21 Im gesamten Mischgebiet (MI) darf die Firsthéhe
von 51,0 m iDHHN nicht Gberschritten werden. Die
Traufkante darf im gesamten Mischgebiet nicht hoher als
bei 47,5 m UDHHN liegen.

Im Gewerbegebiet (GE) Teilflachen c, f, g, gg, ggg, h, i, j
und k diirfen bauliche Anlagen eine Hohe von 49,0m
GDHHN nicht iberschreiten.

Im Gewerbegebiet Teilflachen b, d und e durfen bauliche
Anlagen eine Hohe von 51,0 m UDHHN nicht
Gberschreiten.

Eine Uberschreitung der maximal zulassigen
Gebaudehohe durch technische Aufbauten, wie
Schornsteine und Liiftungsanlagen ist ausnahmsweise
zulassig. Bei Uberschreitung der maximal zuléssigen
Hohe der baulichen Anlagen durch Bestandsgebaude
gilt die im Bestand vorhandene First- und Traufhéhe.
(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit

§ 16 Abs .4 BauNVO)

3. Bauweise,liberbaubare
Grundstuicksflache

31 Fir das Mischgebiet (MI) wird als Bauweise eine
geschlossene Bebauung festgesetzt.
(Rechtsgrundiage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 3 BauNVO)

3.2 entfallt

33 Die maximale Bebauungstiefe im Mischgebiet
(MI) betragt 13 m gerechnet von der straBenseitigen
Baugrenze an. Eine Uberschreitung fir Treppenhauser
kann bis zu einer Tiefe von 2 m zugelassen werden. Fir
vorhandene Remisen und Anbauten wird ein
Bestandsschutz eingeraumt.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 4 BauNVO)

4, Stellplatze, Zufahrtsbereiche und
Verkehrsflachen

4.1 Tiefgaragen sind nur innerhalb der Giberbaubaren
Flachen zulassig.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V. mit § 12 Abs. 6
BauNVO)

5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

51 Die Flache | ist mit einem Geh- und Fahrrecht
zugunsten der Nutzer der Kleingartenanlage und mit
einem Leitungsrecht zugunsten des zusténdigen
Versorgungstragers zu belasten.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

5.2 Die Flache m (Schmutzwasserdruckleitung) ist
mit einem Leitungsrecht zugunsten der zustandigen
Versorgungstrager zu belasten.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

53 entfallt

54 Die Flache p ist mit einem Gehrecht zugunsten
der Allgemeinheit sowie mit einem Leitungsrecht
zugunsten des zusténdigen Versorgungstragers zu
belasten.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
6. Befestigung von Flachen

6.1 Grundstiickszufahrten, Stellplatze und Zuwege
durfen nur im erforderlichen MaR befestigt werden. Auch
Wasser- und Luftdurchlassigkeit wesentlich mindernde
Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss,
Asphaltierungen und Betonierungen sind unzuléssig,
soweit andere Belange nicht vorgehen.

Zudem sind im Geltungsbereich fur die befestigten
Anteile &ffentlicher Griinflachen nur wasser- und
luftdurchlassige Ausfiihrungen (Rasenpflaster,
Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene
Decke oder &hnliches) zulassig.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7. Pflanzbindungen und Pflanzpflichten
gemalR § 9 (1) Nr. 25 i. V. mit Nr. 20
BauGB Anpflanzung von StraRenbaumen
(ohne Standortbindung)

7.1 entfallt

7.2 An der GroRbeerenstrale ist die Lindenallee
durch das Anpflanzen von Krim-Linden (Tilia x euchlora)
mit einem Stammumfang von mindestens 18/20 cm auf
der sidlichen StraRenseite wiederherzustellen. Der
Pflanzabstand richtet sich nach den vorhandenen
Baumabstanden an der GroRbeerenstrae. Fir die
Baumscheiben bzw. Pflanzbeete ist eine Mindestgrélie
von 6 m? einzuhalten.

7.3 An der GrinstraRe ist die Allee im nordlichen
Abschnitt im Bereich der &ffentlichen Grinflache durch
das Anpflanzen von Rotdorn (Crataegus laevigata
'Paul's Scarlet’) mit einem Stammumfang von
mindestens 18/20 cm auf beiden StraRenseiten
wiederherzustellen. Der Pflanzabstand richtet sich nach
den vorhandenen Baumabstanden. Fir die
Baumscheiben bzw. Pflanzbeete ist eine MindestgroRe
von 6 m? einzuhalten.

7.4 An der GriinstraRe ist die Allee im sudlichen
Abschnitt durch das erganzende Anpflanzen einer
groBkronigen Baumart mit einem Stammumfang von
mindestens 18/20 cm auf beiden StraRenseiten
wiederherzustellen. Die Verwendung von Gehélzen der
Pflanzliste 1 wird empfohlen. Der Pflanzabstand richtet
sich nach den vorhandenen Baumabsténden und
Grundstiickszufahrten. Fur die Baumscheiben bzw.
Pflanzbeete ist eine MindestgroRe von 6 m2 einzuhalten.

75 An der Ahornstral3e ist eine Baumreihe durch
das ergéanzende Anpflanzen von Spitzahorn (Acer
platanoides) mit einem Stammumfang von mindestens
18/20 cm auf der westlichen StralRenseite
wiederherzustellen. Der Pflanzabstand richtet sich nach
den vorhandenen Baumabstanden und
Grundstiickszufahrten. Fur die Baumscheiben bzw.
Pflanzbeete ist eine MindestgroRe von 6 m2 einzuhalten.

7.6 entfallt

77 An der Orenstein-&-Koppel-StraBe an der
stidlichen Grenze des Geltungsbereichs sind beidseitig
Baumpflanzungen mit einer grokronigen Baumart
gemaR beigefigter Pflanzliste 1 vorzunehmen. Auf 100
gm StraRenraum sind in der Regel alle 7 bis 12 m
Hochstdmme mit einem Stammumfang von mindestens
18/20 cm zu pflanzen. Fur die Baumscheiben bzw.
Pflanzbeete ist eine MindestgréRe von 6 m2 und eine
Mindestbreite von 2 m einzuhalten.

8. Mindestbepflanzung der Baugrundstiicke
gemal § 9 (1) Nr. 25 BauGB

8.1 Die entsprechend der festgesetzten GRZ nicht
uberbaubaren bzw. nicht fur Nebenanlagen gemaf § 19
BauNVO nutzbaren Grundstiicksflachen sind als
Vegetationsflachen anzulegen und auf Dauer
gartnerisch zu unterhalten. Auf mindestens 50 % der
Flache sind heimisch und standortgerechte Pflanzen-
arten zu verwenden. Vorhandene standortgerechte
Geholze sind zu erhalten. Auf Gewerbe- und
Mischgebieten (GE, M) sind zu einem Flachenanteil von
mindestens 10 % der Gesamtflache die Vegetations-
flachen in Form von extensiven Mahwiesen dauerhaft
anzulegen und zu unterhalten. Auf mindestens 10 % der
Gesamtflache von GE- und MI-Gebieten sind Geholze
gemaR beigeflgter Pflanzliste 2 zu pflanzen und
dauerhaft zu unterhalten, dass der Eindruck einer
dichten Hecke entsteht

- Anpflanzen von Baumen II. Ordnung mit einem
Stammumfang der Sortierung mindestens 16/18 cm,
Heistern ab 150/175 cm hoch und Strauchern je
nach Art in der Sortierung mindestens 60/80 cm
hoch;
Pflanzdichte und -mischung: Aufbau einer
mindestens 2-zeiligen Hecke mit je 100 m2 1 Baum
1. Ordnung und 5 Heistern sowie mit 3 Stiick
Strauchern pro Ifd. m Heckenzeile.
Flachen mit Pflanzbindung kénnen hierauf angerechnet
werden.

8.2 In den Gewerbegebieten mit einer GRZ von 0,5
sind je 600 m2 und in dem Gewerbegebiet mit einer GRZ
von 0,6 je 750 m? Baugrundstiicksflache mindestens ein
Laubbaum mit einem Stammumfang von 16/18 cm oder
zwei hochstammige Obstbaume mit dem Stammumfang
von 10/12 cm zu pflanzen und zu erhalten.

Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Baume
sind die auf dem Grundstiick vorhandenen und nach der
Baumalnahme erhaltenen Baume anzurechnen.
Dariiber hinaus kénnen die laut textlicher Festsetzung
10.2 zu pflanzenden Baume angerechnet werden.
Abweichend hiervon sind auf den gewerblichen
Bauflachen g und gg zur Erhaltung des bestehenden
Charakters nach der oben beschriebenen Ma3gabe
Kiefern (Pinus sylvestris) zu pflanzen.

9. Mindestbepflanzung von Stellplatzen
gemaf § 9 (1) Nr. 25 BauGB

9.1 Ebenerdige Stellplatzanlagen mit mehr als 4
Stellplatzen sind durch Baume zu begriinen. Je 4
Stellplatze ist mindestens ein hochstammiger Laubbaum
der beigefiugten Pflanzliste 1 mit einem Stammumfang
von mindestens 18/20 cm in direkter Zuordnung zu den
Stellplatzen zu pflanzen. Dabei sind Baumscheiben in
einer GréRe von mindestens 6 m? herzustellen.
Abweichend hiervon sind auf den gewerblichen
Bauflachen g und gg zur Erhaltung des bestehenden
Charakters bei der Stellplatzbegriinung nach der oben
beschriebenen MaRgabe Kiefern (Pinus sylvestris) zu
pflanzen.

10.  Besondere Pflanzfestsetzungen gemaR §
9 (1) Nr. 25 BauGB

10.1 Die im Plan mit A gekennzeichneten Flachen
zum Anpflanzen und mit Bindung fir die Bepflanzung
und Erhaltung ist derart zu bepflanzen, dass der
Eindruck einer dichten Hecke entsteht. Die Verwendung
von Gehdlzen der Pflanzliste 2 wird empfohlen.
Hinsichtlich der Pflanzenqualitat und Pflanzdichte sind
die Angaben der textlichen Festsetzung Nr. 8.1
maRgebend. Bei der Ermittlung der Zahl der zu
pflanzenden Baume sind die auf dem Grundstiick
vorhandenen und nach der BaumaRnahme erhaltenen
Baume anzurechnen.

Die Festsetzung gilt nicht fiir die erforderlichen
Schutzbereiche von Leitungen innerhalb der mit A
gekennzeichneten Flache. Diese Bereiche sind als
Mé&hwiesen anzulegen.

10.2  Die im Plan mit B gekennzeichneten Flachen
zum Anpflanzen und mit Bindung fiir die Bepflanzung
und Erhaltung sind mit Arten der beigefligten Pflanzliste
2 derart zu bepflanzen, dass der Eindruck eines
stadtischen Vorgartens entsteht.

- Anpflanzen von Baumen II. Ordnung mit einem
Stammumfang der Sortierung mindestens 16/18 cm
und Strauchern je nach Art in der Sortierung
mindestens 40/60 cm hoch;

- Pflanzdichte und -mischung: je 100 m2 3 Baume |I.
Ordnung und mindestens 20 Straucher.

Die Pflanzbindung gilt nicht fur Grundstiickszufahrten
und Wege. Bei der Ermittlung der Zahl der zu
pflanzenden Baume sind die auf dem Grundstiick
vorhandenen und nach der BaumaRnahme erhaltenen
Baume anzurechnen.

11.  Immissionsschutz

11.1. Im Gewerbegebiet (GE) Teilflachen b bis d sind
nur solche Betriebe und Anlagen zuléssig, deren
Larmemissionen soweit begrenzt sind, dass die von
dieser Flache ausgehende immissionswirksame
flachenbezogene Schalleistung 55 dB(A) (tags) und 45
dB(A) (nachts) nicht uiberschreitet.

(Rechtsgrundlage § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO)

11.2.  Zum Schutz vor AuRenlarm missen bei
schutzbedirftigen Raumen bewertete
LuftschalldammmaRe nach DIN 4109, Ausgabe 1989,
entsprechend der in der Planzeichnung dargestellten
Larmpegelbereiche erfiillt werden.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

11.3  Im Mischgebiet (MI) gilt bei Modernisierungs-,
Neubau- und UmbaumaRnahmen folgendes: Bei
Wohnungen mit bis zu zwei Aufenthaltsraumen muss
mindestens ein, bei Wohnungen mit mehr als zwei
Aufenthaltsraumen miissen mindestens zwei
Aufenthaltsraume mit den notwendigen Fenstern von der
StralRe abgewandt sein. Sollte dies nicht méglich sein,
sind Schlafraume und Kinderzimmer mit
schallgedammten Liftungseinrichtungen mit den sich aus
Festsetzung 11.2 ergebenden Anforderungen an das
bewertete SchalldémmmaR auszustatten.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

11.4  Inden in die Teilflachen b - k gegliederten Teilen
des Gewerbegebietes sind nachfolgend aufgefiihrte
Betriebe und Anlagen nicht zuléssig:

- Teilflache b bis d: Abstandsklassen | bis VII,

- Teilflache e bis i: Abstandsklasse I bis VI,

- Teilflache j und k: Abstandsklasse | bis V der
Abstandsleitlinie des Landes Brandenburg vom
06.06.1995.

GemaR § 31 Abs. 1 BauGB kénnen abweichend davon in
den Teilflachen b bis d Betriebsarten der Abstandsklasse
VIl (auf den Teilflachen e bis i entsprechend der
Abstandsklasse VI) zugelassen werden, wenn im
Einzelfall der Nachweis vorliegt, dass diese Betriebe und
Anlagen in ihren Abstandserfordernissen den
immissionsschutzrelevanten Schutzbestimmungen
gentigen oder wenn sich die Einstufung in der
Abstandsleitlinie ausschlieBlich oder tiberwiegend aus
Grinden des Larmschutzes ergibt.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB)

Hinweis:

Die Abstandsleitlinie kann in der Stadtverwaltung im
Bereich Stadterneuerung eingesehen werden.

12. Sonstiges

12.1.  entfallt

12.2.  Ortliche Bauvorschrift zur Regelung der
Ausbildung von Dachern:

Im Mischgebiet sind die Dacher stral3enseitig mit
geneigten Dachflachen auszufiihren.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 87 Nr. 8 BbgBO)

Hinweise:

Die Einteilung der Straenverkehrsflache ist nicht
Gegenstand der Festsetzung.

Die der Begriindung beigefligten Pflanzlisten haben
empfehlenden Charakter und stellen keine abschlieRende
Aufstellung dar.
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Bebauungsplan Nr. 21, 1. Anderung Kapitel A— Planungsgegenstand

A. Planungsgegenstand

A.1. Anlass und Erforderlichkeit

Zur Anpassung der Ziele der Entwicklungsmalinahme hat die Stadtverordnetenversammliung
der Landeshauptstadt Potsdam am 04.12.2013 die Aufstellung der 1. Anderung des seit
26.04.2006 rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg" gemaf § 1
Abs. 8i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Neben der planungsrechtlichen Festsetzung von Gewerbeflachen wird durch den
Bebauungsplan die Grundlage fir die erstmalige 6ffentliche ErschlieBung des ehemaligen
Industrieareals der Maximum Industrie- und Gewerbeholding - vormals Maschinenbau
Babelsberg — geschaffen.

Die im rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 21 festgesetzte Planstrale B sollte bisher als
Verlangerung der GartenstraRe bis zur AhornstraRe gefiihrt werden. Die Erstellung dieser
Ost-West-Verbindung erweist sich jedoch aufgrund des aufRerhalb des Planungsbereiches
gelegenen Umspannwerkes und der damit verbundenen Kabellagen unter der festgesetzten
Trasse als technisch besonders aufwendig. Zudem hat sich die Lage der PlanstraRe B mit
den Anforderungen eines Filmproduktionsortes als nicht kompatibel gezeigt.

A.2. Beschreibung des Plangebiets
A.2.1. Raumliche Lage

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist Teil des zwischen den Stral3enziigen
Horstweg, GrolRbeerenstralle, Wetzlarer StraBe und NuthestraBe gelegenen
Gewerbequartiers Babelsberg. Das Plangebiet befindet sich in ca. 2,5 km Entfernung zum
Stadtteilzentrum Babelsberg und ca. 5,5 km Entfernung zur Potsdamer Innenstadt.

Der Bebauungsplan umfasst den dstlichen Teilbereich der stadtebaulichen
Entwicklungsmal3nahme Babelsberg. Lediglich die Grundstiicke an der GrofRbeerenstralle,
sowie im Norden der Ahorn- und der Griinstra3e liegen nicht im Geltungsbereich der
Entwicklungsmaflinahme. Die stadtebauliche EntwicklungsmafRnahme Babelsberg wurde mit
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam im Jahr 1996
festgesetzt.

A.2.2. Geltungsbereich und Eigentumsverhéaltnisse

Der Geltungsbereich der 1. Anderung umfasst den gesamten rechtskraftigen
Bebauungsplan Nr. 21. Die Beschreibung der Grenzen des Bebauungsplans hat sich durch
den Bau von neuen StraBen bzw. der Teilung von Flurstiicken gegeniber der
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Potsdam vom 26.04.2006 verandert.

Der Geltungsbereich umfasst eine Flache von rd. 17,8 ha und wird wie folgt begrenzt:

- im Norden: sudlicher Fahrbahnrand der Grof3beerenstral3e ( sudliche Grenze Flur 10,
Flurstick 107);

- im Osten: 6stlicher Fahrbahnrand der Ahornstrae ( dstliche Grenze Flur 8, Flurstick
15/1), 6stliche Grenze Flur 8, Flurstiick 54 und deren gedachte Verlangerung bis zum
Flurstiick 64, 90 ° abknickend entlang der nordlichen Grenze des Flurstiicks 64 bis zur
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ostlichen Grenze des Flurstiick 64; 6stliche Grenze der Flurstiicke Flur 8, Flurstiick 64,
Flur 9 Flurstiicke 1/6, 1/ 5, 19, 64 und 55;

- im Sdden: sidliche Stralenbegrenzung der Orenstein- & Koppel-Stral3e (stdliche
Grenze Flur 9, Flurstiick 5/10;

- im Westen: ca. 15 m dstlich parallel zur westlichen Grenze des Flurstiicks 5/10 (Flur 9),
90° abknickend zur westlichen Grenze der Flur 9 Flurstiick 51; westliche Grenze Flur 9
Flurstiicke 51, und 56, Flur 8 Flurstiicke 479, 61 und 60; sudliche Grenze Flur 10,
Flurstiick 843und 218; westliche StralRenbegrenzungslinie der Grinstra3e entlang der
westlichen Grenze Flur 10, Flurstiicke 217, 216204/6 und 204/10.

Die Grundsticke befinden sich in privatem Eigentum oder im Eigentum des
Treuhanderischen Entwicklungstragers Stadtkontor.

A.2.3. Gebiets-/ Bestandssituation

Der Geltungsbereich ist im Norden durch die Blockrandbebauung, entlang der
Grol3beerenstralle und des nérdlichen Abschnitts der Ahornstrale und der Grinstral3e
gekennzeichnet, die sich U-formig um die Kleingarten der Sparte ,Grlinstral3e” legt.

Der erhebliche Leerstand, den die ehemaligen Industrieflachen der Maximum GmbH
(vormals Standort der Maschinenbau Babelsberg), noch zum Zeitpunkt des
Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 21 im April 2006 aufwiesen, besteht nicht
mehr. Entlang der Orenstein- & Koppel-Strafie im Siden des Geltungsbereiches haben sich
unterschiedliche Gewerbebetriebe mit Neubauten angesiedelt. Auch die vorhandenen
Bestandsgebaude, die Uberwiegend aus der Zeit der Lokomotivenfabrik von Orenstein &
Koppel stammen und teilweise unter Denkmalschutz stehen, werden inzwischen gewerblich
genutzt. Die beiden grof3en denkmalgeschiitzten Hallen der Lokomotivenproduktion werden
zusammen mit den angrenzenden Flachen zwischen Ahornstral3e und Grunstral3e fir die
Filmproduktion genutzt.

Bis zum Bau der Verldngerung der AhornstraBe, die seit Juni 2018 von der
Grol3beerenstralle im Norden bis zur Orenstein-&-Koppel-Stral3e fihrt, fehlte eine
durchgehende offentliche Nord-Sud-ErschlieBung. In Ost-West-Richtung verbindet seit
Frihjahr 2018 die Sophie-Farber-StraRe die Ahornstrale mit der Griinstrae. Die Stral3en
dienen auch der ErschlieBung der ehemaligen Brachflachen und ermdglichen deren
Parzellierung und Bebaubarkeit.

A.2.4. Planungsrechtliche Ausgangssituation

Die 1. Anderung des Bebauungsplans wird im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB
aufgestellt. Geandert wird der gesamte rdumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr.
21. Grundzige der Planung werden durch die Plan&dnderung nicht berihrt, da sich die
Anderungen vorrangig auf die Filhrung der offentlichen StraRenverkehrsflachen beziehen.
Das im rechtsgultigen Bebauungsplan Nr. 21 festgesetzte Mal3 der baulichen Nutzung und
die Nutzungsart bleiben weitgehend unberihrt, es soll hier lediglich eine Anpassung an die
geanderten Rahmenbedingungen erfolgen. Durch die Anderung des Bebauungsplanes wird
keine weitere Grundflache versiegelt. Von einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird
gem. 8 13 Abs. 3 BauGB abgesehen.

A.2.5. ErschlieBung

Die Zufahrt zu den gewerblich genutzten Grundstiicken erfolgt heute von drei Stellen: Von
der Ahornstral3e, die im Bereich der Wohnbebauung eine 6ffentliche Stral3e ist, von der
Griunstrale sowie von Siden Uber die Orenstein- & Koppel-Stral3e. Die Kleingartenflachen
werden von der Grinstral3e erschlossen.
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Die bereits im rechtskraftigen Bebauungsplan festgesetzte Verlangerung der Ahornstral3e
(PlanstraRe A) in Richtung Suiden bis zur Orenstein- & Koppel-Stral3e ist weiterhin Ziel der
Planung.

Hinsichtlich der PlanstraRe B als Verlangerung der Gartenstrale haben sich die
Rahmenbedingungen jedoch so verandert, dass die Aufstellung der 1. Anderung des B-
Plans 21 erforderlich wurde. Aufgrund des auf3erhalb des Planungsbereiches gelegenen
Umspannwerkes und der damit verbundenen Kabellagen unter der festgesetzten Trasse
erweist sich die Verlangerung der Planstral3e B als technisch besonders aufwendig. Die
ndrdlich der Planstrale B anliegenden gewerblichen Baufelder sind Teil der Medienstadt.
Die Lage an der urspringlichen Planstrafle B ist nicht mit den Anforderungen eines
Filmproduktionsortes kompatibel. So dass die Plandnderung eine Verschiebung der
PlanstralRe B um ca. 140 m nach Norden vorsieht. Die Planstral3e B in neuer Lage erhielt
nach Beschluss der Stadtverordnetenversammlung von Juli 2016 den Namen ,Sophie-
Farber-Stral3e”.

A.2.6. Technische Infrastruktur

Das ehemals zusammenhangende Industriegelande war bis zum StraRenbau durch ein
internes Leitungsnetz erschlossen, dessen genaue Lage nur schwer nachvollziehbar war. Im
Rahmen der Planung der offentlichen Stral3en und Leitungen wurde versucht, dieses
Leitungssystem soweit wie moglich zu dokumentieren. Der Leitungsbestand war hinsichtlich
aller Medien marode.

In den offentlichen StraRen wurde im Zuge des StralRenbaus durch die EWP das
erforderliche Leitungsnetz errichtet.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Fernwéarmevorranggebiet 1.

Durch das Plangebiet verlauft eine unterirdische Abwasserhauptdruckleitung. Diese verlauft
von dem westlich an das Plangebiet angrenzenden Hauptpumpwerk der EWP / Stadtwerke
an der Gartenstral3e in Richtung Osten nach Stahnsdorf. Die Leitung verlauft westlich der
beiden denkmalgeschitzten Hallen 60 und 63 und nérdlich der Halle 60 bis zur Ahornstral3e.
Die genaue Lage wurde in den Bebauungsplan nachrichtlich als Leitungsrecht tbernommen.
Eine Trinkwasserhauptleitung liegt in der Griinstral3e und in der Gro3beerenstralle.

A.2.7. Boden und Altlasten

Der durchschnittliche Grundwasserstand liegt bei ca. 2 bis 4 m unter Gelande. Der Boden im
Bebauungsplangebiet hat eine hohe Wasserdurchlassigkeit.

Im Norden und im Siuden des Plangebietes kann es aufgrund alter Rinnenstrukturen des
Nuthe-Niederungsgebietes zum Auftreten von Organogenen (z. B. Torf) kommen, was mit
einer verringerten Tragfahigkeit der Baugrundschichten verbunden sein kann.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes existiert eine im Altlastenkataster der Stadt
Potsdam ausgewiesene Altlastenflache. Es handelt sich um den Standort des friheren
Kraftstofftanklagers, der in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichnet ist.

Die Flache hat eine Ausdehnung von ca. 5.100 mz2.

Im November 2000 wurden lediglich die im Geltungsbereich befindlichen Kfz-Prifwerkstatt
und Kfz-Reparatur- und Wartungswerkstatt sowie das Mineraldltanklager abgerissen, die

1 Satzung uber die 6ffentliche Fernwérmeversorgung in der Landeshauptstadt Potsdam vom 21. Oktober 1993.
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Gebaudefundamente und der Betonboden der Priufwerkstatt wurden nicht entfernt. Im Zuge
der Baumaflnahme wurden die Tanks geborgen wund die Betonwanne des
Mineralolkraftstofflagers zuriickgebaut. Zur Sicherung der oberflaichennah anstehenden
Kraftstoffphase gegen versickerndes Niederschlagswasser wurde nach Berdumen der
Betonwanne auf die Grubensohle eine ca. 0,3 m machtige Sperrschicht aus Ton eingebaut
und der Grubenbereich bis zum urspriinglichen Gelandeniveau mit Mutterboden aufgefiillt.
Nach Abschluss der RiickbaumalRnahme findet seit Mai 2000 zur Uberwachung der
Phasenausdehnung und der r&umlichen Ausbreitung der Schadstoffe im ehemaligen
Tanklagerbereich ein Grundwassermonitoring statt.

Es handelt sich hier um Boden- und Grundwasserkontaminationen, einschliel3lich einer auf
dem Grundwasser aufschwimmenden Kraftstoffphase.

Durch die Stadt Potsdam wurden Grundwasseruntersuchungen im Rahmen eines
Monitorings bis 2008 beauflagt (Abschlussbericht Uber das Monitoring, I. Angelow Juni
2008).

Daraus ergaben sich folgende Erkenntnisse:

Die Machtigkeit der Phase ist stark schwankend und liegt durchschnittlich im einstelligen cm-
Bereich. Hauptkontaminanten im Boden sind Mineral6lkohlenwasserstoffe (MKW), deren
Gehalte Uber dem Ruckhaltevermégen des Bodens liegen, und leicht fllichtige aromatische
Kohlenwasserstoffe  (BTEX). Das hier erkundete Bodenvolumen betragt im
Belastungsbereich ca. 15.000 m3. Im Grundwasser stellen die MKW und BTEX die
Hauptkontaminanten dar, untergeordnet treten auch die leichtflichtigen chlorierten
Kohlenwasserstoffe (LCKW) auf.

Zusatzliche Untersuchungen Uber Stadtkontor im Juli 2014 belegten die Kontaminationen im
Grundwasser.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand konnen zusatzliche MaflRnahmen Aushub und
Entsorgung von  belastetem Boden und ggf. Grundwasserhaltungen  mit
Grundwasserreinigung oder Nutzungseinschrankungen aufgrund der oben beschriebenen
Altlastensituation nicht ausgeschlossen werden. Aufgrund der Altlastenproblematik muss
generell im Rahmen von Baumaflnahmen mit Mehraufwand gerechnet werden.

Bei dem Geltungsbereich des Bebauungsplans handelt es sich um ein kampfmittelbelastetes
Gebiet. Damit ist vor der Ausfihrung von Erdarbeiten eine Munitionsfreiheitsbescheinigung
erforderlich.

Diese = Kampfmittelfreiheitsbescheinigung kann  durch  den  Vorhabentréger /
Grundstuckseigentimer  beim  Kampfmittelbeseitigungsdienst Brandenburg (KMBD)
beantragt der durch einen Nachweis der Kampfmittelfreiheit, einer vom
Grundstickseigentumer beauftragten Fachfirma, beigebracht werden. Fir beide
Maoglichkeiten ist rechtzeitig vor Beginn des Vorhabens die entsprechende Beantragung bzw.
Beauftragung vorzunehmen. Bisherige Freigaben des KMBD ab dem Jahr 2000 haben
weiterhin Gultigkeit. Bei stattgefundenen Kampfmittelraummafnahmen im B-Plangebiet sind
die Raumstellenprotokoll der Fachfirmen und den KMBD zu beurteilen.

A.2.8. Bodendenkmale

Im Geltungsbereich liegt das geschiitzte Bodendenkmal 2014 (Fundplatze Babelsberg 2-5).
Es handelt sich um einen Siedlungsplatz und Einzelfunde der Steinzeit, Siedlungen der
Volkerwanderungszeit und des deutschen Mittelalters. Die Bodendenkmale sind durch
zahlreiche Funde belegt. Die im Bebauungsplanentwurf zur 1. Anderung ausgewiesene
Flache des Bodendenkmals entspricht dem aktuellen Stand der Kartierung der
Bodendenkmale zur Denkmalliste des BLDAM (Januar 2015).
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Auf Grund der Topographie (gewadssernahe aber weitgehend verndssungsfreie Lage an
einer Flussniederung) und der hohen Zahl von bekannten Bodendenkmalen in vergleichbarer
Lage entlang der Nutheniederung besteht eine erhdhte Wahrscheinlichkeit, dass auch
aulRerhalb der bekannten Bodendenkmale noch unerkannte Bodendenkmale vorhanden sein
kénnen.

Veranderungen an Bodendenkmalen bedirfen gemald 8 9 des Gesetzes Uber den Schutz
und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (Denkmalschutzgesetzt-DSchG) vom
24.05.04 (GVBI. 19, 15. Jg., S. 216 ff) einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. Grinde des
Denkmalschutzes stehen kiinftigen Bauvorhaben nicht entgegen, wenn der Schutz und die
Erhaltung des Bodendenkmals im Rahmen der Dokumentationspflicht (8§ 9 Abs. 3
DschGBbg) sichergestellt wird.

Bei Inanspruchnahme von bisher unbebauten oder nicht durch tiefreichende Bodeneingriffe
gestorten Flachen konnen archéologische Bergungs- und Dokumentationsmaflinahmen
notwendig werden. Der tatsdchlich notwendige Aufwand fir archéaologische Bergungs- und
Dokumentationsmaflinahmen ist abhéngig vom Umfang der Bodeneingriffe und dem
Erhaltungsgrad der Bodendenkmalsubstanz.

A.2.9. Freiflachen

Im Nordwesten des Plangebietes befindet sich an der GrinstralBe eine Offentliche
Grinanlage. Auf ihrem nordlichen Teil wurde 1999 ein Treffpunkt fur Jugendliche mit
Sitzbanken, einem Basketballcourt und einer runden Tischtennisplatte angelegt. Der Rest
der Grinanlage ist durch eine grof3e Wiese, einige Geholze und einen wilden Parkplatz am
Sidrand des Platzes gepragt.

Im sidlichen Teil des ehemaligen Industrieareals befindet sich ein Kiefernwaldchen sowie
Spontanvegetation, die sich auf unbefestigten Brachflachen tber die Jahre entwickelt hat.

A.3. Planerische Ausgangssituation (und weitere rechtliche Rahmenbedingungen)

Durch Anderung des rechtswirksamen Bebauungsplans Nr. 21 sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die weitere Ansiedlung und bauliche Entwicklung
des Gebietes sowie der Erschlie3ung der Flachen geschaffen werden.

A.3.1. Regionalplanung / Ziele und Grundséatze der Raumordnung

A.3.1.1. Ziele und Grundsatze der Raumordnung und Landesplanung/Regionalplanung

Nach 8 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitplane der Gemeinden den Ubergeordneten
Grundséatzen und Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Neben
allgemeinen Vorgaben aus dem Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes sind im Rahmen
der verbindlichen Bauleitplanung insbesondere Landesentwicklungs- und Regionalplane zu
beachten.

Ziele der Raumordnung und Landesplanung ergeben sich aktuell aus dem
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und dem Landesentwicklungsplan Berlin-
Brandenburg (LEP B-B vom Méarz 2009). Mit dem LEP B-B wird das LEPro 2007 konkretisiert
und damit der Beitrag der Raumordnung zur Entwicklung des Gesamtraumes erganzt.

Der Landesentwicklungsplan (LEP-B-B) vom 31.03.09 ist durch Verordnung vom 27.05.2015
der Landesregierung Brandenburg riickwirkend zum 15.05.2009 in Kraft gesetzt worden
(siehe GVBI. vom 02.07.2015).
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Auch danach ist die Planung mit den raumordnerischen Vorgaben vertraglich. Die Einstufung
der Landeshauptstadt Potsdam als Oberzentrum ist ebenso gliltig, wie die mit der Planung
verfolgten Grundsatzzielstellungen (Siedlungsbeschrankung auf die zentralen Orte,
Innenentwicklung vor Au3enentwicklung, Entwicklung verkehrsvermeidender Strukturen).

Die Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Flaming ist nach &8 4 Absatz 2 des
Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPIG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBI. | Nr. 13), Trager der
Regionalplanung in der Region Havelland-Flaming. Ihr obliegt die Aufstellung,
Fortschreibung, Anderung und Erganzung des Regionalplans als (ibergeordnete und
zusammenfassende Landesplanung im Gebiet der Region.

Das Gewerbequartier Babelsberg ist im Regionalplanes 2020 der Region Havelland-Flaming
als ,regional bedeutsamer gewerblicher Schwerpunkt‘ ausgewiesen. Die Ziele der 1.
Anderung des Bebauungsplans stehen mit den regionalplanerischen Uberlegungen im
Einklang. Der Regionalplan trat mit seiner Bekanntmachung am 30.10.2015 in Kraft.

Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat mit acht Urteilen vom 05.07.2018 den
Regionalplan ,Havelland-Flaming 2020 fir unwirksam erklart.

Im Rahmen der frilhzeitigen Amterbeteiligung erfolgte auch die Anfrage nach den Zielen der
Raumordnung und Landesplanung. Mit Schreiben vom 28.11.2014 teilte die Gemeinsame
Landesplanungsbehorde mit, dass die dargelegten Planungsabsichten mit den Zielen,
Grundsatzen und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung vereinbar (s. unten) ist.

A.3.1.2. Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg

Die Planung entspricht auch den Zielen des Landesentwicklungsplans Berlin-Brandenburg

-  Die Landeshauptstadt Potsdam ist ein Oberzentrum gemaf LEP B-B Punkt 2.7 (2).

- Die Festlegung des LEP B-B Punkt 4.1 (G) wird berlcksichtigt. Die
Siedlungsentwicklung  erfolgt unter Nutzung bisher nicht ausgeschopfter
Entwicklungspotenziale innerhalb des ,Gestaltungsraum Siedlung® und unter
Inanspruchnahme der vorhandenen Infrastruktur. Das Prinzip der rdumlichen
Funktionsbuindelung und Nutzungsmischung wird durch die Festsetzung von Misch- und
Gewerbegebieten beriicksichtigt. Eine ausgewogene Entwicklung der Funktionen
Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Erholung ist gewéhrleistet.

- Die Festlegung des LEP B-B Punkt 5.1 Abs. 1 (G) wird berticksichtigt. Die Planung steht
dem Erhalt gro3raumiger Freiraumverbundstrukturen nicht entgegen.

- Gemal Festlegung LEP B-B Punkt 5.2 (Z) ist der festgelegte Freiraumverbund, in dem
u.a. besonders hochwertige Freiraumfunktionen eingebunden sind, zu sichern und in
seiner Funktionsfahigkeit zu entwickeln. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes
liegt aul3erhalb des festgelegten Freiraumverbunds.

A.3.2. Landschaftsplan

Der Landschaftsplan (LP) der Landeshauptstadt Potsdam ist als Fachplan des
Naturschutzes und der Landschaftspflege der Landeshauptstadt Potsdam (FNP) gemeinsam
mit dem Flachennutzungsplan lberarbeitet worden.

Der Landschaftsplan (Stand: 19. September 2012) beinhaltet gemaR § 7 Abs. 1
Bbg/NatSchG die ortlichen Ziele, Erfordernisse und Mal3nahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege fur das gesamte Stadtgebiet. Die landschaftsplanerischen Inhalte flie3en
nach Abwagung in die Darstellungen des Flachennutzungsplans ein /Sekundarintegration).
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Gleichzeitig liefert der Landschaftsplan Grundlagen und Bewertungsmalstdbe flur die
Umweltprifung anderer Plane und Programme sowie fur Genehmigungsverfahren von
Vorhaben.

Der Geltungsbereich der 1. Anderungen des Bebauungsplans Nr. 21 ,Gewerbepark
Babelsberg" liegt im Teilraum 11 (Babelsberg Sid / Medienstadt) des Landschaftsplanes. Als
Leitbild fur diesen Teilraum wird im Landschaftsplan eine historisch gewachsene, raumlich
optimierte  Durchmischung von Gewerbe wund Wohnen mit einem Netz von
naherholungsrelevanten Grinflachen und Anbindung an die freie Landschaft formuliert.

Die im Landschaftsplan fir Teilraum 11 benannten Ziele sind:

- Erhaltung und Entwicklung gliedernder und landschaftsrdumlich verzahnter Griinzige
und -strukturen insbesondere auch als Biotopverbundelemente und Pufferzonen
zwischen Wohn- und Gewerbe- oder Verkehrsflachen (z.B. Weiterentwicklung des
Grinzugs Beetzweg, Erhalt und Qualifizierung bahnbegleitender Waldflachen an der
Stahnsdorfer StralRe, Sicherung und Entwicklung des zwischen Nutheschnellstraf3e und
Entwicklungs- /Gewerbegebiet Babelsberg befindlichen Griinzugs — hier auch Abwehr
von Zersiedelungstendenzen) Prifung der Erhaltungsmaoglichkeiten bzw. Verzichtbarkeit
der weiteren Umnutzung des Kleingartenbestandes, Einbindung der Kleingartenflachen
in groRrAumigere Griunzuge, Erhaltung und Erlebbarmachen der urspringlichen
Grenzlinie zwischen Nutheniederung und Hochflache, Entwicklung als Bestandteil des
Biotopverbundes;

Reduzierung des Versiegelungsgrades, insbesondere von GE und GlI-Flachen und
Verbesserung der Wasserriickhaltung, Durchsetzung von Mindeststandards der
Begrinung;

entsprechende Verankerung einheitlicher Maligaben zur gestalterischen und
umweltfachlichen Qualifizierung der Bauflachen;

Entwicklung einer zentralen 6ffentlichen Griinflache in der Medienstadt, Erstellung und
Umsetzung eines grinordnerischen Konzeptes fir den gesamten Bereich;

Erhalt bzw. Wiederherstellung ortsbildpragender, vorwiegend griinderzeitlicher Bau- und
Vegetationsstrukturen, Rickbau stérender Elemente, Erhaltung und Entwicklung
gliedernder und landschaftsraumlich verzahnter, auch als Biotopverbundelemente
fungierender Grinziige unter Einbindung der Kleingarten und Friedhofe (Schwerpunkt
Alleenschutz/StralRenbegleitgriin) Reduzierung des Versiegelungsgrades, insbesondere
in den Kern- und Mischgebieten Pflege des Ortsbilds (insbesondere im Weberviertel und
in der Villenkolonie Neu-Babelsberg), Erhalt bzw. Wiederherstellung von Bau- und
Vegetationsstrukturen nach historischem Vorbild.

A.3.3. Flachennutzungsplan

Im wirksamen Flachennutzungsplan (FNP) der Landeshauptstadt Potsdam vom 30.01.2013
(geandert durch den Beitritt zur Mal3gabe der Genehmigungsbehdrde durch Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung vom 29.01.2014) ist das Gebiet Uberwiegend als
Gewerbliche Bauflache dargestellt. Lediglich am nérdlichen Rand des Plangebietes ist eine
Gemischte Bauflache (Dichtestufe M1, GFZ 0,8 bis 1,6) dargestellt.

Gemall der Begrindung zum FNP koénnen aus gemischten Bauflachen folgende
Gebietstypen der Baunutzungsverordnung entwickelt werden:

- Kern-, Misch- und Dorfgebiete
- Wohngebiete oder
- Gewerbegebiete
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Die Festsetzungen des Bebauungsplans entsprechen den Darstellungen des FNP zur
Nutzungsart. Die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg" ist mit
ihren Festsetzungen somit aus dem wirksamen FNP gemal} § 8 Abs. 2 BauGB entwickelt.

Der Beiplan zum FNP ,Wasserschutz und schadstoffbelastete Boden* stellt zwei Standorte
mit umweltrelevanten Bodenbelastungen dar. Die Erkenntnisse der Untersuchungen zur
Altlastensituation auf dem ehemaligen Industrieareal wird unter Punkt A 2.7 genauer
betrachtet.

Im Beiplan ,Technische Infrastruktur® zum FNP ist dargestellt, dass durch das Plangebiet
eine unterirdische Abwasserdruckleitung verlauft. Diese verlauft von dem westlich an das
Plangebiet angrenzenden Hauptpumpwerk der EWP / Stadtwerke an der Gartenstral3e in
Richtung Osten. Ostlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich dariiber hinaus ein
Umspannwerk. Eine Trinkwasserhauptleitung liegt in der GrinstraBe und in der
Grol3beerenstralie.

A.3.4. Stadtentwicklungskonzepte

A.3.4.1. Standentwicklungskonzept Verkehr

Das Stadtentwicklungskonzept (STEK) Verkehr wurde von der
Stadtverordnetenversammlung am 29. Januar 2014 beschlossen.

Es ist das Leitbild fur die Verkehrsentwicklung sowie Investitionsplanung im Zeitraum bis
2025. Ziel der weiteren Verkehrsentwicklung in der Landeshauptstadt Potsdam ist die
Sicherung der Mobilitat der Bevolkerung bei gleichzeitiger Verringerung der
Umweltbelastung insbesondere durch den motorisierten Individualverkehr. Deshalb missen
alle Planungen und Ressourcen auf die Starkung der Verkehrsmittel des "Umweltverbundes”
ausgerichtet werden.

Das Konzept wurde als Fortschreibung des Verkehrsentwicklungsplans von 2001 erarbeitet.
Die Fortschreibung wurde aufgrund der geanderten Rahmenbedingungen, wie die
anhaltende Bevolkerungszunahme und positive wirtschaftliche Entwicklung sowie die 2003
erfolgten Eingemeindungen erforderlich.

Mit dem Beschluss bildet das Szenario ,Nachhaltige Mobilitat* die Grundlage der weiteren
Verkehrsentwicklung. Mit Umsetzung der darin enthaltenen Maflinahmen kann erreicht
werden, dass die Verkehrsmittelanteile sich deutlich zugunsten des Umweltverbundes
(FuRgéanger-, Rad- und Offentlicher Personennahverkehr) verandern.

Im Binnenverkehr (Verkehr mit Quelle und Ziel innerhalb der Stadt) kann erreicht werden,
dass der Anteil des motorisierten Individualverkehrs von derzeit 32 % auf 24 % sinkt. Im Kfz-
Gesamtverkehr, der wesentlich vom Quell-/Zielverkehr gepréagt ist, wird aber weiterhin eine
leichte Zunahme prognostiziert. Hier sind im Weiteren gemeinsam mit den
Nachbargemeinden Mafinahmen umzusetzen, die insbesondere den Berufs- und
Ausbildungspendlerverkehr nach Potsdam starker auf die Verkehrsarten des
Umweltverbundes verlagern.

Far die verbindliche Bauleitplanung bedeutet das, verkehrsreduzierende Raumstrukturen zu
entwickeln. Umweltbelastungen koénnen vermieden werden, wenn Verkehr erst gar nicht
entsteht, Wegelangen verkirzt oder Mehrfachfahrten nicht durchgefihrt werden. Dies
entspricht den grundlegenden Prinzipien des Leitbildes der nutzungsgemischten
~Europaischen Stadt* sowie der ,Stadt der kurzen Wege*.

Diesem Leitbild wird dadurch Rechnung getragen, dass durch den Bebauungsplan die
planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um innerstadtische Brachflachen
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zu zeitgeméaRen Gewerbeflachen zu entwickelt. Die Ansiedlung von Gewerbebetrieben
innerhalb der Stadt Potsdam tragt zu einer Stadt der kurzen Wege bei.

A.3.4.2. Einzelhandelskonzept

Das Einzelhandelskonzept fir die Landeshauptstadt Potsdam wurde erstmals am
10.09.2008 von den Stadtverordneten beschlossen. Es bildet das strategische
Rahmenkonzept fur die Steuerung der Einzelhandelsentwicklung. Am 07.05.2014 wurde die
Fortschreibung des Konzepts beschlossen. Dieses I6st das Einzelhandelskonzept 2008 ab
und bildet die Basis fir die Einzelhandelsentwicklung in der Landeshauptstadt Potsdam bis
etwa zum Jahr 2020. Als Hauptziele werden die Sicherung der bestehenden Zentren sowie
die Weiterentwicklung des Einkaufsstandortes Potsdam insgesamt sowie die Zentralitat der
Landeshauptstadt Potsdam benannt.

Leitlinien der Einzelhandelsentwicklung in Potsdam sind u.a., dass Neuansiedlungen und
Erweiterungen  von  Einzelhandelsbetrieben  mit  nahversorgungsrelevanten  und
zentrenrelevanten Sortimenten grundsatzlich nur in den zentralen Versorgungsbereichen
erfolgen sollen, um diese zu starken und vor Schadigungen durch Ansiedlungen aufRerhalb
Zu schitzen.

Das B-Plangebiet ist als nicht-integrierter Standort einzustufen, d.h. als Standort, der nicht in
Zusammenhang mit Wohnbebauung steht (z.B. Einzelhandelsbetriebe in Gewerbegebieten
oder sonstige autokundenorientierte Standorte ohne Zusammenhang mit Wohnbebauung).
Aber auch Gewerbegebiete, die mit Wohnbebauung durchsetzt sind, sind diesen Standorten
zuzurechnen.

In den nicht-integrierten Standorten soll nur eine Ansiedlung nicht-zentrenrelevanter
Sortimente erfolgen, die die zentralen Standorte nicht pragen und auf Grund ihrer Gré3e und
Beschaffenheit bzw. wegen der Notwendigkeit eines Pkw-Transports Uberwiegend an
gewerblichen Standorten angeboten werden (z.B. Baustoffe), erfolgen bzw. auf Grund ihres
hohen Flachenbedarfes nicht fir zentrale Lagen geeignet sind (z.B. M6bel) oder eine geringe
Flachenproduktivitat aufweisen.

Da laut Stadtentwicklungskonzept Gewerbe 2011 fir die Sicherung der wirtschaftlichen
Entwicklung und die Schaffung von Arbeitsplatzen in Potsdam nur in begrenztem Umfang
bedarfsgerechte Gewerbeflachenpotenziale ohne gro3ere Aktivierungshemmnisse zur
Verfigung stehen, sollten die Gewerbeflachen fir die eigentlich dort vorgesehenen
gewerblichen Nutzungen (Handwerk und produzierendes Gewerbe) vorgehalten werden.

An Standorten, an denen bisher keine oder nur in einem sehr geringen Umfang
Einzelhandelsnutzungen vorhanden sind, sollte Baurecht dahingehend geschaffen werden,
dass dort zukinftig kein, d.h. auch kein nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel angesiedelt
werden kann.

Folgende Leitlinien der kinftigen Einzelhandelsentwicklung der Landeshauptstadt Potsdam
gemal Einzelhandelskonzept 2014 sind fir das Bebauungsplangebiet Nr. 21 relevant.

- Neuansiedlungen und Erweiterungen von Einzelhandelsbetrieben mit nahversor-
gungsrelevanten und sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten sollen grundsatzlich nur
in den zentralen Versorgungsbereichen erfolgen, um diese zu starken und vor
Schadigungen durch Ansiedlungen aufRerhalb zu schitzen.

- Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten sollen angesichts der
geringen Flachenpotenziale in der Innenstadt und in den weiteren zentralen
Versorgungsbereichen vorrangig aul3erhalb der zentralen Versorgungsbereiche
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angesiedelt werden. Der Schutz von Flachenpotenzialen fur die Ansiedlung und
Erweiterung von gewerblichen Betrieben im Sinne des
Gewerbeflachensicherungskonzeptes soll dabei berlicksichtigt werden.

- Im Sinne einer moglichst flachendeckenden Nahversorgung sind Nachbarschaftsladen
auch aufRerhalb der zentralen Versorgungsbereiche an integrierten Standorten mdaglich.
Weiterhin sind Neuansiedlungen und Erweiterungen vorhandener Betriebe mit
nahversorgungsrelevantem Sortiment auch an integrierten Standorten aul3erhalb
zentraler Versorgungsbereiche mdglich, wenn dadurch Nahversorgungsliicken
geschlossen werden und diese Betriebe standortgerecht dimensioniert sind.
Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche sind zu vermeiden.

A.3.4.3 Stadtentwicklungskonzept Gewerbe

Das Stadtentwicklungskonzept (STEK) Gewerbe wurde am 26.01.2011 von der
Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam beschlossen (DS
10/SvV/0952). Ziel des STEK Gewerbe ist eine ausreichende Versorgung mit
Gewerbeflachen der LHP als Voraussetzung einer erfolgreichen und nachhaltigen
kommunalen Wirtschaftsentwicklung und Wirtschaftsférderung. Das STEK Gewerbe ist damit
ein Baustein fur die Weiterentwicklung der Landeshauptstadt Potsdam zu einem attraktiven,
modernen und leistungsfahigen Wirtschaftsstandort.

Im Rahmen des STEK Gewerbe wurde der Gewerbeflachenbedarf der Landeshauptstadt
Potsdam fir den Prognosezeitraum von 2008 bis 2020 ermittelt. Im Ergebnis wurde ein
Flachenneubedarf von 39,3 ha bis zum Jahr 2020 ermittelt. Um Unterschiede und
Uberschneidungen bei den Standortbedingungen, die fir einzelne Wirtschaftsgruppen zu
erflllen sind, berlicksichtigen zu kénnen, wurden Standorttypen definiert.

Der Entwicklungsbereich Babelsberg stellt zusammen mit einigen umliegenden Flachen
(Gewerbe im Park, ViP-Betriebshof) den Schwerpunktbereich Babelsberg Siid dar. Der
gewerbliche Schwerpunkt liegt hier bei hoherwertigem Gewerbe [/ gewerblichen
Dienstleistungen, medienorietiertem Gewerbe sowie produzierendem Handwerk.

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 21 liegen drei als
Potenzialflachen gekennzeichnete Bereiche. Die Flache 10.10 (GE ndrdlich der Planstralle B
— Sophie-Farber-Sra3e) ist im STEK Gewerbe als Potenzialflache fir Forschung,
Entwicklung, Medien mit Prioritatsstufe 1 und geringem Aktivierungsaufwand festgelegt. Die
Flachen 10.11 (GE an der Grunstrae) und 10.12 (GE westlich PlanstraRe A - Ahornstral3e)
sind als Potenzialflachen fir ,hoherwertiges Gewerbe/gewerbliche Dienstleistungen® mit
Prioritatsstufe 2 und einem hohen Aktivierungsaufwand festgelegt.

Ein Ziel des STEK Gewerbe ist auch die Konkretisierung und Sicherung der Maflinahmen fir
die entsprechenden Flachen im Rahmen eines Gewerbeflachensicherungskonzeptes (GSK).
Dieses wurde am 04.04.2012 von der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt
Potsdam beschlossen (DS 12/SVV/0157). Es soll den Kernbestand von gewerblichen
Potenzialflachen zur Gewahrleistung der wirtschaftlichen Entwicklung der Landeshauptstadt
Potsdam sichern. Diese gewerblichen Potenzialflachen sind als P 20-Flachen im GSK
festgelegt worden und besonders geeignet, in wichtigen Nutzungssegmenten den
prognostizierten Gewerbeflachenzusatzbedarf der Landeshauptstadt Potsdam bis zum Jahr
2020 zu bedienen. Mit ihren geringen bis mittleren Aktivierungshemmnissen weisen die
,Gewerblichen Potenzialflachen 2020 eine relativ groBe Marktnahe aus. Uber die ,Richtlinie
zur Sicherung der gewerblichen Potenzialflachen der Landeshauptstadt Potsdam® sollen die
.P 20-Flachen* gesichert werden.
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Die Flachen 10.10 (GE nérdlich der Planstral3e B - Sophie-Farber-Stral3e), 10.11 (GE an der
GrinstraRe) und 10.12 (GE westlich PlanstralRe A - Ahornstraf3e) im Bebauungsplan Nr. 21
.Gewerbepark Babelsberg” sind im GSK als P 20-Flache mit der vorrangigen Eignung fiir
Medien aufgefuhrt und als kurzfristig aktivierbare Flache eingestuft.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 21, 1. Anderung beruicksichtigen die Vorgaben
des STEK-Gewerbe und des GSK.

A.3.4.4. Benachbarte Bebauungsplane

Der Bebauungsplan Nr. 21 grenzt im Westen an den Bebauungsplan Nr. 89 ,Gartenstral3e
Ost* an, der ebenfalls fir den Entwicklungsbereich Babelsberg aufgestellt wurde und seit
2006 rechtskraftig ist.

Im Sudwesten grenzt der Bebauungsplan Nr. 70 ,Gewerbegebiet am Beetzweg* fiir Flachen
aulRerhalb des Entwicklungsbereiches Babelsberg an den Geltungsbereich des B-Plans 21
an. Nordlich der Grollbeerenstrale regelt der Bebauungsplan Nr. 41 die baulichen
Entwicklung der Medienstadt.

Alle genannten B-Plane dienen durch die Festsetzung von GE bzw. SO Medien vorwiegend
der Entwicklung von Gewerbegebieten mit unterschiedlichen Schwerpunkten.

A.3.5. Sonstige Satzungen

A.3.5.1. Entwicklungssatzung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 21 liegt mit Ausnahme des Mischgebietes
innerhalb des Geltungsbereichs des Stadtebaulichen Entwicklungsbereiches Babelsberg.

Die rd. 76 h umfassende EntwicklungsmaRnahme Babelsberg trat am 19.04.1996 in Kraft.”
In § 2 der Satzung werden Ziele der MaRnahme wie folgt beschrieben:

.Ziel der EntwicklungsmalRnahme ist die Sicherung vorhandener und die Schaffung von
zusatzlichen Arbeitsplatzen vorwiegend im verarbeitenden Gewerbe sowie die Sicherung
und Arrondierung vorhandener, zusammenhangender Wohnstandorte durch Neuordnung
und intensive Nutzung der Flachen.

Um den erhéhten Bedarf an Arbeits- und Wohnstatten decken zu koénnen, ist die
Neuordnung der ErschlieBungsstruktur des Gebietes die Grundvoraussetzung. Die
Entwicklung der Wohnstandorte erfordert zudem die Herstellung 6ffentlicher Griinanlagen
zur Deckung des kiinftigen Bedarfs an wohnungs- und siedlungsnahen Grinflachen.”

Der Bebauungsplan Nr. 21 dient der Umsetzung und Konkretisierung dieser
Entwicklungsziele.

A.3.5.2. Bestimmungen inkl. Kennzeichnungen und nachrichtlicher Ubernahmen

Baudenkmale (8 2 (2) Nr. 1 BbgDSchG)
Im Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 21 liegen insgesamt drei Einzeldenkmale.

Fur den Geltungsbereich des Bebauungsplans werden in der Denkmalliste des Landes
Brandenburg folgende Baudenkmale aufgeftihrt:

2 Satzung Uber die férmliche Festlegung des Entwicklungsbereiches Babelsberg vom 01.11.1995 (ver6ffentlicht im Amtsblatt
4/96 vom 19.04.1996)

Ruckwirkend nochmals in Kraft gesetzt durch die Verdoffentlichung im Amtsblatt Nr. 8/2017 der Landeshauptstadt Potsdam vom
07.09.2017
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AhornstralRe 28 -32, Gebaude der Lokomotivenfabrik Drewitz der Firma Orentein & Koppel
- Blrogebaude, Haus 55

- Halle mit Querhaus, Haus 60

- Mehrschiffige Halle, Haus 63

Die Regelungen des Brandenburger Denkmalschutzgesetzes sind zu beachten.

A.4. Bebauungsplanverfahren gemaf § 13 BauGB

Zur Anpassung der Ziele der Entwicklungsmaflinahme hat die Stadtverordnetenversammlung
der Landeshauptstadt Potsdam am 04.12.2013 die Aufstellung der 1. Anderung des
rechtskréaftigen Bebauungsplans Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg“ gemal § 1 Abs. 8 i.V.m.
§ 2 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Das 1. Anderungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 21 ,Gewerbepark Babelsberg® wird im
vereinfachten Verfahren § 13 BauGB durchgefiihrt. Die Anderung umfasst den gesamten
raumlichen Geltungsbereich des bereits rechtsglltigen B-Plans Nr. 21, der mit
Veroffentlichung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Potsdam am 26.04.2006 in Kraft trat.

Ein Anderungsverfahren wurde erforderlich, da sich die Nutzungs- und Eigentumssituation in
dem ehemals zusammenhdngenden industriell gepragten Areal in den letzten Jahren
verandert hat und somit Korrekturen und vor allem Veranderungen am ErschlieBungssystem
erforderlich wurden.

Neben der planungsrechtlichen Festsetzung von Gewerbeflachen wird durch den
Bebauungsplan die Grundlage fiir die erstmalige 6ffentliche ErschlieBung des ehemaligen
Industrieareals der Maximum Industrie- und Gewerbeholding - vormals Maschinenbau
Babelsberg — geschaffen.

Die im rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 21 festgesetzte Planstrale B sollte bisher als
Verlangerung der Gartenstral3e bis zur Ahornstrafl3e gefuhrt werden. Die Erstellung dieser
Ost-West-Verbindung erweist sich jedoch aufgrund des auf3erhalb des Planungsbereiches
gelegenen Umspannwerkes und der damit verbundenen Kabellagen unter der festgesetzten
Trasse als technisch besonders aufwendig. Zudem hat sich die Lage der Planstral3e B mit
den Anforderungen eines Filmproduktionsortes als nicht kompatibel gezeigt.

Die Grundzuge der Planung werden nicht beruihrt, da sich die Anderung in erster Linie auf
die Fuhrung der 6ffentlichen ErschlieBung und die Lage der offentlichen Grinflache bezieht.
Die im Bebauungsplan festgesetzte Nutzungsart wird nicht verandert. Das Nutzungsmafd
wird nur in Einzelféllen korrigiert oder angepasst.

Es bestehen keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB
genannten Schutzgebiete. Im Bebauungsplan werden keine Vorhaben zugelassen, fur die
eine Pflicht zur Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht. FFH-Gebiete,
Vogelschutzgebiete und sonstige Schutzkategorien nach Naturschutzrecht sind durch das 1.
Anderungsverfahren zum Bebauungsplan nicht betroffen.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die materiellen Anwendungsvoraussetzungen des
§ 13 BauGB, d. h. der Durchfuhrung eines vereinfachten Verfahrens gegeben sind.

Von einer Umweltprifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB wird gemall § 13 Abs. 3 BauGB
abgesehen. Eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB sowie
der Behtrden gemal § 4 Abs. 1 BauGB ist nicht erforderlich, wurde dennoch in der Zeit vom
06.11. bis 06.12.2014 durchgefihrt.
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B. Planinhalte und Planfestsetzungen

B.1. Ziele und Zwecke der Planung

Nachdem die Durchfihrung der EntwicklungsmalRnahme Babelsberg inzwischen weit voran
geschritten ist, liegt der Fokus der MalRnahmen derzeit auf dem sogenannten Maximum
Gelande. Mit dem Bau der dringend bengétigten 6ffentlichen StralRen wurde im Herbst 2015
begonnen. Eine Fertigstellung ist bis 2018 vorgesehen.

Planungsziel dieser Plananderung ist die Optimierung der Verkehrsverbindung, bei
gleichzeitiger Berlcksichtigung der Anforderungen der Filmproduktion an einen Drehort.
Hierzu ist die im rechtsgultigen Bebauungsplan Nr. 21 festgesetzte StralRenfihrung zu
andern. Die Erschlieung aller Baulandflachen soll dabei gewahrleistet bleiben.

Der Kernbereich mit den zwei denkmalgeschiitzten ehemaligen Produktionshallen der
Lokomotivenfabrik von Orenstein & Koppel wird seit 2005 durch Studio Babelsberg fiir
Filmproduktionen genutzt. Die westlich angrenzenden Flachen bis zur Griinstral3e werden
seit 2016 von der Filmwirtschaft als Au3enkulisse genutzt.

B.2. Entwicklung der Planungsiberlegungen

B.2.1. Verkehrskonzept und Erschlieung

Eine stadtebauliche Neuordnung des Plangebiets war bereits wesentlicher Inhalt der
Voruntersuchungen zum Entwicklungsbereich Babelsberg. Vorschlage fur die Neuordnung
der ErschlieBung und eine hoherwertige Nutzung des Bereichs sind in den planerischen
Vorluberlegungen zur EntwicklungsmafBnahme entwickelt und bis heute fortgeschrieben
worden.

Die Grundidee einer kleinteiligeren ErschlieBung in diesem Bereich wurde dabei weitgehend
beibehalten: Verlangerung der AhornstraBe und Widmung als 6ffentliche StraRe, Neubau der
Orenstein-&-Koppel-StralRe als Ost-West-StraRe zwischen Wetzlarer StraRe und
UlmenstraBe. Zur Kleinteiligeren ErschlieBung wurden verschiedene Varianten mit den
betroffenen Nutzern und Grundstiickseigentiimern diskutiert. Uberlegungen beziiglich einer
Verlangerung der Grunstral3e Uber das Grundstiick des Abwasserpumpwerkes nach Siden
mussten nach Gesprachen mit den Versorgungsbetrieben und anderen Beteiligten aus
technischen Grunden verworfen werden.

Der rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 21 hat die Grundlage fur die erstmalige offentliche
ErschlieBung des ehemaligen Industrieareals der Maximum Industrie- und Gewerbeholding -
vormals Maschinenbau Babelsberg — geschaffen. Die vorhandenen groRteils brach
liegenden Industrie- und Gewerbeflachen wurden planungsrechtlich als Gewerbeflachen
festgesetzt.

Die im B-Plan 21 festgesetzte Planstralle B sollte nach der bisherigen Planung in der
Verlangerung der Gartenstralle als eine weitere Ost-West-Verbindung zwischen der
Uberortlichen Nuthestral3e und der GroRbeerenstralle fungieren und der inneren Vernetzung
der Industrie- und Gewerbeareale im Entwicklungsbereich Babelsberg dienen. Die
Herstellung dieser Verbindung erwies sich jedoch als nicht kompatibel mit den
Anforderungen der auf den Bauflachen GE b, GE d und GE e ansassigen Filmproduktion.
Aufgrund der heute bestehenden Grundstiickszuschnitte ist die bisher vorgesehene
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PlanstraRe B zur ErschlielBung der einzelnen Grundstiicke nicht mehr erforderlich. Dartber
hinaus ware die Herstellung dieser StralRenverbindung aufgrund des stdlich auf3erhalb des
B-Plangebietes anliegenden Umspannwerkes und der damit verbundenen Kabellagen unter
der festgelegten Trasse der Planstral3e B technisch besonders aufwendig.

Um jedoch das planerische Ziel einer Ost-West-Querung zwischen Ahornstrale und
GriunstralRe in dem Gebiet weiterhin umzusetzen und gleichzeitig die ErschlieRung der
Gewerbegrundstiicke Bauflache GE ¢ zu ermdglichen, wird die Planstral3e B (Sophie-Farber-
Stral3e) nach Norden zwischen die Bauflache GE ¢ und GE d (nordlich Halle 60) verschoben.

B.2.2. Stadtebauliches Konzept / Nutzungskonzept

Der Bebauungsplan soll insbesondere die planungsrechtliche Grundlage schaffen fur die
folgenden Malinahmen:

- Kleinteilige Nutzung der Gewerbeflachen,

- Schaffung der Voraussetzungen zur Bildung mehrerer eigenstandiger Grundstiicke im
gewerblichen Bereich,

- Schaffung von Durchwegungsmadglichkeiten in Ost-West- sowie Nord-Stid-Richtung,

- Entwicklung einer Mischnutzung an der GroRbeerenstraBe sowie Sicherung eines
grol3en Teils der Kleingarten,

- insgesamt verbesserte stadtebauliche Erscheinung des Bereichs und

- Verbesserung der 6kologischen Situation.

Durch die Neuordnung der ErschlieBung wird die Voraussetzung fur eine Grundstiicks-
neuordnung geschaffen. Die Neuordnung der Grundstiicke ist nicht Gegenstand des
Bebauungsplanes.

B.2.3. Landschaftsplanerisches Konzept

Das Freiraumkonzept fir den Untersuchungsraum wird durch die Lage im Potsdam-
Babelsberger Stadtgebiet, durch die vorhandenen und geplanten Nutzungen und der daraus
abgeleiteten Bedeutung hinsichtlich der (bergeordneten Griin-, Biotop- und
Wegeverbindungen bestimmt. Dariiber hinaus ist zu gewahrleisten, dass innerhalb des
Raumes qualitatsvolle Freiflachen fir die Grinversorgung der Wohnungs-, Gewerbe- und
Dienstleistungsstandorte geschaffen werden.

Die vorhandene Griinanlage an der Ecke Grof3beerenstral3e/GriinstralRe ist besonders im
Rahmen der flr Babelsberg typischen, an der GroBbeerenstralle wie an einer Perlenschnur
aufgereihten Kette kleiner Stadtplatze bedeutsam. In diesem Zusammenhang ist auch die
Schaffung eines kleinen Stadtplatzes an der Ecke Planstrale A / Ahornstrafe zu sehen.
Durch diesen offentlichen Platz wird das Ortshild erheblich verbessert und die Aufenthalts-
gualitat fur die vor Ort Beschaftigten erhoht.

Auf den Privatgrundsticken sind entlang der StraRen 3 m bzw. 5 m breite Vorgartenzonen
als Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern und sonstigen Bepflanzungen zu
schaffen. Durch die Vorgartenzonen erféhrt der StralRenraum eine ,grine Aufweitung” und
das Gebiet ein einheitliches Gestaltungselement.

Durch die Entsiegelung von Teilflachen auf Privatgrundstiicken kann im Vergleich zur
Bestandssituation insgesamt eine bessere Durchgriinung des Gebietes und damit ein
hoherer Anteil naturhaushaltswirksamer Flache erreicht werden.

Der Untersuchungsraum stellt einen wichtigen Bereich zur Versickerung von
Niederschlagswasser dar (vgl. Fugmann / Janotta, ITWH, Wassmannn 1997). Daher ist
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vorgesehen, das Niederschlagswasser im Boden zu versickern, sofern andere Belange dem
nicht entgegenstehen. Art und Ausflhrung der Niederschlagswasserversickerung sind bei
der konkreten Bauplanung festzulegen.

Im Zuge der Aufstellung des rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 21 wurde durch das Blro
Fugmann/Janotta, Berlin entsprechend des zu diesem Zeitpunkt geltenden
Baugesetzbuches ein Landschaftsplanerischer Fachbeitrag mit Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzierung erstellt. Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist dem Begriindungstext des
rechtskraftigen Bebauungsplans Nr. 21, Stand Dezember 2005 zu entnehmen.

B.3. Begrindung der Festsetzungen

Der Begriindungstext zu den vom Anderungsverfahren unberiihrten Festsetzungen werden
im Folgenden aus der Begriindung des rechtsgliltigen Bebauungsplans Nr. 21 gréf3tenteils
unverandert tbernommen bzw. sind teilweise redaktionell ergdnzt worden. Die Begriindung
zu den ,neuen” oder ,geanderten” Festsetzungen wird direkt kennzeichnet.

B.3.1. Artund Maf der baulichen Nutzung

B.3.1.1. MI - Mischgebiet gemalR § 6 BauNVO

Die als Mischgebiet ausgewiesene Bauflache an der Grol3beerenstral3e ist Uberwiegend
durch Wohnnutzung gepragt. Die Lage an einer der wichtigsten Ausfallstral3en Potsdams,
der Charakter der unmittelbar angrenzenden Umgebung und der Charakter der
GroRRbeerenstralle sprechen jedoch eindeutig fir eine Durchmischung mit gewerblichen
Nutzungen.

Die gemall § 6 Abs. 2 BauNVO im Mischgebiet allgemein zuldssigen Gartenbaubetriebe,
Tankstellen und Vergniigungsstéatten werden durch textliche Festsetzungen ausgeschlossen.
Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind nur
ausnahmsweise zulassig.

Die Voraussetzungen fur den Ausschluss von Vergnlgungsstatten gem. 8 1 Abs. 5i. V. m.
Abs. 9 BauNVO liegen vor. Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO kann im Bebauungsplan bei
Anwendung des § 1 Abs. 5 BauNVO festgesetzt werden, dass nur bestimmte Arten der im
Baugebiet allgemein zulassigen baulichen Anlagen nicht zuldssig sind, wenn besondere
stadtebauliche Griinde dies rechtfertigen. Der Ausschluss der genannten Nutzungen ist
durch besondere stadtebauliche Grunde gerechtfertigt. Die Ansiedlung von gewinntrachtigen
Nutzungen wie Spielhallen und Wettbiros kann zu einer Verzerrung des Boden- und
Mietpreisgefliges flihren. Zudem kann die Ansiedlung von Vergniigungsstatten, Bordellen
etc. zu einer Verdrangung der anderen gewerblichen Nutzungen fiihren. Besonders
problematisch ist hier auch die unmittelbare Nahe zu der Schule an der Ecke Wetzlarer
StralBe / GrolRbeerenstralle zu sehen. Mit dem Bebauungsplan soll diesem Problem
entgegengewirkt werden. Eine weitere unerwiinschte Beeintrachtigung, die diese Nutzungen
hervorrufen kénnen, ist der mit diesen Nutzungen im Regelfall zu erwartende Imageverlust
des Gebiets mit einem einhergehendem ,Trading-Down-Effekt“. Die maR3gebliche Umgebung
ist dabei nicht auf das Plangebiet beschrankt, sondern es sind auch negative Auswirkungen
jenseits der Grenzen des Plangebiets zu berlcksichtigen. Quartiere in unmittelbarer
Bahnhofsndhe (Bahnhof Medienstadt) sind fir Niveauabsenkungen dieser Art besonders
empfanglich.

Nutzungen gemal3 § 6 Abs. 2 Nr. 6 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 7 (Tankstellen) BauNVO
sind im vorliegenden Mischgebiet unzulassig. Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO kann im
Bebauungsplan festgesetzt werden, dass bestimmte Arten der im Baugebiet allgemein
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zulassigen Nutzungen nicht zulassig sind, sofern die allgemein Zweckbestimmung des
Baugebiets gewahrt bleibt; gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO kann im Bebauungsplan
festgesetzt werden, dass einzelne im Baugebiet vorgesehene Ausnahmen nicht Bestandtell
des Bebauungsplans werden. Gartenbaubetriebe und Tankstellen gehéren zu den in
Mischgebieten allgemein zuldssigen Nutzungen. Da Gartenbaubetriebe und Tankstellen
nicht das Wesen eines Mischgebiets ausmachen, bleibt bei ihrem Ausschluss auch die
allgemeine Zweckbestimmung des Baugebiets gewahrt.

Gartenbaubetriebe und Tankstellen widersprechen der bestehenden baulichen Struktur und
sind auf Grund ihrer Maf3stablichkeit staddtebaulich nicht in den Bestand integrierbar. Auf dem
Teilstlick der GroRRbeerenstralle zwischen Fritz-Zubeil-StralRe und GrinstraRe befinden sich
auf der Sudseite bereits zwei Tankstellen. Eine weitere Anhaufung von Tankstellen an der
Grol3beerenstralie ist nicht winschenswert. Darliber hinaus sind durch die mit Tankstellen
verbundenen Emissionen Beeintrachtigungen der benachbarten Wohnnutzungen zu
beflrchten.

Im Mischgebiet wird eine maximal zulassige GRZ von 0,5 festgesetzt. Dieser Wert wird
teilweise aufgrund der knappen Grundstiicke bereits erreicht oder Uberschritten. Fur die
bestehende Bebauung gilt Bestandsschutz. Der in der Planzeichnung dargestellte GRZ-Wert
gibt an, welcher Anteil eines Baugrundstiicks mit baulichen Hauptanlagen bebaut werden
kann. Fur die Zuldssigkeit von Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen
und bauliche Anlagen unter der Gelandeoberflache findet zusatzlich § 19 Abs. 4 BauNVO
Anwendung. Die maximale Gebaudehdhe wird mit finf Geschossen festgesetzt. Dadurch
wird u.a. bei den Bestandsgebauden, die drei bis vier Vollgeschosse aufweisen, der Ausbau
des Dachgeschosses zu Wohnzwecken erméglicht.

Anderungen gegeniiber rechtskréftigem Bebauungsplans Nr. 21

a) Anderung der textlichen Festsetzung Nr. 2.1
Die textliche Festsetzung 2.1 zum Mal der baulichen Nutzung im Mischgebiet wird
geadndert, da die bauliche Hohe im Mischgebiet bei einzelnen Hausern bereits im
Bestand Uber den ehemals festgesetzten 46,0 m UDHHN liegt. Da im Mischgebiet
maximal V Vollgeschosse zulassig sind, wird die bauliche Hohe so angepasst, dass
bauliche Anlagen im Mischgebiet eine Hohe von 51,00 4DHHN nicht Uberschreiten
durfen. Die max. zulassige H6he von 51,0 m iDHHN im Mischgebiet wird als Firsthohe
festgesetzt. Um die im Mischgebiet vorhandene Dachlandschaft zu gewahrleisten, wird
zudem eine Traufkante von max. 47,5 m UDHHN festgelegt. Ausgenommen von der
Hohenfestsetzung sind Bestandsgebaude, deren Trauf- und Firsthohe die maximal
zulassige Gebaudehohe Uberschreiten.

b) Verzicht auf die Festsetzung einer maximal zulassigen GFZ im Mischgebiet

Im rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 21 wurde fir das Mischgebiet als maximal
zulassige GFZ von 1,5 festgesetzt. Bereits bei der Aufstellung dieses Bebauungsplans
wurde fir die 3-4 geschossigen Bestandsgebéude im Mischgebiet die Mdglichkeit einer
Aufstockung bis zu 5 Vollgeschossen als Planungsziel formuliert. Aufgrund der
vorhandenen Grundstiicksstruktur ist jedoch die stadtebaulich gewilinschte Aufstockung
mit der Einhaltung der maximal zulassigen GFZ bei vielen Grundstiicken nicht mdglich.
Ein Verzicht auf die GFZ im Mischgebiet ist stadtebaulich unschadlich, da die
Bebauungsstruktur und —kubatur durch die Festsetzungen zur maximal zulassigen GRZ
sowie zu einer maximal zulassigen Trauf- und Firsthohe (textliche Festsetzung Nr. 2.1)
und zu einer maximal zuldssigen Bebauungstiefe (textliche Festsetzung Nr. 3.3)
ausreichend geregelt ist.

c) Die Dachlandschaft an der sidlichen Seite der Grol3beerenstralle zwischen Grinstralle
und Ahornstralle sowie Ostlich am Grinstral3enplatz und westlich an der Ahornstralle
zwischen Grol3beerenstralle und Sophie-Farber-Strale (Planstrafe B) ist durch

Seite 20 von 47



Bebauungsplan Nr. 21, 1. Anderung Kapitel C — Auswirkungen des Bebauungsplans

d)

geneigte Dacher gepragt. Dieser Charakter des Straf3en- und Ortsbildes soll erhalten
werden. Aus diesem Grund wird als Gestaltungsfestsetzung im Sinne § 9 Abs. 4 BauGB
i. V. m. § 87 Abs. 8 BbgBO eine Regelung zur Gestaltung der Dacher aufgenommen, die
regelt, dass im Mischgebiet stralR3enseitig nur Dé&cher mit geneigten Dachflachen
zulassig sind. Die Regelung zur ortlichen Bauvorschrift wird als Textliche Festsetzung
12.2 aufgenommen.

Textl. Festsetzung Nr. 1.3 zur Einschrénkung von Einzelhandelsbetrieben im
Mischgebiet

Im Mischgebiet sind Einzelhandelsbetriebe gemal § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO allgemein
zuldssig. Dies widerspricht den Grundséatzen des im Mai 2014 beschlossenen
Einzelhandelskonzeptes der Landeshauptstadt Potsdam. Danach sollen an
stadtebaulich nicht-integrierten und nicht-etablierten Standorten - wie dem Mischgebiet —
Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs-relevanten oder sonstigen zentren-
relevanten Sortimenten nur eingeschrénkt zulassig sein.

Gegenstand der Festsetzung ist die Einschrankung der Zuléassigkeit von
Einzelhandelsbetrieben gemall § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO. Die Differenzierung dieser
Nutzungsart erfolgt auf der Grundlage des § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO.

Demzufolge ist im Mischgebiet an der GroRbeeren-, Ahorn- und GrinstralBe nur der
Anlagentyp ,Nachbarschaftsladen“ allgemein zulassig. Bei dem Anlagentyp des
.Nachbarschaftsladens”, auch ,Convenience-Store* genannt, handelt es sich um einen
wohngebietsvertraglichen Einzelhandelsbetrieb, der sog. ehemalige ,Tante-Emma-
Laden“. Es handelt sich also um einen ,kleinen Nahversorger, der die Schwelle der
Grol¥flachigkeit (Uber 800 gm Verkaufsflache) erheblich unterschreitet und priméar
fuBlaufig oder per Fahrrad erreicht wird. Ein Nachbarschaftsladen weist betriebs-typisch
i.d.R. nicht mehr als 400 gm Verkaufsflache auf (Az.: BVerwG 08.11.2004 - 4 BN 39.04).
Der Nachbarschaftsladen bietet zentrenrelevante Sortimente fir die Nahversorgung,
also Waren des kurzfristigen Bedarfs, an. Erganzende Dienstleistungen (z. B.
Bankautomat, Poststelle, Reinigung, Lotto) kénnen in den Laden integriert sein.

In der Potsdamer Sortimentsliste ist definiert, um welche Sortimente es sich bei
zentrenrelevanten Sortimenten fir die Nahversorgung handelt. Diese sind:

Nahrungsmittel, Getrdnke und Tabakwaren

Apotheken, medizinische, orthopadische und kosmetische Artikel (einschlieBlich
Drogerieartikel)

Biicher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Birobedarf

Ausnahmsweise koénnen auch grolRere Betriebe bis 800 gm Verkaufsflache zulassig
sein. In einer Einzelfallprifung ist zu prifen, ob das Vorhaben der Nahversorgung dient,
d.h., ob es nahversorgungsrelevante Sortimente anbietet. Aul3erdem muss eine
Nahversorgungslicke bestehen, d.h. das Gebiet darf nicht bereits durch einen
bestehenden Betriebsstandort ful3laufig versorgt werden. Zudem muss der Betrieb
standortgerecht dimensioniert sein.

Bei der standortgerechten Dimensionierung wird auf die Versorgungsfunktion des
Einzelhandelsbetriebes abgestellt. Sie soll nicht tiber das nahere Umfeld hinausreichen.
Hintergrund ist das Ziel einer moglichst flachendeckenden fulZlaufigen Nahversorgung.

Konkret wird bei der Berechnung der standortgerechten Dimensionierung zunéchst in
einem ersten Schritt das Einwohnerpotenzial im fu3laufigen Einzugsbereich von 500 m
ermittelt. Dabei werden Barrieren wie beispielsweise Bahntrassen oder Gewasser
beriicksichtigt, die dazu fuhren, dass ein Standort fir Einwohner trotz der Lage im
angegeben Radius unattraktiv oder sogar unerreichbar ist. Das Einwohnerpotenzial wird
dann entsprechend angepasst. Gleiches gilt, wenn hinreichend gesichert ist, dass im
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Einzugsbereich weitere Wohneinheiten entstehen. Die zukinftigen Einwohner werden
dann in die weitere Berechnung mit einbezogen.

Die verschiedenen Sortimentsgruppen haben unterschiedliche Reichweiten. Eine
Verkaufseinheit einer Apotheke versorgt beispielsweise deutlich mehr Einwohner als
eine gleich groRe Einheit eines Lebensmittelhandwerkbetriebs. Deswegen wird in einem
zweiten Schritt ermittelt, wie viel Quadratmeter Verkaufsflache rechnerisch ben6tigt
werden, um die Einwohner im fu3laufigen Einzugsbereich zu versorgen — dies unter
Berlicksichtigung der Nahversorgungstruktur in Umfeld. Es soll verhindert werden, dass
ein Einzelhandelsbetrieb zwar fur sich betrachtet der Gebietsversorgung dient und somit
standortgerecht dimensioniert ist, jedoch das Einzugsgebiet eines nahe gelegenen
Zentralen Versorgungsbereichs Uberschneidet oder die Nahversorgungstruktur
beeintrachtigt. Vergleiche dazu genauer Kapitel 6.3.1. des Einzelhandelskonzeptes der
Landeshauptstadt Potsdam.

Ausnahmsweise koénnen zudem auch Betriebe mit sonstigen zentrenrelevanten
Sortimenten zulassig sein. Hierbei handelt es sich um Laden analog § 4 BauNVO, die
eine ahnliche GroRe wie der Anlagentyp ,Nachbarschaftsladen* aufweisen. Als Beispiel
fur einen solchen Einzelhandelsbetrieb flhrt das Einzelhandelskonzept der
Landeshauptstadt Potsdam einen Computerladen in der Nahe einer Hochschule an. In
einer Einzelfallprifung ist demnach zu prifen, ob das Vorhaben sonstige
zentrenrelevante Sortimente anbietet und ob es standortgerecht dimensioniert ist.
Hinweise zur Abschatzung der standortgerechten Dimensionierung bietet auch in
diesem Fall das Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt Potsdam in Kap. 6.3.1.
Bei sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten nach der Potsdamer Sortimentsliste
handelt es sich um:

Textilien

Bekleidung

Schuhe und Lederwaren

Haushaltsgegenstéande (einschlief3lich Campingmdbel)

Keramische Erzeugnisse und Glaswaren

Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren

Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Beetpflanzen, Wurzelstocke und

Blumenerde

Zoologischer Bedarf und lebende Tiere

Heimtextilien

Elektrische Haushaltsgeréte, Gerate  der  Unterhaltungselektronik  und

Musikinstrumente

Kunstgegenstande, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Miinzen und

Geschenkartikel

Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck

Spielwaren

Augenoptiker

Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker)

Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software

Telekommunikationsendgerate und Mobiltelefone

Sport- und Campingartikel (ohne Campingmobel), ausgenommen Sport- und

Freizeitboote und Zubehor

Sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen Biromaobel und Brennstoffe

Ziel dieser einschréankenden Festsetzungen ist die Sicherung einer flachendeckenden
Grund-/Nahversorgung auch auf3erhalb der Zentralen Versorgungsbereiche. So kann
die flachendeckende Versorgung mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten bei der
dispersen Siedlungsstruktur der Landeshauptstadt Potsdam sichergestellt werden. Als
Erganzung zu diesen Sortimenten dirfen bei standortgerechter Dimensionierung auch
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sonstige zentrenrelevante Sortimente angeboten werden. Durch die Einschrankung
.Standortgerechte Dimensionierung” der Festsetzungen wird dem Umstand, dass die
Versorgungsfunktion nicht tber das nahe Umfeld hinausreichen sollte bzw. dem Schutz
der umliegenden Zentren, Rechnung getragen.

Die Festsetzung geht konform mit dem Grundsatz 4.8 (1) des Landesentwicklungsplan
Berlin Brandenburg LEP B-B (Integrationsgebot).

B.3.1.2. GE- Gewerbegebiet § 8 BauNVO

Als gewerbliche Bauflachen wurden mit dem Bebauungsplan Nr. 21 im wesentlichen jene
Flachen ausgewiesen, die bereits vormals gewerblich oder gewerbeahnlich genutzt wurden.
Erganzend wurde ein etwa 5.500 m2 groR3er Teil der Kleingartenanlage, der unmittelbar an
die Halle 60 angrenzt, einer gewerblichen Nutzung zugefihrt.

Die gewerblichen Bauflachen GE d,e,h und j werden als GE mit Einschrankung der zu-
l&ssigen Nutzungsarten ausgewiesen. Durch textliche Festsetzung sind eigenstandige Biro-,
Geschéfts- und Verwaltungsgebdude ausgeschlossen. Durch diese Ausweisung soll die
Pragung des Gebietes durch das verarbeitende Gewerbe /Handwerk unterstitzt werden. Im
Hinblick auf den besonderen Charakter dieses Gewerbestandortes werden von dem
Ausschluss Nutzungen der Medienwirtschaft sowie medienbezogene Freizeit- und
Unterhaltungsangebote aufgrund der unmittelbaren Nachbarschaft zur Medienstadt
Babelsberg teilweise ausgenommen.

Fur die gewerblichen Bauflachen ist Uberwiegend eine GRZ von 0,5 festgesetzt. Ausge-
nommen hiervon ist die Flache GE d, auf der im Hinblick auf die Bestandssituation eine GRZ
von 0,6 festgesetzt wird. Der in der Planzeichnung dargestellte GRZ-Wert gibt an, welcher
Anteil eines Baugrundstiicks mit baulichen Hauptanlagen bebaut werden kann. Fir die
Zulassigkeit von Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und bauliche
Anlagen unter der Geldndeoberflache findet zuséatzlich § 19 Abs. 4 BauNVO Anwendung.

Fur die GE-Flachen mit Nutzungseinschrankungen ist eine BMZ festgesetzt, und zwar 3,5
auf der Flache GE e, hund j und 5,5 auf der Flache GE d, die mit den denkmalgeschutzten
Hallen bebaut ist. Fur die Ubrigen GE-Flachen ist eine GFZ festgesetzt, und zwar in jenen
Bereichen, in denen aus stadtebaulichen Griinden eine dichtere, raumbildendere Bebauung
angestrebt wird (Randbereiche zur Ost-West-Stral3e, zur GrinstraRe und zur Gartenstrafie)
von 1,2 bzw. 1,5 ansonsten von 1,0.

Abstandsleitlinie

Die textliche Festsetzung Nr. 11.4 soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB nicht
geandert werden und wird unverandert aus der rechtskraftigen Planung tGbernommen. Die
Brandenburger Abstandsleitlinie wurde zum 02.04.2014 auf3er Kraft gesetzt, kann jedoch
weiterhin angewandt werden, wenn auf der Planzeichnung der Hinweis erfolgt, dass die
Abstandsleitlinie in der Stadtverwaltung im Bereich Stadterneuerung eingesehen werden
kann. Damit ist dann dem "Gebot der Normklarheit" gentige getan. Die Beibehaltung der im
urspringlichen Bebauungsplan gewéhlten Nutzungsstrukturen ist auch mit Blick auf den
Umsetzungsstand der Planung sinnvoll und geboten. Die Festsetzungen zur Gliederung des
Gewerbegebietes lassen hinreichenden Spielraum, um unter Nutzung der festgesetzten
Ausnahmen auch solche Betriebe und Anlagen zu genehmigen, bei denen der erreichte
Stand der Technik den gleichen Standard des Immissionsschutzes gewéhrleistet.

Anderungen gegeniiber rechtskraftigem Bebauungsplan Nr. 21
Aufgrund der Veranderung der ErschlieBung sowie durch Korrekturen werden nachfolgend
aufgefuihrte Anderungen an GE-Flachen vorgenommen.
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a)

b)

f)

9)

h)

Die Bauflachen GE a und teilweise GE b, die noérdlich der neuen Planstra3e B (Sophie-
Farber-Straf3e) liegen, werden mit der Bauflache GE ¢ zusammengefasst. Durch die
neue Planstralle B erfahren die Gewerbeflachen an der Ecke zum GrinstraRenplatz
eine neue Ausrichtung. Die Bauflache GE a entféllt.

Im Rahmen der unter a) beschriebenen Verdnderung wird in Bauflache GE ¢ ndrdlich
parallel zum GrinstraRenplatz — wie im gesamten Plangebiet — eine (hier: 5,0 m breite)
Vorgartenzone aufgenommen.

Entlang der nordlichen Grenze der Bauflache GE c¢ wird die Baugrenze im Sinne einer
Korrektur auf die Begrenzung der Pflanzflache A verschoben.

Die Bauflache GE b wird kiinftig im Siden durch den Wegfall der verlangerten
GartenstralBe und im Norden durch die neue PlanstraRe B anders begrenzt.

Die bisher vorgeschriebene Grenzbebauung auf der Bauflache GE ¢ zum bestehenden
griinderzeitlichen Wohngebaude an der Ahornstral3e (Flur 8, Flurstiick 14) entféllt. Die
Erfahrung mit gewerblichen Ansiedlungen hat gezeigt, dass gewerbliche Bauwerke in
Kubatur und Gestaltung nicht fur die zunachst geplante Grenzbebauung geeignet sind.
In diesem Zusammenhang entféllt auch die textliche Festsetzung Nr. 3.2.

Die bisher als offentliche Verkehrsflache festgesetzte Flache der Planstral3e B wird zum
Teil der Bauflache GE f und zum Teil der Bauflache GE d zugeschlagen. Die Lage der
Knotenlinie als Begrenzung zwischen diesen beiden Bauflachen entspricht der neuen
Eigentumsgrenze in diesem Bereich.

Die Bauflache GE e wurde geringfligig vergrof3ert, da die Begrenzung (Knotenlinie) auf
die ndrdliche und westliche Grenze des Grundstickes Flur 8, Flurstiick 75 (ehemals 37)
verschoben wurde. Das Flurstiick 75 (ehemals 37) wurde erst nhach Satzungsbeschluss
des Bebauungsplans 2006 gebildet. Die Anderung reagiert somit auf die neue
Eigentumssituation.

Der unter B.3.2.1 beschriebene Wegfall der o6ffentlichen Grinflache an dem Knick
.PlanstraBe A /Ahornstra3e* fihrt dazu, dass diese Flache zur Bauflache GE ¢
zugeordnet wird.

Im Bereich der teilweise denkmalgeschiitzten Bestandsgebaude auf der Bauflache GE g
wird das Nutzungsmalfl an die vorhandene Bebauung angepasst. Aus diesem Grund
wird die Bauflache GE g in drei Teile (g, gg und ggg) zerlegt, die die aktuelle
Eigentumssituation wiederspiegeln. Fir die Bauflachen GE ¢, gg und ggg werden
einheitlich 1V Vollgeschosse und eine maximal zuldssige GRZ von 0,5 festgesetzt. Die
einzelnen Bauflachen werden mit Knotenlinien voneinander abgegrenzt. Auf der
Bauflache ggg, bestehend aus Flur 9, Flurstiick 1/5 und Flur 8, Flurstiick 27/ 7, wird das
zulassige Mal3 der Nutzung mit einer GFZ von 1,2 entsprechend der Bestandssituation
erhoht. Die Bauflache GE gg ist mit dem denkmalgeschutzten Birogebaude 55 bebaut,
die Festsetzung einer GFZ entfallt hier. Fir die neugebildete unbebaute Bauflache GE g
wird die bisher geltende GFZ von 1,0 beibehalten.

Die in der Mitte der Bauflache GE g festgelegte Flache mit Bindung und zum Erhalt der
Bepflanzung  entfallt. Auf Grundlage einer Baumbestandsaufnahme  des
Sachverstandigenbiiros Gabel im April 2014 wurde in Abstimmung mit der UNB
festgelegt, dass die in diesem Bereich vorhandenen Baume ohnehin der Potsdamer
Baumschutzverordnung unterliegen. Die Flache mit Pflanzbindung in Mitten der
Bauflache kann jedoch nicht ausreichend begrindet werden. Aufgrund der festgesetzten
GRZ miissen die Bauherren hier 25 % Griin bringen.
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j) Die textliche Festsetzung Nr. 2.1 zum Mal3 der baulichen Nutzung im Gewerbegebiet
wird an die festgesetzte Geschossigkeit angepasst, die bisher teilweise gar nicht erreicht
werden konnte. So dirfen bauliche Anlagen auf den Teilflachen c, f, g, gg, ggg, h, i, |
und k eine Hohe von 49,0m UDHHN nicht Gberschreiten. Die Gelandehdhe liegt hier bei
ca. 33,00m. Im Gewerbegebiet Teilflachen b, d und e durfen bauliche Anlagen eine
Hoéhe von 51,0 m UDHHN nicht tberschreiten. Die Erh6hung der maximal zuldssigen
baulichen Hohe steht hier auch im Zusammenhang mit den speziellen Anforderungen
der Filmindustrie an einen Produktionsstandort.

Anderung zum Ausschluss von Einzelhandel

Der Ausschluss von zentrenrelevantem Einzelhandel folgt den Vorgaben des

Einzelhandelskonzepts der Landeshauptstadt Potsdam vom 07.05.2014.

a) Textliche Festsetzung Nr. 1.6 zum Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben in den
Gewerbegebieten b, ¢, d, e, f, g, gg und ggg.

Gegenstand der Textlichen Festsetzung Nr. 1.6 ist der generelle Ausschluss von
Einzelhandelsbetrieben im Gewerbegebiet GE b, c, d, e, f, g, gg und ggg geman § 1
Abs. 5 und 9 BauNVO als Unterart von Gewerbebetrieben aller Art gemaf § 8 Abs. 2 Nr.
2 BauNVO. Die Differenzierung dieser Nutzungsart erfolgt auf der Grundlage des § 1
Abs. 5 BauNVO.

Bei den Teilflachen GE b, c, f, g und ggg handelt sich um sogenannte P20-Flachen des
Gewerbeflachensicherungskonzeptes (GSK), welche fir hdherwertiges Gewerbe und
Dienstleistung/ Handwerk etc. vorgesehen ist. In Umsetzung des STEK Gewerbe wurde
im Jahr 2012 das Gewerbeflachensicherungskonzept (GSK) erarbeitet und von der
Stadtverordnetenversammlung am 04.04.2012 (Beschluss 12/SVV/0157) beschlossen.
Es soll die Sicherung von Flachenpotenzialen, die fur die wirtschaftliche Entwicklung
Potsdams von grof3er Bedeutung sind, gewahrleisten. Aus dem Pool der im GSK
bewerteten Gewerbeflachenpotenziale wurden Flachen sondiert, die mit ihrem
besonders hohen Nutzungspotenzial fur die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes
Potsdam unverzichtbar sind. Diese Flachen erhalten daher den besonderen Status
.Gewerbliche Potenzialflachen 2020 (P 20-Flachen)“. Die gewerblichen Flachen GE d
und e sowie GE b und c bilden die Medienstadt 2 und sollen vorrangig der Ansiedlung
von Gewerbebetrieben der Medienwirtschaft zur Verfligung stehen.

Malgeblich fir diese Festsetzung ist der Mangel an verfigbaren Gewerbeflachen in der
Landeshauptstadt Potsdam. Ziel ist es, die Flachen des Gewerbegebietes im Plangebiet
fur produzierende Gewerbe- und Handwerksbetriebe freizuhalten.

Der Gebietscharakter des Gewerbegebietes wird durch den Ausschluss von
Einzelhandel nicht beeintrachtigt, da Gewerbegebiete vorwiegend der Unterbringung
von nicht erheblich belastigenden Gewerbe- und Handwerksbetrieben dienen. Die
allgemeine Zweckbestimmung eines Gewerbegebietes gemalR § 8 BauNVO bleibt
gewabhrt.

Die Landeshauptstadt Potsdam verfolgt die grundsatzliche Absicht, notwendige
Voraussetzungen zur Sicherung und zur Entwicklung neuer Standorte und Flachen far
eine gewerbliche Nutzung zu schaffen, um im Standortwettbewerb Vorhaben im
Rahmen der Bestandspflege und Ansiedlung erfolgreich unterstiitzen zu kénnen.

Der Ausschluss von Einzelhandel betrifft auch den klassischen Kiosk. Im Regelfall kann
davon ausgegangen werden, dass ein Kiosk den mit dem Ausschluss von Einzelhandel
regelmaflig verbundenen Schutzzweck nicht beeintrachtigt. Ein Kiosk ist ein besonders
kleiner - deutlich unter 100m2 groRRer Einzelhandelsbetrieb. Er verflgt nur Gber ein
begrenztes Warenangebot und deckt vornehmlich nur einen beschréankten, kurzfristigen
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b)

Bedarf. Er besitzt, was den Schutz des sonstigen Einzelhandels angeht, nur marginale
stadtebauliche Bedeutung. Aus diesem Grund kénnen Kioske im Einzelfall auf dem
Wege der Befreiung zugelassen werden.

Die Festsetzung geht konform mit dem Grundsatz 4.8 (1) des Landesentwicklungsplan
Berlin Brandenburg LEP B-B.

Textliche Festsetzung Nr. 1.7 zur Beschrankung von Einzelhandelsbetrieben in den
Gewerbegebieten h, i, j und k.

Gegenstand der Textlichen Festsetzung 1.7 ist die Beschrankung von
Einzelhandelsbetrieben auf solche, die nicht-zentrenrelevante Sortimente anbieten und
damit der Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben mit zentrenrelevanten
Kernsortimenten fiir die Nahversorgung sowie sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten
in den Gewerbegebieten h, i, j und k im Rahmen von Gewerbebetrieben aller Art gemaf
8§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO. Die Differenzierung dieser Nutzungsart erfolgt auf der
Grundlage des § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO.

Die Sortimente, welche in Potsdam malf3geblich zu einem aus stadtebaulicher Sicht
winschenswerten Einkaufserlebnis beitragen oder die Funktionsfahigkeit zentraler
Versorgungsbereiche unterschiedlicher Hierarchiestufe wesentlich bestimmen, sind in
der , Potsdamer Sortimentsliste* dargestellt.

Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten sind im Plangebiet
allgemein zulassig. Folgende Sortimente sind als ortsiblich nicht-zentrenrelevant
einzustufen:
Beleuchtungsartikel
Fahrrader, Fahrradteile und Zubehor
Kraftwagen
Kraftwagenteile und Zubehor
Kraftrader, Kraftradteile und Zubehor
Wohnmobel (inkl. Matratzen)
Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren (einschlieBlich Sanitarkeramik, Garagen,
Gewachshauser, Geratehduschen und Baubuden)
Anstrichmittel
Bau- und Heimwerkerbedarf
Tapeten- und Bodenbelage (einschliel3lich Teppiche)
Aus der Unterklasse Blumen, Pflanzen und Saatgut: Beetpflanzen, Wurzelstdcke und
Blumenerde
Aus der Unterklasse Sport- und Campingartikel: Sport- und Freizeitboote und -
zubehor
Aus der Unterklasse Sonstiger Facheinzelhandel: Biromébel und Brennstoffe
Mineraldlerzeugnisse
Es handelt sich dabei um Waren des mittel- und langfristigen Bedarfs.

Die Festsetzung dient dem im Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt Potsdam
definierten Grundsatz, nicht-zentrenrelevanten Einzelhandel vorrangig an durch
Einzelhandel etablierten, nicht-integrierten Standorten anzusiedeln. Um einen solchen
Standort handelt es sich bei den Gewerbegebieten h, i, j und k.

Der ndrdliche Teil der Flache GE h ist im Gewerbeflachensicherungskonzept als eine
P-20 Flache klassifiziert, obwohl hier ein Baustoffhandel vorhanden ist. Die Flache h ist
damit ein etablierter Einzelhandelsstandort fiir nicht-zentrenrelevante Sortimente. Durch
die textliche Festsetzung Nr. 1.7 wird der Baustoffhandel auf der Flache h gesichert und
damit den Flachen GE i, j und k gleichgestellt.
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Die Festsetzung geht konform mit dem Grundsatz 4.8 (1) des Landesentwicklungsplan
Berlin Brandenburg LEP B-B.

c) Textliche Festsetzung Nr. 1.8 zur Zulassigkeit von untergeordneten Verkaufsstatten in
produzierenden Gewerbe- und Handwerksbetrieben in den Gewerbegebieten

Gegenstand der Textlichen Festsetzung Nr. 1.8 ist die ausnahmsweise Zulassigkeit von
an den Endverbraucher gerichteten Verkaufsstatten von Gewerbebetrieben aller Art
(einschlieBlich Handwerksbetrieben). Der Verkauf von Waren und deren Herstellung
erfolgt direkt am Produktionsstandort. In der Regel weisen solche Betriebe eine
eigenstandige von der Produktion getrennte Verkaufsstatte auf. Diese erfillt die
Merkmale fir einen selbstdndigen Einzelhandelsbetrieb, wenn sie einen eigenen
Eingang hat und unabhangig von dem Produktionsbereich des Betriebes geschlossen
und gedffnet werden kann. In diesen Fallen ist der Betrieb baurechtlich sowohl als
Einzelhandelsbetrieb als auch als Produktions- bzw. Handwerksbetrieb zu werten.

Die Verkaufsstatte muss ausschlieBlich in dem Gewerbebetrieb hergestellte oder
weiterzuverarbeitende oder weiterverarbeitete Produkte veraufBern und in einem
unmittelbaren raumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem entsprechenden
Gewerbebetrieb stehen. Die Verkaufsstatte muss sich in ihrer GroBBe deutlich
unterordnen, als deutlich untergeordnet wird ein Anteil der Verkaufs- und
Ausstellungsflache von hdchstens 10 % der Geschossflache des Gewerbebetriebs
betrachtet. Zentrenrelevante Sortimente werden auf héchstens 150 m2 Verkaufsflache
beschrankt.

Es erfolgt eine Differenzierung nach Unterarten der baulichen Nutzung gemaf § 1 Abs.
5 und 9 BauNVO. Dieser sog. ,Werksverkauf* ist als eigener Anlagentyp im
Gewerbegebiet zulassig und kann zentrenrelevante und nicht-zentrenrelevante
Warensortimente aus der eigenen Produktion in untergeordneter GréRenordnung
anbieten.

Die ausnahmsweise Zulassigkeit dient der wirtschaftlichen Unterstitzung der
anzusiedelnden Produktions- oder Handwerksnutzungen und liegt deshalb zugleich
auch im Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung des Standortes und der gewollten
Nutzungsmischung. Insoweit ist die untergeordnete Handelsfunktion bewusst deutlich
anders bewertet als eigenstandiger Einzelhandel, selbst wenn dieser das gleiche
Sortiment anbieten sollte.

B.3.2. Offentliche Griin- und Verkehrsflachen

B.3.2.1. Offentliche Griinflachen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die vorhandene Griinanlage an der Ecke Grol3beerenstral3e/Grinstralle ist besonders im
Rahmen der fir Babelsberg typischen Abfolge kleiner Stadtplatze bedeutsam. Der Siden
von Babelsberg ist durch ein Defizit an 6ffentlichen Grinflachen gekennzeichnet. Insofern
hatte der B-Plan stets das Ziel, eine weitere o6ffentliche Grinflache vorzusehen, durch die
das Ortshild erheblich verbessert und die Aufenthaltsqualitat fir die vor Ort Beschéftigten
erhoht wird.

Anderungen gegeniiber rechtskraftigem Bebauungsplan Nr. 21

Die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 nimmt folgende Anderungen und Korrekturen

an den geplanten o6ffentlichen Griinflachen vor.

a) Die Festsetzungen zu der im Bestand vorhandenen offentlichen Grinflache an der
GrunstralRe (Grunstralenplatz) werden dahingehend korrigiert, dass die am westlichen
und sudlichen Rand des Platzes vorhandenen 6ffentlichen Verkehrsflachen als solche
festgesetzt werden. Dies bedeutet, dass die offentliche Griunflache verkleinert wird und
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die Flursticke 216 (tw.) und 204/6 als StraRBenverkehrsflache sowie das Flurstiick
204/10 als Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung (Fuf3- und Radweg)
festgesetzt wird. Bisher waren diese Verkehrsflachen Bestandteil der offentlichen
Grunflache. In Abstimmung mit dem Fachbereich Griin- und Verkehrsflachen sollen
diese Flachen aufgrund ihrer teilweise bestehenden ErschlieBungsfunktion zukiinftig
auch als Verkehrsflachen dargestellt werden.

b) Die geplante 6ffentliche Griinflache an der Ecke Ahornstral3e / Planstral3e A (verlangerte
Ahornstral3e) entfallt in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehdérde und dem
Fachbereich Griun- und Verkehrsflachen. Stattdessen wird eine neue 6ffentliche
Grunflache im Bereich des bestehenden Kieferwéldchens festgesetzt. Aufgrund der
Verschiebung der PlanstralBe B entfallt die stadtebauliche Bedeutung des Platzes an
dieser Stelle. Die Lage des Platzes auf der im Bestand vollstandig versiegelten Flache
(Altlastenverdacht) ist aus Sicht des Umwelt- und Naturschutzes disponibel. Die Flache
wird zukiinftig als Bauflache GE g mit einer 5 m breiten Vorgartenzone zur Planstrale A
festgesetzt.

c) Eine neue offentliche Grinflache wird im Bereich des bestehenden Kiefernwéldchens an
der Ecke PlanstralRe A (AhornstralRe) und PlanstraBe C festgeschrieben. So erhélt das
bestehende und ortsbildpragende Kiefernwaldchen den bestmdglichen Schutz.

d) Die urspriinglich auf dem Waldchen liegende Flache mit Pflanzbindung C entféllt. Auf
der Bauflache GE g wird jedoch nérdlich und dstlich an die offentliche Grunflache
angrenzend jeweils ein Streifen von 3,0 m als Flache mit Pflanzbindung C neu
festgesetzt, so dass das Kiefernwaldchen in der vorhandenen GrolRe dauerhaft erhalten
bleibt.

e) Da die Planstrale B in ihrer urspringlichen Lage nicht mehr Bestandteil des
Bebauungsplans ist, ist auch die Bepflanzung mit StraRenb&dumen nicht mehr maéglich.
Die neue Lage der Planstrale B (Sophie-Farber-Stra3e) ermoglicht keine
Baumplanzungen (ADL, denkmalgeschiitzte Halle). Die textliche Festsetzung Nr. 7.1
entfallt daher ersatzlos.

Der erforderliche StraRenquerschnitt der PlanstralRe C lasst ebenfalls keine
Baumpflanzungen zu. Insofern ist der Bebauungsplan im alten Stand von falschen
Bedingungen ausgegangen, da die Aufteilung des Stral3enraums kein Bestandteil des
Bebauungsplans ist und zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses 2006 noch keine
StralB3enplanung vorlag. Die textliche Festsetzung Nr. 7.6 entféllt daher ersatzlos.

B.3.2.2. Private Griunflachen, Dauerkleingarten geméafd 8 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Es erfolgt keine Anderung an der Festsetzung der Dauerkleingartenanlage.

Der groRere, nordliche Teil der Kleingartenanlage GrinstraBe wurde durch den
Bebauungsplan als Dauerkleingartenanlage gesichert. Auf der Grundlage der Festsetzung
als Gewerbeflache durch den 2006 beschlossenen Bebauungsplan Nr. 21 wurde im Jahr
2013 der sudliche Teil mit 14 Parzellen aufgegeben. Das Kleingarten Entwicklungskonzept
2007 der Landeshauptstadt Potsdam hat die Festsetzungen des Bebauungsplans von 2006
tbernommen.

B.3.2.3. StralRenverkehrsflache gemall § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Der Bebauungsplan setzt die Breite des noérdlichen Abschnitts der Ahornstrale im Bereich
der geschlossenen Grinderzeitbebauung mit 9,60 m fest. Ab den Gewerbeflachen (westlich
der Ahornstral3e) bis zur Planstrale B (Sophie-Farber-StraRe) und von dort bis zum
Abknickbereich der Ahornstralle in Richtung Westen ist die Stral3enbreite mit 11,0
vorgesehen. Die angegebenen Stral3enbreiten ergeben sich aus dem Bestand. Der sudliche
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Abschnitt der Ahornstrale (Planstralle A) wird mit einer Stral3enbreite von 15,0 m
festgesetzt.

Die Flachen zwischen der vorhandenen Fahrbahn der GroRR3beerenstralRe und der Gebdau-
dekante bzw. der Gebaudeflucht wird als Verkehrsflache festgesetzt. Diese Flache, die
teilweise privates Eigentum ist, wird faktisch als Gehweg genutzt. Der Status wird durch die
Festsetzung im B-Plan eindeutig definiert.

Der Bebauungsplan setzt lediglich die StralRenbegrenzungslinien fest. Die Aufteilung der
Verkehrsflachen ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes.

Anderu_nqen gegeniber rechtskraftigem Bebauungsplan Nr. 21
Die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 wurde erforderlich, da sich die Anforderungen
an das geplante ErschlieBungssystem veréndert hatten.

a) Anderung der Planstrale B
Die im Bebauungsplan urspriinglich festgesetzte Verlangerung der Gartenstral3e bis zur
Ahornstrale (PlanstraRe B) ist mit der 1. Anderung entfallen. Damit entfallen auch die
straRenbegleitend beidseitig festgesetzten Baugrenzen und Pflanzflaichen B. Die
ehemalige Verkehrsflache ist nun als Teil der Bauflachen GE f und GE d festgesetzt.

Die 1. Anderungen setzt die PlanstralRe B (Sophie-Farber StraRe) in neuer Lage fest. Als
Ersatz fir den Wegfall der Planstral3e B als verlangerte Gartenstrafle wird eine neue
PlanstraRe B zwischen den Bauflachen GE d und GE c mit einer Breite von 9,0 m
festgesetzt. Diese StraRe Ubernimmt zudem die ErschlieBungsfunktion fir die neu
entstandene nordlich angrenzende Bauflache GE c. Aufgrund der beengten Situation,
die sich einerseits aus der Grenzbebauung der Halle 60 und andererseits aus der
Schmutzwasserdruckleitung der EWP ergibt, wird die neue Planstrale B (Sophie-
Farber-Stral3e) 9,0 m breit. StralRenbegleitend werden wie im gesamten Plangebiet
beidseitig Vorgartenzonen B sowie Baugrenzen (hier bei 3 m) festgesetzt. Lediglich in
dem Bereich, wo die Halle 60 direkt an die Straf3enflache angrenzt, muss aufgrund der
sehr beengten Bestandssituation auf die Baugrenze und die Vorgartenzone verzichtet
werden. Die  ,neue’ PlanstraBe B erhielt gemaR  Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung den Namen Sophie-Farber-Straf3e".
b) Anderung der PlanstralRe C

Die PlanstraRe C war im Bebauungsplan als Verkehrsflache mit der besonderen
Zweckbestimmung ,verkehrsberuhigter Bereich* festgesetzt. Sie flihrte von der
PlanstraRe A (verlangerte Ahornstrae) in Richtung Osten bis zur Grenze des
Geltungsbereiches. Die Planstrae sollte eine Verbindung priméar fir Radfahrer und
FuRRganger zu den dstlich angrenzenden Flachen der Gewerbe im Park herstellen.

Durch die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 endet die PlanstraRe C kiinftig im
Westen an der westlichen Grenze der Bauflache ggg (westliche Grenze des
Grundstuckes Flur 9, Flurstiick 1/5) als StichstraRe. Eine Weiterfihrung bis an das
Gelande der Gewerbe im Park (GiP) heran ist nicht erforderlich, da die GiP eine
Anbindung an ihre Privatstral3en nicht zulasst. Eine Weiterfuhrung der Planstral3e C
hatte zudem grof3e Eingriffe in das bereits im Bestand sehr beengte Grundstiick 1/5 zur
Folge. Um weiterhin einen Anschluss an das Grundstiick der GiP zumindest fir
FuRganger zu ermdoglichen, wird ein mit ,p“ gekennzeichnetes Gehrecht fir die
Allgemeinheit sowie ein Leitungsrecht fir die zustandigen Unternehmenstrager
festgesetzt. Die nun knapp 60 m lange Planstrale C stellt eine offentliche
Verkehrsflache ohne besondere Zweckbestimmung dar. Die Planstral3e C erhalt gemaf
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung den Namen Ahornstral3e*.
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B.3.3. Baugrenzen, Geb&audehthen, Bauweise

In Anbetracht des teilweise vorstadtischen Charakters und des stellenweise durch die
raumlichen Bedingungen vorgegebenen geringen Straflenprofils, werden entlang der
PlanstraRen A, B und C, der Ahornstral3e, der Orenstein-& Koppel-Stralle B sowie der
GriunstralBe Baugrenzen festgesetzt, die in der Regel zur Anlage von Vorgartenzonen
genutzt werden sollen. Auf die Festsetzungen von Baulinien wird verzichtet.

Die konsequente Umsetzung der Planinhalte hatte die Notwendigkeit zur Folge, Gebaude
und Gebaudeteile, die auRRerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflache liegen, zu beseitigen.
Da dies mitunter zu einer unzumutbaren Harte fur die Eigentiumer fihren wirde, wird der
Bestandsschutz fur folgende Gebaude ausdriicklich hervorgehoben: Halle 60 a.

Generell wird eine zulassige Oberkante Gebaude von 49,5 m UDHHN fur die Baufelder GE c,
f, 9, 99, ggg, h, i, j und k festgesetzt, die einer Gebaudehbhe von ca. 15 m Uber
Gelandeoberkante entspricht. Die maximal zulassige Oberkante von baulichen Anlagen soll
in den vorgenannten gewerblichen Baufeldern zukinftig bei 49,0 m tber DHHN liegen. Die
alte Hohenfestsetzung von 46,0 m Giber DHHN hat nur ungentigend berticksichtigt, dass das
Planungsziel von 4 Vollgeschossen auf den meisten vorgenannten Baufeldern bei einer
vorhandenen Gelandehéhe von 33,0 bis 33,5 m lUber DHHN und die Anforderungen der
Arbeitsstattenrichtlinie fir gewerbliche Raume kaum zweckmaRig umgesetzt werden kann.
Dies entspricht der in Potsdam allgemein angestrebten hchsten Gebaudehdhe.

Die bestehenden Firsththen im Mischgebiet liegen teilweise bereits ber 49,5 m UDHHN.
Daher wird die max. zulassige Gebaudehohe im Mischgebiet auf 51,0 m UDHHN erhdht und
als Firsthohe festgesetzt. Diese Erhéhung um 1,50 m gegenlber der alten Planfassung
bertcksichtigt nicht nur, dass die Firsththen einiger Bestandsgebaude bereits hdher als 49,5
m liegen, sondern dass das Planungsziel ,funf Vollgeschosse" bei einer vorhandenen
Gelandehdhe von ca. 34,50 m iber DHHN an der GroRRbeerenstrale im Dachausbau und
bei der Neubebauung problemlos umgesetzt werden kann.

Im Gewerbegebiet der Teilflichen b, d und e wird aufgrund der Erfordernisse der
Filmproduktion ebenfalls eine max. zulassige Hohe fir bauliche Anlagen von 51,0 m
festgesetzt. Die Filmproduktion bendtigt insbesondere fiir den Kulissenbau und Green-
Screen-Anlagen eine Bauhthe bis zu 18 m. Bei einer vorhandenen Gelandehdhe von ca.
33,0 m tuber DHHN ergibt sich somit als max. zulassige Hohe fur bauliche Anlagen von 51,0
m Uber DHHN.

B.3.4. Sonstiges

B.3.4.1. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht ,I* zugunsten der Nutzer der Kleingartenflache sowie der
zustandigen Versorgungstrager sichert die ErschlieBung der im Blockinnenbereich
gelegenen Kleingartenflache von der Griinstral3e aus. Die GFL-Flache lastet auf den stdlich
an die Kleingarten angrenzenden Gewerbeflachen.

Das Leitungsrecht ,m" sichert die Ubergeordnete Abwasserdruckleitung die vom Standort
Gartenstral’e nach Stahnsdorf fuhrt. Aufgrund neuer Erkenntnisse zur tatsachlichen Lage
der Leitung wurde das Leitungsrecht im Rahmen der 1. Anderung geringfligig angepasst.

Anderungen gegeniiber rechtskraftigem Bebauungsplan Nr. 21

Durch die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 endet die PlanstralRe C kiinftig im
Westen an der westlichen Grenze der Bauflache ggg (westliche Grenze des Grundstiickes
Flur 9, Flurstick 1/5). Eine Weiterflhrung bis an das Gelande der Gewerbe im Park (GiP)
heran ist nicht erforderlich, da die GiP eine Anbindung an ihre Privatstral3en nicht zulasst.
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Eine Weiterflhrung der Planstraf3e C hatte zudem grof3e Eingriffe in das bereits im Bestand
sehr beengte Grundstick 1/5 zur Folge. Um weiterhin einen Anschluss an das Grundstlick
der GiP zumindest fur FuRganger zu ermdglichen, wird ein mit ,p“ gekennzeichnetes
Gehrecht fir die Allgemeinheit sowie ein Leitungsrecht fir die zustdndigen
Unternehmenstrager festgesetzt.

B.3.4.2. Trafostation

Zur Versorgung mit Elektrizitat wird ein Standort flr eine Trafostation der EWP an geeigneter
Stelle innerhalb der 6ffentlichen Grunflache an der Planstralle C vorgesehen. Der genaue
Standort wurde in Abstimmung mit der EWP und dem Bereich Griunflachen der
Landeshauptstadt Potsdam festgelegt.

B.3.5. Nachrichtliche Ubernahmen

Bei Nachrichtlichen Ubernahmen gemaR § 9 Abs. 6 BauGB handelt es sich um Inhalte des
Bebauungsplans, die sich entweder aus der Bindung an Rechtsnormen ergeben, die der
verbindlichen Bauleitplanung (bergeordnet sind, oder aus Inhalten gleichrangiger
Satzungen, die schon vor Aufstellung des Bebauungsplans existierten und sich auch Uber
den Geltungsbereich des Bebauungsplans erstrecken. Im Bebauungsplan kdnnen keine
Festsetzungen getroffen werden, die den nachrichtlich Ubernommenen Inhalten
entgegenstehen.

B.3.5.1. Denkmalschutz

Baudenkmale (8 2 (2) Nr. 1 BbgDSchG)

Im Geltungsbereich befinden sich drei Baudenkmale. Alle drei liegen auf dem Gelande der
ehemaligen Lokomotivenfabrik Drewitz der Firma Orenstein & Koppel an der Ahornstral3e
28-32.

- Blrogebaude, Haus 55

- Halle mit Querhaus, Haus 60

- Mehrschiffige Halle, Haus 63

Bodendenkmale

Im Geltungsbereich liegt das geschiitzte Bodendenkmal 2014 (Fundplatze Babelsberg 2-5).
Es handelt sich um einen Siedlungsplatz und Einzelfunde der Steinzeit, Siedlungen der
Voélkerwanderungszeit und des deutschen Mittelalters. Die Bodendenkmale sind durch
zahlreiche Funde belegt. Die im Bebauungsplanentwurf zur 1 Anderung ausgewiesene
Flache des Bodendenkmals entspricht dem aktuellen Stand der Kartierung der
Bodendenkmale zur Denkmalliste des BLDAM (Januar 2015).

Die im Bebauungsplan fur diese Grundstiicke getroffenen Festsetzungen bericksichtigen
lediglich die Auswirkungen der Unterschutzstellung auf die planungsrechtlich regelbaren
Inhalte. Fur jede kinftige Baumaflnahme muss die Erteilung einer denkmalrechtlichen
Erlaubnis beantragt werden. Nur im Rahmen der damit verbundenen Abstimmungen kénnen
die Festsetzungen des Bebauungsplans umgesetzt werden.

B-Plan 21 B-Plan 21, 1. Anderung
Mischgebiet (MI) 1,2 ha 1,2 ha
Gewerbegebiet (GE) 13,0ha 13,0 ha
Verkehrsflachen 2,3 ha 2,3 ha
Kleingarten 0,9 ha 0,9 ha
offentliche Griunflachen 0,4 ha 0,4 ha
Gesamtflache 17,8 ha 17,8 ha
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C. Auswirkungen des Bebauungsplans

C.1. Auswirkungen auf die Stadtstruktur

Durch den Bebauungsplan wird fir die lange brach liegenden Flachen des Maximum
Gelandes erstmals eine kleinteilige Entwicklung maéglich. Die offentliche ErschlieRung und
Neuordnung des Gelandes ermdéglicht die Ansiedlung einer Vielzahl von Gewerbebetrieben
an einem Standort, der den Ansprichen an ein modernes Gewerbegebiet zukiinftig gerecht
wird.

Durch die bisher fehlende Einbindung in das Stadtgebiet war das Gelande kaum auffindbar.
Durch die ErschlieBung werden die drei denkmalgeschiitzten Geb&aude der ehemaligen
Lokomotivenproduktion fur die Offentlichkeit wahrnehmbar.

Die zusatzlichen innerstadtischen Gewerbeflachen tragen zu einer Stadt der kurzen Wege im
Sinne der Innenentwicklung und Reduzierung einer Bebauung auf der ,,Griinen Wiese" bei.

C.2. Auswirkungen auf die Umwelt

Im Zusammenhang mit der 1. Anderung des Bebauungsplans sind keine Auswirkungen auf
die Umwelt zu erwarten. Die Umweltbelange sind ausfihrlich in der Begriindung zum
Bebauungsplan (Dezember 2005) dargelegt. Durch die Planung wird die Umweltsituation im
Gebiet insgesamt verbessert.

C.3. Soziale Auswirkungen

Durch den Bebauungsplan und die 1. Anderung entsteht kein zusatzlicher Bedarf an
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur oder Schulen, da ein relevanter Anstieg der
Bevolkerungszahl im Geltungsbereich nicht bewirkt wird. Auch eine wesentliche
Veranderung der demographischen und sozialen Zusammensetzung der Bewohner ist nicht
zu erwarten. Die Wohnbebauung im Mischgebiet war im Bestand bereits vorhanden. Das
geringflgige Verdichtungspotenzial war auch nach § 34 BauGB gegeben.

Nachhaltige Auswirkungen auf die Lebensverhéltnisse sind durch die Festsetzungen des
Bebauungsplans nicht zu erwarten.

Es handelt sich um einen Bebauungsplan im Bereich der Stadtebaulichen
Entwicklungsmal3nahme Babelsberg, so dass die Richtlinie zur sozialgerechten
Baulandentwicklung in der Stadt Potsdam vom 25.01.2017 keine Anwendung findet.

C.4. Auswirkungen auf die technische Infrastruktur

Die neu geplanten Straf3en im Bebauungsplan Nr. 21 und die Verschiebung der Planstral3e
B nach Norden durch die 1. Anderung des Bebauungsplans fiihren insgesamt zu einer
erstmaligen oOffentlichen ErschlieBung des ehemals grof3en zusammenhéngenden Gewerbe-
und Industriestandortes. Im Rahmen des Stral3enbaus wird eine umfassende Neuordnung
der Ver- und Entsorgungsleitungen erfolgen. Bisher bestand auf dem Gelande ein
undurchsichtiges privates Leitungsnetz, was aus der Zeit des ehemaligen Karl-Marx-Werkes
stammte.
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C.5. Finanzielle Auswirkungen

C.5.1. Verfahrenskosten

Die Kosten des Verfahrens werden aus dem  Treuhandvermdgen  der
Entwicklungsmaf3nahme Babelsberg finanziert.

C.5.2. Herstellungs- und Unterhaltungskosten

Nach dem derzeitigen Planungsstand sind keine erhohten Herstellungs- und
Unterhaltungskosten als Folge der geplanten Festsetzungen zu erwarten.

C.5.3. Grunderwerb

Die geplanten Flachenausweisungen des Bebauungsplans machen keinen Grunderwerb
durch die Offentliche Hand erforderlich. Grunderwerb wurde bereits durch den
Treuhanderischen Entwicklungstrager in Erflllung seiner Aufgaben durchgefihrt.

C.5.4. Planungsschaden

Entschadigungsforderungen fiir die Anderung der Festsetzungen sind gemaR BauGB zu
regeln, sofern tber das erforderliche MalR hinausgehende Aufwendungen, Beschrédnkungen
bestehender Nutzungsrechte oder wesentliche Wertminderungen der betroffenen
Grundstiicke vorliegen.

Mit der Herleitung von Entschédigungsanspriichen ist nicht zu rechnen.
Alle Nutzungen, die nicht in den Festsetzungsrahmen des Bebauungsplans passen,
genie3en Bestandsschutz, d.h. die Anderungen sind erst dann zu gewabhrleisten, wenn dies

freiwillig oder aus anderen Griinden erforderlich wird.

Genehmigte Hauptnutzungen innerhalb der privaten Griunflachen genieRen ebenfalls
Bestandsschutz.
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D. Verfahren

D.1. Ubersicht iber den Verfahrensablauf

Das 1. Anderungsverfanren wurde durch den  Aufstellungsbeschluss  der
Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam vom 04.12.2013 eingeleitet
und im Amtsblatt 01/2014 fir die Landeshauptstadt Potsdam vom 23.02.2014 bekannt
gemacht

D.2. Uberblick tiber die Beteiligungsverfahren

D.2.1. Fruhzeitige Beteiligung von Offentlichkeit, Behdrden und Nachbargemeinden

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemal? § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit
vom 06.11. bis zum 06.12.2014. In dieser Zeit konnte die Offentlichkeit in den Raumen des
Bereichs Stadterneuerung der Landeshauptstadt Potsdam den Vorentwurf der 1. Anderung
des Bebauungsplans Nr. 21 einsehen und Stellungnahmen dazu abgeben. Erganzend dazu
wurden die Unterlagen, die Gegenstand der frihzeitigen Beteiligung waren, zur
Einsichtnahme ins Internet eingestellt.

Die Ankindigung der frihzeitigen Beteiligung wurde im Amtsblatt 14/2014 der
Landeshauptstadt Potsdam vom 30.10.2014 ortsiblich bekannt gemacht. Es wurden keine
Stellungnahmen von Birgerinnen und Blrgern abgegeben.

Die frihzeitige Beteiligung der Beh6rden und sonstigen Tréger offentlicher Belange gemal §
4 Abs. 2 BauGB erfolgte vom 06.11 bis zum 06.12.2014. Mit Schreiben vom 03.11.2014
wurden die von der Planung betroffenen Behdrden und Stellen, die Trager o6ffentlicher
Belange sind (T6B), sowie die stadtischen Fachbereiche angeschrieben und um
Stellungnahme zur Planung gebeten. Insgesamt 18 Behoérden und sonstige Trager
offentlicher Belange sowie 9 Fach- und Geschéftsbereiche haben sich zum Bebauungsplan
gedulert.

D.2.2. Auslegung Beteiligung von Offentlichkeit, Behérden und Nachbargemeinden

Die offentliche Auslegung des Entwurfs zur 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 fand
gemall § 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 04.03.2016 bis
04.04.2016 im Bereich Stadterneuerung der Landeshauptstadt Potsdam statt. Wahrend der
Beteiligung wurde der Offentlichkeit die Gelegenheit zur AuBerung und Erorterung gegeben.
Erganzend wurden der Entwurf zur 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 in das Internet
eingestellt.

D.2.2.1 Burger

Wahrend der Auslegungsfrist sind insgesamt 10 Stellungnahmen von betroffenen Blrgern
eingegangen. Dabei liegen zwei Stellungnahmen mit identischem Inhalt von einem
Eigentimer vor, der zwei Grundsticke im Geltungsbereich des B-Plans besitzt. Mehrere
Birger haben gleichlautende Stellungnahmen eingereicht. Diese werden gemeinsam
abgewogen. Nach Ablauf der Frist ist eine weitere Stellungnahme sowie eine Prazisierung
einer fristgerecht eingegangenen Stellungnahme von betroffenen Blrgern abgegeben
worden. Diese werden ebenfalls bei der Abwagung bericksichtigt.
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Aufgrund der seitens der Birger vorgebrachten Hinweise und Anregungen wurden die
festgesetzten baulichen Hohen noch einmal in Bezug zur Gelandeh6éhe und zur
festgesetzten Geschossigkeit Gberpriift und eine starkere Differenzierung vorgenommen:

Im Mischgebiet mit einer Zulassigkeit von V Geschossen und einer Geldndehdhe von ca.
34,50m diurfen bauliche Anlagen eine Hb6he von 51,0m UDHHN als Firsthohe nicht
Uberschreiten. Um die im Mischgebiet vorhandene Dachlandschaft auch zukinftig zu
gewabhrleisten, wird zudem eine Traufhdéhe von 47,5 m GDHHN und zumindest stral3enseitig
ein geneigtes Dach als drtliche Bauvorschrift (als textliche Festsetzung Nr. 12.2) festgesetzt
werden.

Im Gewerbegebiet Teilflachen c, f, g, gg, ggg, h, i, j und k durfen bauliche Anlagen eine
Hohe von 49,0m UDHHN nicht Gberschreiten. Die Gelandehéhe liegt hier bei ca. 33,00m.

Im Gewerbegebiet Teilflachen b, d und e durfen bauliche Anlagen eine H6he von 51,0 m
UDHHN nicht Uberschreiten. Die textliche Festsetzung Nr. 2.1 zur max. zulassigen Héhe von
baulichen Anlagen wurde entsprechend den Anregungen der Blrger prazisiert.

Weitere Anregungen bezlglich einer Erhéhung zum Mal3 der baulichen Ausnutzung bei
gleichzeitiger Forderung nach einer Reduzierung der Pflanzfestsetzungen sowie die vollige
Aufgabe der Einschrankung der gewerblichen Nutzung werden stadtebaulich nicht
beflrwortet.

D.2.2.2. Behdrden und sonstige Trager tffentlicher Belange

Mit Schreiben vom 02.03.2016 wurden 18 Behdrden und sonstige Trager offentlicher
Belange zur Stellungnahme zu den Festsetzungen des Bebauungsplan-Entwurfs,
einschlielich Umweltbericht, aufgefordert.

Es liegen 13 Stellungnahmen vor. Davon hatten 9 Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher
Belange keine Anregungen oder Hinweise bzw. waren in ihren Belangen nicht betroffen. Bei
den 4 abwagungsrelevanten Stellungnahmen handelte es sich inhaltlich um Hinweise,
welche zur Kenntnis genommen wurden, bzw. zu einer redaktionellen Anderung im
Begriindungstext fiihrten. Eine Anderung von Festsetzungen wurde seitens der betroffenen
Behorden weder gefordert, noch erschien es angesichts der Stellungnahmen notwendig.

D.2.2.3. Fachbereiche

Mit Schreiben vom 01.03.2016 wurden parallel zur Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange die Fachbereiche der Landeshauptstadt Potsdam Uber die
Planung unterrichtet und zur Stellungnahme zu den Festsetzungen des Bebauungsplan-
Entwurfs aufgefordert. Es wurde 13 Bereiche angeschrieben. Es liegen 8 Stellungnahmen
vor. Davon hatten 3 Fachbereiche keine Anregungen, Hinweise bzw. waren in ihren
Belangen nicht betroffen. In den vorliegenden Stellungnahmen wurden Hinweise und
Anregungen vorgebracht, welche zur Kenntnis genommen wurden bzw. zu Erganzung und
Préazisierung in der Begriindung fuhrten.

D.2.3. Erneute Auslegung Beteiligung von Offentlichkeit und Behdrden

Aufgrund von Anderungen am Bebauungsplan fand im Zeitraum 26.01.2017 bis 28.02.2017
eine erneute o6ffentliche Auslegung des Entwurfs gemafd § 13 Abs. 2 Nr. 2i. V. m. § 3 Abs. 2
BauGB im Bereich Stadterneuerung der Landeshauptstadt Potsdam statt. Wahrend der
Beteiligung wurde der Offentlichkeit die Gelegenheit zur AuRerung und Erérterung gegeben.
Erganzend wurden der Entwurf zur 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 in das Internet
eingestellt.

D.2.3.1 Burger
Wahrend der Auslegungsfrist ist eine Stellungnahmen einer Rechtsanwaéltin fur drei
betroffene Grundstiickseigentimer eingegangen. Die Anregungen beziglich einer Erhthung
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zum MalRd der baulichen Ausnutzung bei gleichzeitiger Forderung nach einer Reduzierung
der Pflanzfestsetzungen sowie die vollige Aufgabe der Einschrankung der gewerblichen
Nutzung werden stadtebaulich nicht beflrwortet.

D.2.3.2 Behorden

Aufgrund von Einwendungen aus der ersten Beteiligung der Offentlichkeit zur Anderung des
Bebauungsplans wurden unter Berlcksichtigung von gestalterisch stadtebaulichen
Gesichtspunkten und den besonderen Belangen und Ansprichen der Filmproduktionsstatte
die Hohenfestsetzungen angepasst. Diese Anderung machte eine erneute Beteiligung
erforderlich. Im Rahmen dieser Beteiligung wurde das Brandenburgische Landesamt fir
Denkmalpflege und Archdologisches Landesmuseum, Abt. Denkmalpflege als einzige von
der Anderung betroffene Behdrde gebeten, bis zum 28.02.2017 eine Stellungnahmen
abzugeben.

Das Brandenburgische Landesamt fir Denkmalpflege und Archaologisches Landesmuseum
Abt. Denkmalpflege hat keine Stellungnahme abgegeben.

D.2.3.3 Fachbereiche

Mit Schreiben vom 23.01.2017 wurden parallel zur Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange die von der Anderung betroffenen Fachbereiche der
Landeshauptstadt Potsdam Uber die Planung unterrichtet und zur Stellungnahme zu den
Festsetzungen des Bebauungsplan-Entwurfs aufgefordert. Es wurden 7 Bereiche
angeschrieben. Gegen die Planung hat sich keiner der beteiligten Bereiche ausgesprochen.

Es liegen 7 Stellungnahmen vor. Davon hatten folgende Fachbereiche keine Anregungen,
Hinweise bzw. sahen sich in ihren Belangen nicht betroffen:
- Bereich Bauaufsicht, (441-Stellungnahmen vom 28.02.2017)

- Untere Denkmalschutzbehorde (442 — Stellungnahme vom 27.02.2017)

Der Fachbereich Feuerwehr (37 — Stellungnahme vom 01.02.2017) hat Hinweise gegeben,
bzw. Anforderungen zum Loéschwasserbedarf formuliert, die nicht im Rahmen eines
Bebauungsplanverfahrens, sondern erst im Baugenehmigungsverfahren oder bei
StralBenplanungen berticksichtigt werden kdénnen.

Aufgrund der Hinweise der Unteren Naturschutzbehérde (443 — Stellungnahme vom
27.02.2017) und des Bereichs Stadtentwicklung (464) wird die textliche Festsetzung Nr. 7.7
zur Pflanzung von Strallenbdumen entlang der Orenstein & Koppel-Stra3e wieder
aufgenommen.

Den Hinweisen des Bereichs Stadtentwicklung (464 — Stellungnahme vom 13.02.2017) zum
Stand der Landes- und Regionalplanung, zur sozialen Infrastruktur und zum Einzelhandel
wurde bereits gefolgt. Aus ihnen resultierten redaktionelle Erganzungen und Anderungen der
textlichen Festsetzungen und der Begrundung in der Entwurfsfassung zur erneuten
Auslegung des Bebauungsplanes vom 04.08.2016. Dem Hinweis zur weiteren Anwendungen
der Abstandsleitlinie vom Bereich Stadtentwicklung wird dagegen nicht gefolgt.

Aufgrund der Hinweise vom Fachbereich Grin- und Verkehrsflachen (47 — Stellungnahme
vom 24.02.2017) werden fur die Planstralen A, B und C die bereits beschlossenen
StraRennamen in den Begriindungstext und die Planzeichnung aufgenommen.

Der Bereich Wirtschaftsforderung (923 — Stellungnahme vom 27.02.2017) unterstltzt die
Planungsziele zur 1. Anderung des Bebauungsplanes.
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Hinweis
Die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 21 wurde auf der aktuellen Katastergrundlage des
Bereichs Kataster und Vermessung der Landeshauptstadt Potsdam erstellt.
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E. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. I S. 3634).

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung vom 19. Mai 2016 (BGBI. 1/16
Nr.14).

Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786).

Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitpldne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung — PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. I, 1991 S. 58), geéndert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI. | S. 1057).
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F. Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung

11

1.2

1.3

Im gesamten Mischgebiet (M) sind folgende, nach § 6 Abs. 2 BauNVO zulassige Nut-
zungen nur ausnahmsweise zulassig:

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

(Rechtsgrundlage 8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB iV. mit 8 1 Abs. 5 und &8 6 Abs. 2
BauNVvO)

Im gesamten Mischgebiet (MI) sind folgende nach § 6 Abs. 2 BauNVO zulassige Nut-
zungen nicht zulassig:

- Gartenbaubetriebe,
- Tankstellen,

- Vergnugungsstatten.

(Rechtsgrundlage 8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB iV. mit 8 1 Abs. 5 und § 6 Abs. 2
BauNVO)

Im gesamten Mischgebiet (MI) sind die nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO in Mischgebieten
zuladssigen  Einzelhandelsbetriebe  zuldssig, sofern sie dem  Anlagentyp
Nachbarschaftsladen (Convenience-Store) entsprechen.

Ausnahmsweise sind weitere Einzelhandelsbetriebe zuléssig, wenn sie im Kernsortiment

zentrenrelevante Sortimente fir die Nahversorgung der Potsdamer Liste anbieten, in

einer Nahversorgungsliicke liegen und standortgerecht dimensioniert sind. Bei diesen

handelt es sich um folgende Sortimente:

- Nahrungsmittel, Getranke und Tabakwaren

- Apotheken, medizinische, orthopadische und kosmetische Artikel (einschlie3lich
Drogerieartikel)

- Bucher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Birobedarf

AuR3erdem sind weitere Einzelhandelsbetriebe ausnahmsweise zuléssig, wenn sie im

Kernsortiment sonstige zentrenrelevante Sortimente der Potsdamer Liste anbieten und

standortgerecht dimensioniert sind. Bei diesen handelt es sich um folgende Sortimente:

- Textilien

- Bekleidung

- Schuhe und Lederwaren

- Haushaltsgegenstande (einschlief3lich Campingmébel)

- Keramische Erzeugnisse und Glaswaren

- Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren

- Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Beetpflanzen, Wurzelstécke und
Blumenerde

- Zoologischer Bedarf und lebende Tiere

- Heimtextilien

- Elektrische Haushaltsgerate, Gerate  der  Unterhaltungselektronik  und
Musikinstrumente

- Kunstgegenstande, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Minzen und
Geschenkartikel

- Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck

- Spielwaren

- Augenoptiker

- Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker)

- Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software

- Telekommunikationsendgerate und Mobiltelefone
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1.4

15

1.6

1.7

1.8

- Sport- und Campingartikel (ohne Campingmdobel), ausgenommen Sport- und
Freizeitboote und Zubehor
- Sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen Biromébel und Brennstoffe

(Rechtsgrundlage : § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO und § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

Im gesamten Gewerbegebiet (GE) sind folgende, nach § 8 Abs. 2 BauNVO allgemein zu-
lassige Anlagen nicht zulassig:

- Lagerplatze, sofern sie nicht von untergeordneter Bedeutung sind und fiir die sonstige
Grundstiicksnutzung notwendig sind,

- Technische Anlagen im Freien,

- Anlagen, die nach 4. BImSchV, Spalte 1 und 2 genehmigungspflichtig sind.
(Rechtsgrundlage § 1 Abs. 9 und § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 8 Abs. 2 BauNVO)

Im Gewerbegebiet (GE) auf den Flachen d, e, h und j sind folgende im GE allgemein
zulassige Nutzungen nicht zuldssig: Eigenstédndige Geschéafts-, Biro- und
Verwaltungsgebaude, Anlagen fiir sportliche Zwecke. Folgende nach § 8 Abs. 3 Nr. 2
und 3 ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen koénnen auf den genannten Flachen nicht
zugelassen werden: Anlagen fir Kkirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche
Zwecke, sowie Vergnigungsstatten. Ausgenommen hiervon sind auf den Flachen d und
e Nutzungen aus dem Bereich der Medienwirtschaft sowie medienbezogene
Freizeitnutzungen.

(Rechtsgrundlage § 1 Abs. 9 und § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 8 Abs. 2 BauNVO)

In den Gewerbegebieten GE b, ¢, d, e, f, g, gg, und ggg sind Einzelhandelsbetriebe nicht
zulassig.

(Rechtsgrundlage : § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO und § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)

In den Gewerbegebieten h, i, j, und k sind Einzelhandelsbetriebe zuléassig, sofern sie
nicht-zentrenrelevante Sortimente anbieten. Diese Sortimente sind:

- Beleuchtungsartikel

- Fahrrader, Fahrradteile und Zubehor

- Kraftwagen

- Kraftwagenteile und Zubehor

- Kraftrader, Kraftradteile und Zubehor

- Wohnmobel (inkl. Matratzen)

- Eisen-, Metall- und Kunststoffwaren (einschlieBlich Sanitdrkeramik, Garagen,
Gewachshauser, Geratehduschen und Baubuden)

- Anstrichmittel

- Bau- und Heimwerkerbedarf

- Tapeten- und Bodenbeléage (einschliel3lich Teppiche)

- Aus der Unterklasse Blumen, Pflanzen und Saatgut: Beetpflanzen, Wurzelstocke und
Blumenerde

- Aus der Unterklasse Sport- und Campingartikel: Sport- und Freizeitboote und Zubehor

- Aus der Unterklasse Sonstiger Facheinzelhandel: Buromdbel und Brennstoffe
- Mineral6lerzeugnisse

(Rechtsgrundlage : § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO und § 8 Abs. 2 Nr .1 BauNVO)

In den Gewerbegebieten sind an den Endverbraucher gerichtete Verkaufsstatten von
Gewerbebetrieben aller Art (einschlieBlich Handwerksbetriebe) nur ausnahmsweise
zulassig, wenn sie ausschlieBlich dort hergestellte oder weiterzuverarbeitende oder
weiterverarbeitete Produkte verduf3ern und in einem unmittelbaren réaumlichen und
funktionalen Zusammenhang mit dem entsprechenden Gewerbebetrieb stehen. Die
Summe an Verkaufs- und Ausstellungsflache darf nur einen deutlich untergeordneten Teil
von hochstens 10% der Geschossfliche des Gewerbebetriebs einnehmen. Bei
zentrenrelevanten Sortimenten darf die Verkaufsflache héchstens 150 m2 betragen.
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1.9

1.10

(Rechtsgrundlage : § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO)

Im Mischgebiet (M) sind auf den nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen Stellplatze und
Garagen i.S.v. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen i.S.v. § 14 BauNVO unzulassig.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

Im gesamten Gewerbegebiet sind auf den mit A und B gekennzeichneten Flachen
Stellplatze und Garagen i.S.v. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen i.S.v. § 14 BauNVO
unzulassig.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

2. Malf3 der Nutzung

2.1 Im gesamten Mischgebiet (MI) darf die Firsthéhe von 51,0 m GDHHN nicht Uberschritten
werden. Die Traufkante darf im gesamten Mischgebiet nicht hdher als bei 47,5 m GDHHN
liegen.

Im Gewerbegebiet (GE) Teilflachen c, f, g, gg, 9gg, h, i, j und k dirfen bauliche Anlagen
eine Hohe von 49,0m UDHHN nicht Uberschreiten. Im Gewerbegebiet Teilflachen b, d
und e dirfen bauliche Anlagen eine Hohe von 51,0 m UDHHN nicht Uberschreiten.
Eine Uberschreitung der maximal zulassigen Gebaudehshe durch technische Aufbauten,
wie Schornsteine und Luftungsanlagen ist ausnahmsweise zuldssig. Bei Uberschreitung
der maximal zulassigen Hohe der baulichen Anlagen durch Bestandsgeb&aude gilt die im
Bestand vorhandene First- und Traufhéhe.
(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 16 Abs. 4 BauNVO)

3. Bauweise, Uberbaubare Grundstlicksflache

3.1 Fir das Mischgebiet (MI) wird als Bauweise eine geschlossene Bebauung festgesetzt.
(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 3 BauNVO)

3.2 entfallt

3.3 Die maximale Bebauungstiefe im Mischgebiet (MI) betrdgt 13 m gerechnet von der
straRenseitigen Baugrenze an. Eine Uberschreitung fir Treppenhauser kann bis zu einer
Tiefe von 2 m zugelassen werden. Fir vorhandene Remisen und Anbauten wird ein
Bestandsschutz eingeraumt.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 4 BauNVO)
4, Stellplatze, Zufahrtsbereiche und Verkehrsflachen

4.1 Tiefgaragen sind nur innerhalb der Gberbaubaren Flachen zuléssig.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V. mit § 12 Abs. 6 BauNVO)
5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

5.1 Die Flache | ist mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Nutzer der
Kleingartenanlage und mit einem Leitungsrecht zugunsten des zustandigen
Versorgungstragers zu belasten.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 21)
5.2 Die Flache m (Schmutzwasserdruckleitung) ist mit einem Leitungsrecht zugunsten der

zustandigen Versorgungstrager zu belasten.
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5.3
54

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
entfallt

Die Flache p ist mit einem Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit sowie mit einem
Leitungsrecht zugunsten des zustandigen Versorgungstragers zu belasten.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

6. Befestigung von Flachen (8 9 (1) Nr. 20BauGB)

6.1

Grundstlickszufahrten, Stellplatze und Zuwege dirfen nur im erforderlichen Maf3 befestigt
werden. Auch Wasser- und Luftdurchlassigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzuldssig,
soweit andere Belange nicht vorgehen.

Zudem sind im Geltungsbereich fur die befestigten Anteile 6ffentlicher Grunflachen nur
wasser- und luftdurchlassige Ausfuhrungen (Rasenpflaster, Rasengittersteine,
Rasenschotter, wassergebundene Decke oder dhnliches) zulassig.

7. Pflanzbindungen und Pflanzpflichten gemaR § 9 (1) Nr. 25i. V. mit Nr. 20 BauGB
Anpflanzung von StraBenbaumen (ohne Standortbindung)

7.1
7.2

7.3

7.4

7.5

7.6
7.7

entfallt

An der Grol3beerenstralie ist die Lindenallee durch das Anpflanzen von Krim-Linden (Tilia
X euchlora) mit einem Stammumfang von mindestens 18/20 cm auf der sidlichen
StraRenseite wiederherzustellen. Der Pflanzabstand richtet sich nach den vorhandenen
Baumabstanden an der Grol3beerenstralle. Fur die Baumscheiben bzw. Pflanzbeete ist
eine Mindestgrdl3e von 6 m2 einzuhalten.

An der Grinstral3e ist die Allee im noérdlichen Abschnitt im Bereich der offentlichen
Grunflache durch das Anpflanzen von Rotdorn (Crataegus laevigata 'Paul's Scarlet’) mit
einem Stammumfang von mindestens 18/20 cm auf beiden Strallenseiten
wiederherzustellen. Der Pflanzabstand richtet sich nach den vorhandenen
Baumabstanden. Fir die Baumscheiben bzw. Pflanzbeete ist eine Mindestgrofie von 6
m?2 einzuhalten.

An der Grinstral3e ist die Allee im sudlichen Abschnitt durch das erganzende Anpflanzen
einer grof3kronigen Baumart mit einem Stammumfang von mindestens 18/20 cm auf
beiden StralRenseiten wiederherzustellen. Die Verwendung von Gehélzen der Pflanzliste
1 wird empfohlen. Der Pflanzabstand richtet sich nach den vorhandenen Baumabstanden
und Grundstiickszufahrten. Fir die Baumscheiben bzw. Pflanzbeete ist eine Mindest-
gréRe von 6 m2 einzuhalten.

An der Ahornstrale ist eine Baumreihe durch das erganzende Anpflanzen von
Spitzahorn (Acer platanoides) mit einem Stammumfang von mindestens 18/20 cm auf der
westlichen Stra3enseite wiederherzustellen. Der Pflanzabstand richtet sich nach den
vorhandenen Baumabstanden und Grundstiickszufahrten. Fir die Baumscheiben bzw.
Pflanzbeete ist eine Mindestgréf3e von 6 m2 einzuhalten.

entfallt

An der Orenstein & Koppel StralRe an der sidlichen Grenze des Geltungsbereichs sind
beidseitig Baumpflanzungen mit einer groRkronigen Baumart gemal beigeflgter
Pflanzliste 1 vorzunehmen. Auf 100 gm StraRenraum sind in der Regel alle 7 bis 12 m
Hochstamme mit einem Stammumfang von mindestens 18/20 cm zu pflanzen. Fur die

Baumscheiben bzw. Pflanzbeete ist eine Mindestgréf3e von 6 m? und eine Mindestbreite
von 2 m einzuhalten.
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8. Mindestbepflanzung der Baugrundstiicke gemal § 9 (1) Nr. 25 BauGB

8.1

8.2

Die entsprechend der festgesetzten GRZ nicht Uberbaubaren bzw. nicht far
Nebenanlagen gem&dR § 19 BauNVO nutzbaren Grundsticksflachen sind als
Vegetationsflachen anzulegen und auf Dauer gartnerisch zu unterhalten. Auf mindestens
50 % der Flache sind heimische und standortgerechte Pflanzenarten zu verwenden.
Vorhandene standortgerechte Gehélze sind zu erhalten. Auf Gewerbe- und
Mischgebieten (GE, MI) sind zu einem Flachenanteil von mindestens 10 % der
Gesamtflache die Vegetationsflachen in Form von extensiven Mahwiesen dauerhaft
anzulegen und zu unterhalten. Auf mindestens 10 % der Gesamtflache von GE- und MI-
Gebieten sind Gehodlze gemald beigefligter Pflanzliste 2 zu pflanzen und dauerhaft zu
unterhalten, dass der Eindruck einer dichten Hecke entsteht

* Anpflanzen von B&aumen II. Ordnung mit einem Stammumfang der Sortierung
mindestens 16/18 cm, Heistern ab 150/175 cm hoch und Stréauchern je nach Art in der
Sortierung mindestens 60/80 cm hoch;

*  Pflanzdichte und -mischung: Aufbau einer mindestens 2-zeiligen Hecke mit je 100 m’
1 Baum Il. Ordnung und 5 Heistern sowie mit 3 Stick StrAuchern pro
Ifd. m Heckenzeile.

Flachen mit Pflanzbindung kdnnen hierauf angerechnet werden.

In den Gewerbegebieten mit einer GRZ von 0,5 sind je 600 m2 und in dem
Gewerbegebiet mit einer GRZ von 0,6 je 750 m2 Baugrundstiicksflache mindestens ein
Laubbaum mit einem Stammumfang von 16/18 cm oder zwei hochstdmmige Obstbdume
mit dem Stammumfang von 10/12 cm zu pflanzen und zu erhalten. Bei der Ermittlung der
Zahl der zu pflanzenden Baume sind die auf dem Grundstiick vorhandenen und nach der
Baumalnahme erhaltenen Baume anzurechnen. Dartber hinaus kdnnen die laut
textlicher Festsetzung 10.2 zu pflanzenden Baume angerechnet werden. Abweichend
hiervon sind auf den gewerblichen Bauflachen g und gg zur Erhaltung des bestehenden
Charakters nach der oben beschriebenen MaRgabe Kiefern (Pinus sylvestris) zu
pflanzen.

9. Mindestbepflanzung von Stellplatzen gemal § 9 (1) Nr. 25 BauGB

9.1

Ebenerdige Stellplatzanlagen mit mehr als 4 Stellplatzen sind durch Baume zu begrinen.
Je 4 Stellplatze ist mindestens ein hochstammiger Laubbaum der beigefiigten Pflanzliste
1 mit einem Stammumfang von mindestens 18/20 cm in direkter Zuordnung zu den
Stellplatzen zu pflanzen. Dabei sind Baumscheiben in einer Gré3e von mindestens 6 m2
herzustellen.

Abweichend hiervon sind auf den gewerblichen Bauflachen g und gg zur Erhaltung des
bestehenden Charakters bei der Stellplatzbegriinung nach der oben beschriebenen
MaRgabe Kiefern (Pinus sylvestris) zu pflanzen.

10. Besondere Pflanzfestsetzungen gemafi § 9 (1) Nr. 25 BauGB

10.1 Die im Plan mit A gekennzeichneten Flachen zum Anpflanzen und mit Bindung fur die

Bepflanzung und Erhaltung ist derart zu bepflanzen, dass der Eindruck einer dichten
Hecke entsteht. Die Verwendung von Gehélzen der Pflanzliste 2 wird empfohlen.
Hinsichtlich der Pflanzenqualitdt und Pflanzdichte sind die Angaben der textlichen
Festsetzung Nr. 8.1 maRRgebend. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Baume
sind die auf dem Grundstiick vorhandenen und nach der Baumaflinahme erhaltenen
B&aume anzurechnen.

Die Festsetzung gilt nicht fiir die erforderlichen Schutzbereiche von Leitungen innerhalb
der mit A gekennzeichneten Fléche. Diese Bereiche sind als Mahwiesen anzulegen.
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11.

10.2

Die im Plan mit B gekennzeichneten Flachen zum Anpflanzen und mit Bindung fir die
Bepflanzung und Erhaltung sind mit Arten der beigefligten Pflanzliste 2 derart zu
bepflanzen, dass der Eindruck eines stadtischen Vorgartens entsteht.

*  Anpflanzen von Baumen Il. Ordnung mit einem Stammumfang der Sortierung
mindestens 16/18 cm und Strauchern je nach Art in der Sortierung mindestens 40/60
cm hoch;

* Pflanzdichte und -mischung: je 100 m? 3 Baume II. Ordnung und mindestens 20
Straucher.

Die Pflanzbindung gilt nicht fur Grundstuckszufahrten und Wege. Bei der Ermittlung der
Zahl der zu pflanzenden Baume sind die auf dem Grundstiick vorhandenen und nach der
Baumalinahme erhaltenen Baume anzurechnen.

Immissionsschutz

11.1.

11.2.

11.3

114

Im Gewerbegebiet (GE) Teilflachen b bis d sind nur solche Betriebe und Anlagen
zuléssig, deren Larmemissionen soweit begrenzt sind, dass die von dieser Flache
ausgehende immissionswirksame flachenbezogene Schalleistung 55 dB(A) (tags) und 45
dB(A) (nachts) nicht Uberschreitet.

(Rechtsgrundlage § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO)

Zum Schutz vor Auenldarm missen bei schutzbedirftigen R&umen bewertete
Luftschallddmmmale nach DIN 4109, Ausgabe 1989, entsprechend der in der
Planzeichnung dargestellten Larmpegelbereiche erfiillt werden.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Im Mischgebiet (MI) gilt bei Modernisierungs-, Neubau- und Umbaumal3nahmen
folgendes: Bei Wohnungen mit bis zu zwei Aufenthaltsrdumen muss mindestens ein, bei
Wohnungen mit mehr als zwei AufenthaltsrAumen missen mindestens zwei
AufenthaltsrAume mit den notwendigen Fenstern von der Straf3e abgewandt sein. Sollte
dies nicht mdglich sein, sind Schlafraume und Kinderzimmer mit schallgedammten
Liftungseinrichtungen mit den sich aus Festsetzung 11.2 ergebenden Anforderungen an
das bewertete Schallddmmmal auszustatten.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB).

In den in die Teilflachen b - k gegliederten Teilen des Gewerbegebietes sind nachfolgend
aufgefiihrte Betriebe und Anlagen nicht zulassig:

Teilflache b bis d: Abstandsklassen | bis VI,
Teilflache e bis i: Abstandsklasse | bis VI,

Teilflache j und k: Abstandsklasse | bis V der Abstandsleitlinie des Landes Brandenburg
vom 06.06.1995.

Gemal § 31 Abs. 1 BauGB konnen abweichend davon in den Teilflachen b bis d
Betriebsarten der Abstandsklasse VII (auf den Teilflachen e bis i entsprechend der
Abstandsklasse VI) zugelassen werden, wenn im Einzelfall der Nachweis vorliegt, dass
diese Betriebe und Anlagen in ihren Abstandserfordernissen den immissionsschutzre-
levanten Schutzbestimmungen genlgen oder wenn sich die Einstufung in der
Abstandsleitlinie ausschlieBlich oder (berwiegend aus Grinden des L&armschutzes
ergibt.

(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB)

Hinweis:

Die Abstandsleitlinie kann in der Stadtverwaltung im Bereich Stadterneuerung
eingesehen werden.
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12. Sonstiges

12.1. entfallt
12.2. Ortliche Bauvorschrift zur Regelung der Ausbildung von Dachern:

Im Mischgebiet sind die Dacher stral3enseitig mit geneigten Dachflachen auszufuhren.
(Rechtsgrundlage § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 87 Nr. 8 BbgBO)

Sonstige Hinweise:
Die Einteilung der StraRBenverkehrsflache ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

Die nachfolgenden Pflanzlisten haben empfehlenden Charakter und stellen keine
abschlieRende Aufstellung dar.
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Pflanzliste 1: Empfehlungen zur Verwendung fir den Stral3enraum, Stellplatze

Grol3kronige Baumarten:

Acer platanoides Spitz-Ahorn
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn
Betula pendula Sand-Birke
Fraxinus excelsior Gemeine Esche
Quercus robur Stiel-Eiche
Robinia pseudoacacia Robinie, Falsche Akazie
Tilia cordata Winter-Linde
Tilia platyphyllos Sommer-Linde
Tilia tomentosa Silber-Linde
Tilia x euchlora Krim-Linde
Kleinkronige Baumarten:

Corylus colurna Baumhasel
Crataegus laevigata ‘Pauls Scarlet’ Rotdorn

Crataegus monogyna
Sorbus intermedia

Pyrus calleryana “Chanticleer’

Prunus avium “Plena’
Prunus subhirtella "Dahlem’
Malus hybrida “Hilleri’
Malus hybrida "Liset’

Eingriffliger Weil3dorn
Schwedische Mehlbeere
Chinesische Wildbirne
Geflllte Vogel-Kirsche
Gefllte Dahlem-Kirsche
Zierapfel Hilleri
Zierapfel Liset

Pflanzliste 2: Empfehlungen zur Verwendung fur naturnahe Grinanlagen,
Heckenpflanzungen und Vorgarten
Baumarten I./ll. Ordnung, Heister:
Acer campestre Feld-Ahorn Quercus robur Stiel-Eiche
Alnus glutinosa Schwarz-Erle Sorbus aucuparia Eberesche
Betula pendula Sand-Birke Ulmus laevis Flatter-Ulme
Carpinus betulus Hainbuche Tilia cordata Winter-Linde
Crataegus monogyna WeilRdorn diverse Malus-, Pyrus- und  Obstbaume wie Apfel,
Prunus-Arten Birne, Kirsche etc.
Fagus sylvatica Rotbuche Verwendung der Obstsorten in geringem Maf und alte,

Fraxinus excelsior
Salix alba

Gemeine Esche
Silber-Weide

regionaltypische Sorten bzw. Wildformen

Straucharten:

Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Crataegus laevigata
Evonymus europaeus
Frangula alnus
Lonicera xylosteum

Roter Hartriegel
HaselnulR

Eingrif. WeiRdorn
Zweigrif. Weil3dorn
Europ. Pfaffenhitchen
Faulbaum
Heckenkirsche

Rhamnus frangula
Rosa canina agg.
Rosa corymbifera
Rosa rubiginosa
Salix caprea

Salix viminalis
Sambucus nigra

Faulbaum
Hunds-Rose
Busch-Rose

Schott. Zaunrose
Sal-Weide
Korbweide
Schwarzer Holunder

Prunus spinosa Schlehe Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Rhamnus catharticus Kreuzdorn Viburnum opulus Gewohnl. Schneeball
Kleinstraucher:

Rosa tomentosa Filzrose Salix purpurea Purpurweide

Rosa spinosissima Bibernellrose Salix repens Kriechweide

Auswahl Kleinstraucher fur

den Vorgarten:

Buxus spec.
Hydrangea spec.

Potentilla fractiosa spec.
Hypericum spec.

Buchsbaum
Hortensien-Arten

Fingerkraut-Arten

Rubus ordoratus
Spirea japonica
Waterer'

Spirea firtschiana

'Anthony

Zimthimbeere
Rote Sommerspiere

Klein-Spiere
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Fur die Pflanzungen gemaf Pflanzliste 2 ist nach Méglichkeit autochthones Material (z.B. Bdume aus
Forstbaumschulen, Heu als Wiesensaatgut aus intakter Nutheniederung, Straucher aus Baumschulen
des DBU-Projekts der FU ab 2004) zu verwenden.

Pflanzliste 3: Empfehlungen zur Fassadenbegriinung

Kletterpflanzen:
Clematis vitalba Gewdhnliche Waldrebe
Lonicera x heckrottii Geil3blatt
Clematis montana Anemonen-Waldrebe
Parthenocissus quinquefoluia Wilder Wein
Hedera helix Efeu
Parthenocissus tricuspidata 'Veitchii' Wilder Wein
Lonicera caprifolium Echtes GeiR3blatt

Die Pflanzlisten haben empfehlenden Charakter und stellen keine abschlieRende Aufstellung
dar.

Seite 47 von 47



	Vorlage
	Anlage  1 Anlage 1 Kurzeinführung
	Anlage  2 Anlage 2 Abwägungsvorschlag Öffentlichkeit
	Anlage  3 Anlage 3 Planzeichnung B-Plan Nr. 21, 1. Änderung
	Anlage  4 Anlage 4 Begründung

